
N

A

C

H

R

I

C

H

T

E

N

AKADEMIE

FÜR RAUMFORSCHUNG

UND LANDESPLANUNG

Großflächiger Einzelhandel

als Herausforderung

Notwendigkeit einer

Volkszählung für Deutschland

Novellierung des

Raumordnungsgesetzes

3  2006

Metropolregionen

und territoriale Kohäsion

Neuerscheinungen

Clusterpolitik

im ländlichen Raum

Koordinations- und Kooperations-

bedarf beim Umgang

mit der Ressource Wasser

Wasser als Element

der Raumplanung



INHALT

I 3/2006

Inhalt

ARL-Veranstaltungen

Raumforschung/-entwicklungspolitik

Zur DiskussionZur Diskussion ARL-Zeitschriftenschau 29

■ Wie hell strahlen „Leuchttürme“?

Anmerkungen zur Clusterpolitik im ländlichen
Raum   1

■ Großflächiger Einzelhandel als Herausforderung

Raumordnungspolitischer Handlungsbedarf zur
Sicherung der Lebensqualität durch verbraucher-
nahe Grundversorgung im Einzelhandel   4

■ Notwendigkeit einer Volkszählung für Deutsch-
land aus der Sicht von Raumentwicklungspolitik
und raumwissenschaftlicher Forschung   8

■ Das uneingeschränkte Abweichungsrecht
nach Art. 72 Abs. 3 GG

Notwendige Bemerkungen zum Bereich
der Raumordnung 12

■ Internationales Planertreffen in der Schweiz 15

■ Entwicklungsperspektiven der ländlichen Räume
in Nordrhein-Westfalen 16

■ Neuer Anlauf zu einem Umweltgesetzbuch 17

■ INTERREG III B-Projekt „Cultural Landscape“
gestartet 18

■ Ausschreibungen für Preise 18

■ Neue Veröffentlichungen aus anderen Verlagen 19

■ Veranstaltungshinweise 22

■ Aus den raumwissenschaftlichen Einrichtungen
der Leibniz-Gemeinschaft

■ Kulturlandschaften in suburbanen Räumen

4R-Kooperation zu Kulturlandschaften
geht in die zweite Runde 25

■ Wasser im Raum – Raum für Wasser 26

■ Kulturlandschaft – Neue Steuerungsformen
in Planung und Politik 26

■ Bergbauregionen in Europa 27

■ Interregionale Ausgleichspolitik auf dem
Prüfstand 27

■ Gemeinsam in der deutschen
Seelenlandschaft 27

■ Internationale Konferenz „New Challenges
for Urban Development in Germany and
the U.S.“ in Dresden 27

■ Entwicklung eines anwendungsbezogenen
Ziel- und Indikatorenkatalogs für Umwelt-
prüfung und Monitoring 28

■ Koordinations- und Kooperationsbedarf beim
Umgang mit der Ressource Wasser 36

■ Arbeitskreis „Metropolregionen“ biegt auf
Zielgerade ein 37

■ Arbeitskreis „Notwendigkeit einer Volkszählung“
beendet seine Tätigkeit 38

■ Neuer Ad-hoc-Arbeitskreis „Novellierung
des Raumordnungsgesetzes“ 38

■ Strategien zur künftigen Raumentwicklung
in Baden-Württemberg 39

■ Neue/“alte“ Forschungsthemen im Nordwesten 40

■ Mitgliederversammlung der LAG Bayern 41

■ LAG-Leitungstreffen 2006 42

■ Großflächiger Einzelhandel ist und bleibt
wichtiges Thema der Regionalplanung 43

■ Wissenschaftliche Plenarsitzung 2006
in Rostock-Warnemünde

Wasser als Element der Raumplanung 45

■ Treffen des Jungen Forums 2006 51

■ 12. Thüringer Regionalplanertagung
in Meiningen 53

■ Verkehr und Raumordnung in Deutschland
und der Schweiz 55

■ Ankündigungen:

■ Wissenschaftliche Plenarsitzung 2007

Metropolregionen und territoriale Kohäsion 56

■ 3. Deutsche Regionalplanertagung 2007
der ARL 56

■ 12. Konferenz für Planerinnen und Planer
NRW 57

■ Umweltprüfung von Regionalplänen –
Diskussion von Lösungsansätzen aus der
Planungspraxis 57

ARL-Neuerscheinungen 58

ARL-Forschung

Inhalt_3-06(SI-II).p65 14.09.2006, 14:231



II 3/2006

INHALT / IMPRESSUM

NNNNNAAAAACHRICHTEN DER ARLCHRICHTEN DER ARLCHRICHTEN DER ARLCHRICHTEN DER ARLCHRICHTEN DER ARL

Technische Redaktion: Maria Hein, Oliver Rose

Druck: poppdruck, 30851 Langenhagen

Die NACHRICHTEN der ARL erscheinen viermal im Jahr.

Nachdruck mit Quellenangabe gestattet.

September 2006

AKADEMIE FÜR RAUMFORSCHUNG UND LANDESPLANUNG
30161 Hannover, Hohenzollernstraße 11
Tel.: 0511 / 3 48 42 - 0; Fax:  0511 / 3 48 42 - 41
E-Mail: ARL@ARL-net.de
http://www.ARL-net.de
Red.: 0511 / 3 48 42 - 26; E-Mail: Rose@ARL-net.de

■ Versammlung der Ordentlichen Mitglieder 62

■ Mentoring Programm: Halbzeittreffen 63

■ Gäste im Sekretariat 64

■ Personalien 64

■ Werner-Ernst-Preis 2006 vergeben

Wasser als Element der Raumplanung 66

■ Werner-Ernst-Preis 2007

Internationale Ausschreibung 68

■ FRU-Infobörse 70

ARL-Intern FRU

Inhalt_3-06(SI-II).p65 14.09.2006, 14:232



1

ZUR DISKUSSION

3/2006

Ausgangspunkt der nachfolgenden Überlegungen ist das
Bestreben, die in weiten Bereichen stagnierende ökono-

mische Entwicklung mit neuen Formen der Wirtschaftsförde-
rung zu stärken. Dazu gehört insbesondere das Clusterkon-
zept, welches momentan in mehreren Bundesländern als re-
gionalpolitisches Instrument, insbesondere zum Zwecke des
Erhalts und der Schaffung neuer Arbeitsplätze, ausgearbeitet
wird und demnächst implementiert werden soll. Die Cluster-
politik ist aus dem Blickwinkel der intendierten Wachstums-
ausrichtung und der damit einhergehenden Raumwirksam-
keit zu bewerten.

I. Was sind Cluster und welche Ziele

verfolgen sie?

Cluster sind übergreifende regionale Vernetzungsgebilde. Sie
erzeugen mehr Innovationen (dazu gehören neue Produkte
ebenso wie die Re- und Neuorganisation des Produktionspro-
zesses oder die Erschließung neuer Märkte) und eine höhere
Produktivität als räumlich dispersere Strukturen. Cluster sind
insbesondere durch Akteure in räumlicher Nähe gekennzeich-
net, aber ebenso durch eine Mindestzahl an Unternehmen
eines gemeinsamen Tätigkeitsfelds, mit einer kritischen Mas-
se an Beschäftigung und Umsatz, durch exportorientierte Ak-
tivitäten sowie durch enge personale Beziehungen zueinan-
der.

Nähert man sich dem Terminus Cluster aus „Netzwerk-
Sicht“, so lässt sich zur Strukturierung des Begriffes die mathe-
matische Graphentheorie anwenden. Danach besteht ein
Netzwerk aus Knoten und Kanten. Die Knoten bilden die
regionalen Cluster-Akteure ab, nämlich:

1. die wirtschaftlichen Akteure: Unternehmen aller Art (End-
produkthersteller, Zulieferer, Dienstleister, Unternehmens-
verbände), Banken, Capital Venture Fonds, vermögende
Privatpersonen (so genannte Business Angels), Tarifpartei-
en (Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften) und Kam-
mern.

2. Akteure aus Verwaltung und Politik. Zu ihnen sind u. a. die
Administratoren auf staatlicher und kommunaler Ebene zu
zählen. Auf beiden Ebenen sind besonders die Fachbehör-
den der Wirtschaftsförderung sowie der Landes-, Regio-
nal- und Stadtplanung gefragt.

3. Forschungs- und Bildungseinrichtungen. Hochschulen und
außeruniversitäre Forschungseinrichtungen (Max-Planck-
Institute, Institute der Fraunhofer-Gesellschaft, Institute der
Leibniz-Gemeinschaft u. a.) sowie der sekundäre und ter-
tiäre Bildungsbereich, die Berufsschulen, die (staatlichen
und privaten) Weiterbildungseinrichtungen und die Volks-
hochschulen zählen hierzu.

4. Eine vierte Gruppe von Cluster-Akteuren kann aus dem
kulturellen Milieu im weitesten Sinne bestehen. Diese

kann für Kreativität sorgen und als Katalysator für den
Austausch mit der Um- und Außenwelt fungieren.

Die graphentheoretischen Kanten bilden die Clusterbezie-
hungen ab. Dabei ist es erforderlich, die Clusterbeziehungen
von „normalen“ Marktbeziehungen abzugrenzen. Clusterbe-
ziehungen sind in erster Linie nichthierarchische Beziehun-
gen, verlaufen also horizontal und nicht vertikal. Im Gegen-
satz zu den vertraglich fest verankerten, hauptsächlich auf die
Kunden hin orientierten Marktbeziehungen sind sie lose ge-
koppelt, redundant und polyzentrisch. Zudem sind Clusterbe-
ziehungen durch ihre Vielfalt und Variabilität sowie durch die
Tatsache geprägt, dass sie mehrere Sachverhalte (z. B. ge-
meinsames Marketing, gemeinsamer Vertrieb, gemeinsame
Ausbildung etc.) umfassen können.

II. Welche Voraussetzungen sind zur

Bildung von Clustern nötig?

Clusterbeziehungen sind in den meisten Fällen personenori-
entiert, jedenfalls in der Initialphase. Nicht Institutionen, son-
dern Personen sind demnach vornehmlich Treiber von Clus-

Wie hell strahlen „Leuchttürme“?

Anmerkungen zur Clusterpolitik im ländlichen Raum

Das Positionspapier Nr. 66 aus der ARL („Wie hell
strahlen ‘Leuchttürme’? Anmerkungen zur Cluster-

politik in ländlichen Räumen“) wurde von einer Ad-hoc-
Arbeitsgruppe der Landesarbeitsgemeinschaft Bayern im
Frühsommer 2006 erstellt. Die Arbeitsgruppe hat sich mit
Clusterkonzepten als ei-
nem relativ neuen Instru-
ment der Regionalpolitik
eingehend auseinanderge-
setzt und auch die jüngsten
Aktivitäten des Bayeri-
schen Ministeriums für
Wirtschaft, Infrastruktur,
Verkehr und Technologie
begleitet und berücksich-
tigt. In diesem Ministerium
wird derzeit das bayerische
Clusterkonzept mit den
zwei Säulen „Cluster-Of-
fensive Bayern“ und „Regionalmanagement/regionale
Netzwerkbildung“ erarbeitet, zu dessen weiterer Diskus-
sion das nun vorgelegte Positionspapier wertvolle An-
haltspunkte geben kann. Das Positionspapier kann auch
als pdf-Version von der Website der ARL (www.ARL-
net.de/News) heruntergeladen werden.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 39

E-Mail: Klee@ARL-net.de
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terbeziehungen. Aus der Personenorientierung folgt unmit-
telbar, dass die Beziehungen vertrauensbasiert, interdepen-
dent und reziprok sind. Erfolgreiche Clusterbeziehungen be-
dürfen gegenseitiger Investitionen in das Vertrauen und in die
Reputation der Cluster-Akteure sowie des Clusters insgesamt.
Eng mit der Personenorientierung verknüpft ist die informelle
Natur von Clusterbeziehungen. Die Träger der Beziehungen
stehen sowohl in Kooperation wie im Wettbewerb zueinan-
der. Bei einem Cluster liegt der typische Fall der „coopetition“
vor. Um die Existenz eines Clusters dauerhaft zu sichern,
müssen Kooperation und Wettbewerb in der Balance gehal-
ten werden.

Nicht zuletzt werden Clusterbeziehungen durch den Res-
sourcenfluss mitbestimmt. Sie transportieren Informationen,
weil sie den Cluster-Akteuren Zugänge zu neuen Informati-
onsquellen für kodifiziertes oder stilles Wissen eröffnen. Ge-
rade der Transfer des stillen Wissens (das sich nicht nieder-
schreiben oder formell mündlich überliefern lässt), bedarf
dabei der informellen, personenorientierten Beziehungen und
einer entsprechenden Vertrauensbasis. In einem Cluster wird
darüber hinaus Kapital in Form von humanem und physischem
Kapital (Geld- und Anlagekapital) eingesetzt und ausgetauscht.
Gerade die wechselseitigen Investitionen in alle Arten von
Kapital schaffen das notwendige Vertrauen zwischen den
Cluster-Akteuren.

Cluster entstehen nicht aus dem Nichts. In der Empirie hat
sich gezeigt, dass vielfach regionale oder sektorale Krisen die
Schaffung von Clustern begünstigt haben. Erfolgreiche Clus-
ter haben bestimmte Voraussetzungen zu erfüllen. Dazu ge-
hören u. a. einheitliche Produktions- und hohe Qualitätsstan-
dards und eine deutliche Exportorientierung aller Beteiligten,
weil nur dann aus einfachen Konkurrenten Kooperationspart-
ner mit einem gemeinsamen „Wir-Gefühl“ werden können,
eine sich daraus ergebende internationale Wettbewerbsfä-
higkeit sowie ein gemeinsamer Wertekanon der beteiligten
Cluster-Akteure. Er schafft die kulturelle Nähe, welche u. a.
die Problemidentifikation wie auch die Problemlösung inner-
halb eines Clusters erleichtert.

Als Vernetzungsgebilde stellen Cluster an die beteiligten
Akteure spezifische Herausforderungen. Von Unternehmen
fordern Clusterbeziehungen eine angepasste betriebsinterne
Ausrichtung, die sich mittel- bis langfristig auch in der Corpo-
rate Identity der betreffenden Unternehmung wiederfinden
muss. Insbesondere müssen innerhalb der Unternehmen Ver-
antwortliche für Clusterbeziehungen eingesetzt werden, die
in der Hierarchie hoch angesiedelt und mit geeigneten Per-
sönlichkeitsmerkmalen ausgestattet sind. Außerdem müssen
Unternehmen in der Lage sein, gleichzeitig Konkurrenz- und
Kooperationsbeziehungen zwischen den Partnern zu handha-
ben. Besonders den kleinen und mittleren Unternehmen
(KMU) muss es ermöglicht werden, strukturierte Beziehun-
gen zu Forschungseinrichtungen zu schaffen. Auch die Ver-
treter der Interessenverbände sind wie bislang auch weiterhin
angehalten, ein Denken in Netzwerken sowie ein vernetztes
Agieren zu pflegen, wie es die Industrie- und Handels- sowie
die Handwerkskammern qua ihres gesetzlichen Auftrages
schon tun.

Die politischen und Verwaltungs-Akteure müssen lernen,
sich in die Logik unternehmerischer Entscheidungen einzu-

denken. Insbesondere gilt es statt in der Kameralistik in der
Doppik zu denken. Sie müssen fähig sein, Public-Private-Part-
nerships einzugehen. Ihnen muss auch klar werden, dass für
das Funktionieren von Clustern eine „gute“ politische und
administrative Führung („regional governance“) ihres regiona-
len Verantwortungsbereichs erforderlich ist.

III. Welche Cluster braucht die Regional-

politik?

Gerade diejenigen Regionen können als besonders wettbe-
werbsfähig angesehen werden, die mehrere sich überlappen-
de Cluster aufweisen. Regionale wirtschaftliche Stabilität kann
also durch regionale wirtschaftliche Diversifikation erreicht
werden, wobei sich Letztere nicht nur auf einzelne Unterneh-
men oder Branchen, sondern auf Cluster von Unternehmen
auch über Branchengrenzen hinweg beziehen kann.

Das gängige Konzept der „High Tech“-Clusterbildung sollte
ausdrücklich um „Low Tech“-Bereiche der Wirtschaft ergänzt
werden. „Low Tech“-Cluster müssen unterstützt werden, so-
fern sie einen internationalen, mindestens aber überregiona-
len Markt bedienen können. Wichtig ist gerade im „Low Tech“-
Kontext, dass Cluster an den regionalen Kompetenzen und an
dem in einer Region Bestehenden anknüpfen, ohne sofort
radikale Neuerungen „aus dem Hut zaubern zu wollen“. Bei-
spiele für solche Entwicklungen aus dem „Low Tech“-Bereich
heraus sind die Keramik- und die Textilindustrie (indem sich
z. B. in Bayern Teile dieser Industrien nicht länger als Produ-
zenten von Gebrauchsgütern, sondern als Hersteller neuer
Materialien verstehen, haben ihre Produkte Eingang gefun-
den in ausgewiesene „High Tech“-Bereiche, wie sie die Luft-
und Raumfahrt darstellen).

In der Literatur zur Clusterentstehung werden vorwiegend
„Gütercluster“ beschrieben, d. h. industrielle Cluster oder Clus-
ter in der Landwirtschaft (auch die von der Bayerischen Staats-
regierung identifizierten Cluster sind überwiegend „Güter-
cluster“; allerdings nicht ausschließlich – bei dem Cluster Fi-
nanzdienstleistungen handelt es sich um ein typisches Cluster
größtenteils unternehmensnaher Dienstleistungen). Grund-
sätzlich erscheinen also nicht nur Cluster von Unternehmen
möglich, die Güter herstellen, sondern auch „Dienstleistungs-
cluster“ (an dieser Stelle ist anzumerken, dass Dienstleister
immer auch Bestandteil von „Gütercluster“ sind).

Für die Clusterung von Dienstleistern sind verschiedene
Voraussetzungen erforderlich. Die Dienstleistungen dürfen
jedoch nicht ubiquitär verfügbar sein. Ubiquitäre Dienstleis-
tungen richten sich nämlich nach der Bevölkerungsverteilung
und nicht nach der Verteilung der Produktionsstandorte im
Raum. Eine Clusterung von solcherart Dienstleistern wäre ein
Widerspruch in sich. Das heißt, bei der Clusterbetrachtung
muss zwischen haushalts- und unternehmensnahen Dienst-
leistungen unterschieden werden. Es sind in erster Linie die
unternehmensnahen Dienstleistungen, für die Cluster vor-
stellbar sind. Dafür sprechen ebenfalls ihre Humankapitalin-
tensität, ihre Intensität an physischem Kapital sowie die Größe
ihrer Märkte.
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IV. Wie lässt sich das Entstehen von

Clustern positiv beeinflussen?

Cluster sind dynamisch und müssen keine auf Dauer beste-
henden Vernetzungsgebilde darstellen. Sie sind im Zeitablauf
räumlich und strukturell variabel und können sich auch wieder
auflösen. Es gilt bereits bestehende, voll funktionsfähige von
sich entwickelnden Clustern zu unterscheiden.

Generell erscheint eine „Top Down“-Clusterbildung nur
schwer möglich. Politische und administrative Akteure kön-
nen letztlich nur geeignete Rahmenbedingungen für eine
branchenspezifische „Bottom Up“-Clusterbildung setzen. Sie
können Diskussionsforen schaffen, Datenbanken und Kon-
taktbörsen einrichten sowie als Coaching-Agenturen funktio-
nieren. Wobei sie sich immer vergegenwärtigen müssen, dass
Personen und nicht Institutionen Cluster generieren. Des
Weiteren müssen Politiker und Administratoren für rechtli-
che, ökonomische und organisatorische Suprastrukturen sor-
gen, die den wirtschaftlichen Cluster-Akteuren ein Höchst-
maß an Gestaltungsspielraum gestatten. Besonders wichtig
ist es zudem, dass sie als Mittler zwischen den KMU und den
Forschungseinrichtungen fungieren. Sie sollten eine hohe
Sensibilität für das Entstehen und den Wandel regionaler und
sektoraler Kompetenzfelder haben. Hierzu gehört, dass sie
den Strukturwandel in der Wirtschaft verfolgen und Detail-
kenntnisse über betriebliche Tätigkeiten besitzen, weil Clus-
terpotenziale nicht unbedingt und nicht allein an den Produk-
ten der Unternehmen erkennbar sind.

Um regionale Cluster zu fördern, sollten Politik und Verwal-
tung sich als Dienstleister regionaler Unternehmen verste-
hen, die deren Networking unterstützen und ihnen als „Infor-
mationsbroker“ dienen. Darüber hinaus sollten sie das Bench-
marking und die Internationalisierung der Unternehmen ver-
bessern helfen, ebenso wie die Managementfertigkeiten in
den KMU. Politiker müssen sich dabei immer bewusst sein,
dass die Bildung von Clustern vornehmlich auf den Aktivitä-
ten von einzelnen Personen beruht. Sie müssen deshalb ihren
Fokus weniger auf Strukturen als vielmehr auf Personen le-
gen.

Für die Konstituierung von Clustern sind Verwaltungsgren-
zen wenig hilfreich, da sich die Beziehungen innerhalb eines
Clusters nach anderen als administrativen Kriterien richten.
Kulturelle Identitäten im Sinne eines ähnlichen Arbeitsethos,
homogener Werte und folglich sich ähnelnder Problemfor-
mulierungen und -lösungsstrategien sind der Clusterbildung
durchaus förderlich. Die Herausbildung kultureller Identitäten
macht räumliche Nähe der Cluster-Akteure zu einer wichti-
gen Vorbedingung. Anders formuliert sind Cluster im Prinzip
offene Vernetzungsgebilde – in der Realität müssen sie gleich-
wohl regional verankert und damit räumlich begrenzt sein.
Was allerdings „räumliche Nähe“ für das konkrete Cluster
bedeutet, lässt sich nicht herleiten. Die einzige Eingrenzung,
die möglich scheint, ist die, dass die Begrenzung eines Clus-
ters nicht zu groß, aber auch nicht zu klein ausfallen darf
(mittlere Maßstabsebene). Die globale Performance und die
räumliche „Ent-Grenztheit“ von Clustern ist zu betonen. Denn
daraus folgt, dass Cluster häufig Verwaltungsgrenzen über-
schreiten, was es nach dem Subsidiaritätsprinzip nahelegt,
dass übergeordnete staatliche Akteure die Cluster-Koordinati-
on übernehmen. Eine Verankerung des Clustermanagements

auf der untersten kommunalen Ebene, aber auch auf der
Ebene der Landkreise und der kreisfreien Städte dürfte dem-
nach eher problematisch sein.

Cluster können in Zentralräumen, aber auch in ländlich-
peripheren Räumen entstehen. Insofern können sie prinzipi-
ell nicht nur dem raumordnerischen Wachstums-, sondern
auch dem Ausgleichsziel dienen. Der ländlich-periphere Raum
besitzt durchaus einige die Clusterbildung begünstigende Ei-
genheiten. Zum Beispiel kann dort die persönliche Ansprache
von potenziellen Cluster-Akteuren leichter fallen. Zudem
bringt die Kooperation der KMU, die im ländlich-peripheren
Raum die vorherrschende Betriebsgröße darstellen, für alle
beteiligten Unternehmen Vorteile – weil für sie jetzt Aufträge
übernehm- und bearbeitbar werden, die sie alleine nicht schul-
tern könnten.

Gleichwohl sind die Probleme des ländlich-peripheren
Raums für die Clusterbildung unübersehbar. Eine grundsätzli-
che Schwierigkeit entsteht aus dem Wettbewerb der Ge-
bietskörperschaften um (Gewerbe-)Steuereinnahmen. Daher
ist gerade im ländlich-peripheren Raum eine übergeordnete
Cluster-Koordination unerlässlich, die von einer „neutralen“
Person bzw. Institution geleistet werden sollte. Dazu kom-
men Infrastrukturprobleme des ländlich-peripheren Raums,
die häufig in der Informations- und Kommunikationstechnolo-
gie-Infrastruktur im weitesten Sinne angesiedelt sind (so kla-
gen beispielsweise international agierende KMU über man-
gelhafte Mobilfunk-Verbindungen und Kabelanschlüsse). Aus
den KMU-typischen Problemen ergibt sich bei der Clusterbil-
dung für die ländlich-peripheren Räume folgende Problema-
tik: Die Clusterpolitik wirkt u. U. der ausgleichsorientierten
Politik entgegen. Ländlich-periphere Räume laufen damit
Gefahr, zu Resträumen „degradiert“ zu werden, so dass die
Erreichung des landesplanerischen Ziels der gleichwertigen
Lebensverhältnisse nicht mehr gesichert ist.

Vor dem Hintergrund dieser Gefahr mag es zunächst wider-
sprüchlich erscheinen, trotzdem die Clusterpolitik als landes-
weites Konzept einzufordern. Eine derartige Clusterkonzepti-
on ist jedoch deswegen nötig, weil ansonsten die Ausgleichs-
politik mit Sicherheit konterkariert werden würde. Würde
man die Clusterpolitik nur auf Zentralräume beschränken,
könnten die ländlich-peripheren Räume lediglich als „verlän-
gerte Werkbänke“ der Zentralräume existieren. Es ist daher
zwingend erforderlich, dass die Clusterpolitik und die damit
zu fördernde Vernetzung im ländlichen Raum den Bestand
der vorhandenen Betriebe stabilisieren hilft und im Einzelfall
das Gründungsgeschehen positiv zu beeinflussen in der Lage
ist.

V. Wie lassen sich Cluster erfolgreich

managen?

Selbstverständlich bringt nur ein Zusammenwirken aller re-
gionalen Akteure einen Cluster zum Erfolg. Damit steht auch
die Wirtschaftsförderung in einer besonderen Verantwortung.
Ähnlich wie die politischen Akteure muss ein regional veran-
kerter Clustermanager der Unternehmerlogik folgen können.
Letzteres ergibt sich nahezu zwangsläufig daraus, dass der
Clustermanager näher bei den Unternehmen als bei den poli-
tischen und sonstigen Akteuren angesiedelt sein sollte. Dabei
ist zu berücksichtigen, dass die Aufgabe des Clustermanage-
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ments im ländlichen Raum – wegen der größeren Vielfalt der
Akteure – ein größeres Einfühlungsvermögen und mehr Enga-
gement erfordert.

Das Clustermanagement sollte nicht selbst die Vergabeho-
heit über Geldmittel für die Clusterausgaben im engeren
Sinne haben. Der wesentliche Grund für diese Maßgabe liegt
darin, dass im anderen Fall der Clustermanager nicht länger
ein „unabhängiger Makler“ der diversen Akteursinteressen
wird sein können. Anzustreben ist, dass möglichst alle Cluster-
akteure sich an einer Finanzierung beteiligen (im Sinne eines
degressiven Finanzierungsmodells, welches die öffentliche
Hand sukzessive aus der Verantwortung entlässt).

Die Wirtschaftsförderung kann wie bisher weiter das Stand-
ortmarketing besorgen. Je nach konkreter regionaler Situation
ist zu prüfen, ob das Clustermanagement im engeren Sinne
(als neu zu denkendes Regionalmanagement und -marketing)
ebenfalls bei der Wirtschaftsförderung angesiedelt werden
kann, um bereits bestehende Synergien, insbesondere Unter-
nehmenskontakte, zu nutzen. Sofern überhaupt staatliche
Akteure für das Clustermanagement in Frage kommen, könn-
te dieses auch in den beteiligten Hochschulen und Forschungs-

einrichtungen angesiedelt sein. Vorzuziehen sind jedenfalls
Clustermanager, die eine starke Rückkoppelung mit den wirt-
schaftlichen Akteuren vor Ort haben, wobei insbesondere
Doppelstrukturen zu vermeiden sind. Außerdem wäre dies-
bezüglich die Implementierung einer übergeordneten Clea-
ringstelle der Clusterpolitik (auf Landesebene) anzuraten, um
die Transaktionskosten möglichst gering zu halten.

In diesem Kontext ist das Regional Governance-Konzept
von zentraler Bedeutung. Eine gute Regionalsteuerung und
-führung setzt einen „dialogischen Diskurs“ zwischen allen
Beteiligten, verbunden mit demokratischen Entscheidungs-
verfahren, voraus sowie eine höchstmögliche Transparenz
der Entscheidungsprozesse. Alle Akteure eines Clusters müs-
sen sich als gleichberechtigte Partner verstehen können. Des-
halb wird das wesentliche Instrumentarium des Clustermana-
gements auch die Kategorie der „moral suasion“, der Überre-
dungs- und Überzeugungskraft sein. Durch eine überzeugen-
de Argumentation schafft das Clustermanagement am ehe-
sten Reputation und Vertrauen als unabdingbare „Treibstoffe“
der Clusterbildung.

1. Aktuelle Entwicklungen im Handel als

Herausforderung für die Raumplanung

Die Situation im Einzelhandel ist seit einigen Jahren geprägt
von

■ einer Konzentration der Anbieter auf wenige Konzerne,
d. h. einer Tendenz zur Oligopolbildung,

■ einer Vergrößerung der Betriebsflächen, d. h. einer Zen-
tralisierung und dadurch einer Ausdünnung des Standort-
netzes,

■ einer Clusterung der Standorte, d. h. Betriebe nutzen Füh-
lungsvorteile in Agglomerationen, sowie

■ einer Intensivierung des Wettbewerbs bei stagnierender
Kaufkraft.

In der Summe führen diese Entwicklungen zwar zu einer im
Durchschnitt preisgünstigeren Versorgung der Bevölkerung,
zugleich aber zu einem massiven regionalen Verdrängungs-
wettbewerb, in dem neue Verkaufsflächen alte verdrängen
und Handelsketten vor allem den eingesessenen, mittelstän-
dischen und inhabergeführten Facheinzelhandel verdrängen.
Vergrößerte und leicht verfügbar zu machende Betriebsflä-

chen werden oft nur an der Peripherie der Siedlungskörper
entwickelt, sodass die neuen Standorte die Versorgungsfunk-
tion der städtischen Zentren und Quartierszentren aushöh-
len. Der Funktionsverlust der gemischt genutzten Ortszen-
tren und der daran gebundenen öffentlichen Investitionen in
zentrale Infrastrukturen ist inzwischen unübersehbar.

Der Konzentrationsprozess der Betreiber hat z. B. dazu ge-
führt, dass inzwischen die fünf größten Lebensmittelketten
rund 75 % des Umsatzvolumens auf sich vereinigen. Hier
bahnt sich eine marktbeherrschende Stellung an, die zu unab-
weisbaren Nachteilen für die Kunden und Kommunen führen
kann, wie die Beispiele aus dem Energie- oder Tankstellenbe-
reich zeigen. Die Betreiber optimieren ihre innerbetriebli-
chen Abläufe sowie die Logistik auf Kosten der Kunden. Grö-
ßere Einzelstandorte mit erweiterten und zunehmend über-
örtlichen Einzugsbereichen sowie ausschließlicher Ausrich-
tung auf gute PKW-Erschließung erhöhen unweigerlich den
Zeitaufwand und die Wegekosten für die Verbraucher. Dar-
unter leidet nicht nur die wohnungsnahe Grundversorgung –
gefährdet sind auch die sozialen Kontakte sowie räumliche
Identität und Standortbindung.

Großflächiger Einzelhandel

als Herausforderung

Raumordnungspolitischer Handlungsbedarf zur

Sicherung der Lebensqualität durch verbraucher-

nahe Grundversorgung im Einzelhandel
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Künftig ist zusätzlich zu befürchten, dass mit der Deregulie-
rung des Ladenschlussrechts der inhabergeführte und mittel-
ständisch geprägte sowie oft in den Ortsmitten bzw. an städ-
tebaulich integrierten Standorten etablierte Facheinzelhan-
del noch stärker unter Druck gerät und durch Ketten ver-
drängt wird. Es besteht die Gefahr einer neuen Dimension der
Auszehrung der Ortskerne: Nach dem Verschwinden des
Lebensmittelhandels ist inzwischen der Wegzug des Fach-
handels in Gange, andere Dienstleistungen (Banken, Post ...)
ziehen nach – die Ortskerne veröden. Insgesamt sinken die
Angebotsbreite und die regionale Differenzierung in der An-
gebots- und Geschäftsstruktur. Dabei heizen Betriebsformen
mit schnell wechselnden Aktionswaren und hoher Flächen-
produktivität den Verdrängungswettbewerb zusätzlich an, da
diese insbesondere den Facheinzelhandel auszehren.

Der andauernde Verdrängungswettbewerb führt also nicht
zu mehr Wohlstand, sondern zu sinkender Lebensqualität für
weite Bevölkerungskreise. Damit stellt er die Ausgleichs- und
Schutzziele der sozialen Marktwirtschaft in Frage. Außerdem
sind neue Handelsflächen bei stagnierender Kaufkraft und
wachsenden Leerständen in den Ortslagen sowie überpro-
portional wachsende Verkehrsströme mit den einhergehen-
den Emissionen und die zunehmend verschlechterte Erreich-
barkeit bzw. einseitige Autoorientierung der neuen Standorte
weder sozial noch nachhaltig.

2. Sicherung der ortsnahen Grund-

versorgung als Auftrag für die

Raumplanung

Der Konzentrationsprozess im Einzelhandel geht einher mit
einem stetigen Flächenzuwachs bei den Betriebsgrößen. Die
Betriebe sind aufgrund ihrer Größe und räumlichen Auswir-
kungen sowie der Grobmaschigkeit des Standortnetzes über-
örtlich und damit raumplanerisch bedeutsam. Ein so genann-
ter Vollsortimenter (Umsatzleistung rund 5000 Euro je m²)
mit etwa 1500 m² Verkaufsflächen benötigt für einen wirt-
schaftlichen Betrieb einen Umsatz von rund 7,5 Mio. Euro.
Eine Umsatzleistung in dieser Größenordnung entspricht in
etwa der Lebensmittelkaufkraft von rund 5000 Einwohnern,
woraus gefolgert werden kann, dass ein Vollsortimenter in
etwa einen derartigen Versorgungsbereich abdecken kann.
Ungefähr das gleiche gilt für einen Discounter mit 800 m²
Verkaufsfläche (1,5- bis 2-fache Flächenproduktivität bei ge-
ringerer sortimentsspezifischer Kaufkraft). Folgendes Beispiel
soll die Konsequenzen verdeutlichen: In der Region Stuttgart,
einem der prosperierenden Ballungsräume in Deutschland,
haben 50 der 179 Kommunen weniger als 5000 Einwohner.
Hier ist erkennbar, dass mehr und mehr Kommunen zukünftig
keine eigene Grundversorgung mehr haben werden bzw.
schon nicht mehr haben. Deshalb ist es gerade für diese
Kommunen wichtig, dass abgestimmte Lösungen und ge-
rechte Leitplanken für die Standortentwicklung im Einzelhan-
del zustande kommen und umgesetzt werden.

Auftrag der Raumplanung im Sinne der Lebensqualität für
alle Bevölkerungsgruppen muss vor diesem Hintergrund in
erster Linie die Sicherung der wohnortnahen Grundversor-
gung mit den Gütern des täglichen Bedarfs sein, was den
Bedürfnissen einer alternden Bevölkerung ebenso entgegen-
kommt wie denen von Familien mit Kindern und Haushalten
ohne dauerhaft verfügbaren PKW. Den dargestellten negati-
ven Entwicklungen kann mit einer Raumordnungspolitik ent-
gegengewirkt werden, die

■ die zentralörtlichen und gut erreichbaren Lagen stärkt,

■ Fehlentwicklungen in der Standortwahl unterbindet,

■ raumwirksame Verzerrungen im Standortwettbewerb min-
dert und

■ eine konstruktive Verzahnung mit der kommunalen Bau-
leitplanung herstellt.

Planungsrechtliche Ansatzpunkte zur Abwehr der beschrie-
benen negativen Effekte und Entwicklungen ergeben sich aus
den Leitvorstellungen der Raumordnung (§ 2 ROG mit der
Sicherung der Daseinsvorsorge) sowie den Raumordnungs-/
Landesplanungsgesetzen der Länder, dem Baugesetzbuch

IIK Regionalplanung

hat sich erneut positioniert

Die Liste der Positionspapiere aus der ARL, der Stel-
lungnahmen und anderer Meinungsäußerungen, die

aus den Aktivitäten des Informations- und Initiativkreises
(IIK) Regionalplanung in den gut zehn Jahren seines Be-
stehens hervorgegangen sind, ist lang. Kein Forschungs-
gremium der ARL hat sich in der letzten Zeit so oft und
mit derart großer und positiver Resonanz in Wissenschaft,
Verwaltung, Politik und Öffentlichkeit zu Wort gemeldet.

Im Zentrum des Interesses des IIK stehen dabei von
Beginn an die Weiterentwicklung der Regionalplanung
und das Fitmachen der regionalen Ebene für die Zukunft.
Deutschland verfügt hier über flächendeckende, durch-
aus unterschiedliche Strukturen und jahrzehntelange Er-
fahrungen, deren immense Bedeutung angesichts der
sich bereits jetzt sowie mittel- bis langfristig einstellenden
Probleme gerade auch auf der regionalen Ebene (demo-
graphischer Wandel, soziale Segregation, Arbeitsplatzab-
bau, Klimawandel, Flächen-
inanspruchnahmen etc.)
aber bislang im politischen
Raum viel zu wenig wahr-
genommen wird.

Der IIK Regionalplanung
ist Mitte Juli d. J. erneut zu-
sammengekommen (siehe
den Bericht in diesem
Heft) und hat sich dabei
u. a. mit der Notwendigkeit
der Koordinierung und
Steuerung der Entwicklung
des großflächigen Einzel-
handels beschäftigt. Die Stellungnahme ist als Positions-
papier Nr. 67 aus der ARL veröffentlicht worden, die wir
auch auf diesem Weg der interessierten Fachöffentlich-
keit zur Kenntnis geben.

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de
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(BauGB) und der Baunutzungsverordnung (BauNVO). Für die
Praxis der Raumplanung hat die Mehrzahl der Bundesländer
Regelungen in den Landesraumordnungsprogrammen sowie
Einzelhandelserlassen zur Zulässigkeit großflächiger Einzel-
handelsbetriebe in Orten verschiedener zentralörtlicher Be-
deutung, zu den Standortanforderungen, zur Bewertung von
Wirkungen sowie zu Sortimentsabgrenzungen erlassen. Zen-
trale Elemente für raumplanerische Regelungen sind das Kon-
zentrationsgebot, das Integrationsgebot, das Beeinträchtigungs-
verbot sowie das Kongruenzgebot (hierzu unten mehr).

Bezüglich des Koordinierungsbedarfs sowie der dazu an-
wendbaren raumplanerischen Instrumente ist grundsätzlich
zwischen den Erfordernissen der Grundversorgung mit Gü-
tern des täglichen (periodischen) Bedarfs sowie denen der
weitergehenden Versorgung mit Gütern des wiederkehren-
den (aperiodischen) Bedarfs zu unterscheiden:

■ Für die Güter des wiederkehrenden Bedarfs / des sonsti-

gen Bedarfs ist eine Orientierung an den Zentralen Orten
transparent und nachvollziehbar sowie in der Lage, eine
ausgewogene dezentrale Versorgung zu gewährleisten.
Hier stellt sich besonders in den Klein- und Mittelstädten
sowie in den Verdichtungsräumen die Frage, welche Stand-
orte oder Standortbereiche geeignet sind und wie diese
im Verhältnis zwischen Bauleitplanung, Regionalplanung
und ökonomischen Interessen weiterentwickelt werden
können, sodass zum einen die Oberziele der Nahversor-
gung und zum anderen Ansiedlungsmöglichkeiten ge-
wahrt werden können. Hierzu gibt es zahlreiche Beispiele,
die deutlich machen, mit welchen Festlegungen und mit
welcher Stringenz raumplanerische Koordination und stand-
örtliche Steuerung erreicht und mit bauleitplanerischen
und städtebaulichen Gestaltungsmöglichkeiten in Einklang
gebracht werden können.

■ Bezüglich der Güter des täglichen Bedarfs (insbesondere
Lebensmittel) bestehen weitergehende Anforderungen.
Hier ist eine flächendeckende und wohnortnahe kleinteili-
ge Versorgungsstruktur erforderlich, in die auch neue Klein-
flächenkonzepte wie KommIn, UmsEck, Ihr Kaufmann
einbezogen werden müssen. Durch ihre synergetischen
Konzepte mit Einzelhandels- und Dienstleistungsnutzun-
gen (Bank, Post etc.) erlauben derartige Formen einen
wirtschaftlichen Betrieb auch auf kleineren Flächen. Da-
mit sind sie in der Lage, auch kleinere Einzugsbereiche zu
bedienen und damit die Grundversorgung sicherzustel-
len. Dabei kommt den kleinräumigen Standorten und de-
ren Erreichbarkeit besondere Bedeutung zu. Gerade die
Grundversorgung muss an integrierten, wohnungsnahen
Standorten erfolgen und darf sich nicht nur auf periphere,
PKW-orientierte und überörtlich wirkende Standorte kon-
zentrieren.

Diese Gegenüberstellung macht besonders deutlich, dass
überörtliche und örtliche Planung Hand in Hand bei der Erar-
beitung zukunftsfähiger Konzepte zur Erhaltung der Versor-
gungssicherheit und damit der Lebensqualität arbeiten müs-
sen.

3. Derzeitige Hindernisse bei der

Sicherung einer ortsnahen

Grundversorgung

In der fachlichen, politischen und rechtlichen Diskussion wird
nur unzureichend berücksichtigt, dass heutige neue Einzel-
handelsbetriebe fast durchweg von überörtlicher Bedeutung
sind. Nach der in der BauNVO normierten Schwelle der Re-
gelvermutung1  ist anzunehmen, dass Einzelhandelsvorhaben
ab einer Größe von 800 m² Verkaufsflächen bzw. 1200 m²
Geschossfläche2  überörtliche (negative) Wirkungen entfal-
ten. Fast alle derzeit diskutierten neuen Einzelhandelsvorha-
ben tangieren bzw. überschreiten diese Schwelle, weil neue
Vorhaben sich nach Darstellung der Betreiber aus ökonomi-
schen Gründen kaum noch unterhalb dieser Schwelle bewe-
gen können. Damit gibt es nur noch wenige Nahversorger
oder spezielle Fachmärkte unterhalb der Schwelle der Regel-
vermutung, und es entsteht ein zunehmender überörtlicher,
d. h. raumplanerischer Koordinierungsbedarf auch und gera-
de zur Sicherung einer flächendeckenden Grundversorgung
in allen Kommunen und zur Ausnutzung der öffentlichen
Investitionen in die vorhandenen Versorgungs- und Siedlungs-
strukturen.

Ein weiteres Problemfeld besteht in der Agglomeration von
Betrieben, d. h. in der Kombination von Lebensmittel- und
Fachmärkten untereinander bzw. mit anderen Fachmärkten
oder Lebensmittelmärkten. Diese wirken auf die Kunden häu-
fig wie großflächige Einkaufszentren, werden aber nur einzel-
betrieblich beurteilt. Hier sind eine Regelungslücke in der
BauNVO und ein juristisches Bewertungsdefizit zu sehen, da
die einzelbetriebliche Bewertung durch Verbundeffekte er-
höhte Auswirkungen unbeachtet lässt. Auch werden einzel-
ne Betriebe nicht als Einkaufszentren gewertet, so dass An-
sammlungen mehrerer für sich nicht großflächiger Einzelhan-
delsbetriebe derzeit raumordnungs- und baurechtlich nicht
steuerbar sind. Auf die Konsequenzen aus dieser Erkenntnis
wird unten noch einmal eingegangen.

Faktisch entfalten gerade Agglomerationen massive Aus-
wirkungen auf die bestehenden Versorgungsstrukturen und
die innerörtliche Einzelhandelssituation, weil damit die Anker-
funktion für den übrigen Einzelhandel und die Kerne der
Ortslagen ausgehöhlt wird. Die meisten Marktuntersuchun-
gen zur Beschreibung der Wirkungen auf Umsatzverlagerun-
gen und die Wettbewerbssituation gehen in diesen Punkten
einzelfallbezogen vor, womit eine gesamthafte Wirkungsbe-
schreibung verloren geht. Damit wird der Nachweis erbracht,
dass der untersuchte Einzelhandelsbetrieb für sich und sein
Marktsegment nur kleinräumig wirken, Verbundwirkungen
bleiben unberücksichtigt. Damit wird eine Vorhabensentschei-
dung auf einer falschen Bewertungsgrundlage herbeigeführt.
Ziel muss sein, Ansammlungen von für sich nicht großflächi-
gen Einzelhandelsbetrieben, die zusammen wirken wie Ein-
kaufszentren, auch wie solche zu bewerten und zu regeln.
Maßstab sollte dabei nicht die Betreibersicht, sondern die
Kundensicht sein, da insbesondere die räumlichen Wirkun-
gen auf die Kunden und nicht die Betreiber entstehen. Der-
zeit sind dazu keine verbindlichen und abschließenden Rege-
lungen bekannt, weshalb hier der Gesetzgeber gefordert ist,
die Planungspraxis durch klarstellende Ergänzung der Baunut-
zungsverordnung und des Raumordnungsrechts zu unterstüt-
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zen. Außerdem muss künftig verlangt werden, dass im Zu-
sammenhang mit neuen Vorhaben des Einzelhandels zu er-
stellende Marktuntersuchungen eine gesamthafte Betrach-
tung aufweisen und im Auftrag von Planungs- oder Genehmi-
gungsbehörden erstellt werden, um diese in die Lage zu
versetzen, transparente und plausible Vorgaben zu setzen.
Die Kosten hat der Antragsteller bzw. Projektentwickler zu
tragen, da dieser später auch den Gewinn aus seinem Invest-
ment zieht.

4. Schwerpunkte künftigen raum-

planerischen Engagements

Ziel einer überörtlichen Koordination durch die Raumplanung
muss in erster Linie die Sicherung einer möglichst wohnortna-
hen Grundversorgung einer immer älter werdenden Bevölke-
rung vor allem mit den Gütern des täglichen Bedarfs sein.
Dieses macht es erforderlich, integrierte Lagen des Einzelhan-
dels zu erhalten und zu stärken, damit nicht immer größere
Bevölkerungsteile zum Einkauf auf die Nutzung motorisierter
Verkehrsmittel und insbesondere auf das Auto angewiesen
sind. Auch sollte ins Gedächtnis gerufen werden, dass die
Innenstädte in den letzten Jahrzehnten mit Milliarden privater
und öffentlicher Gelder attraktiv gestaltet worden sind – allein
das Land Baden-Württemberg hat zwischen 1974 und 2004
rund 4,7 Mrd. Euro Städtebaufördermittel zur Sanierung und
Aufwertung der Ortskerne aufgewendet, die durch kommu-
nale und private Mittel ergänzt wurden. Eine weiter anhalten-
de Verlagerung des Einzelhandels auf PKW-orientierte Stand-
orte auf der grünen Wiese würde diese Investitionen konter-
karieren und die mit Handel, Dienstleistungen und Wohnen
gemischt genutzten urbanen Ortskerne in ihrer Funktion und
Lebensqualität verarmen lassen.

Wegen des Wettbewerbsdrucks sowie der klar erkennba-
ren negativen und überörtlichen Wirkungen ist es erforder-
lich, verbindliche Ziele der Raumordnung festzuschreiben,
die eine nachhaltige und raumverträgliche Handelsentwick-
lung sichern. Das erfordert zum einen die räumliche und
inhaltliche Bestimmtheit der Ziele der Raumordnung und
zum anderen die Definition von Ausnahmenfällen und deren
Voraussetzungen, um die Bestimmtheit abzusichern und das
erforderliche Maß an Flexibilität zu erhalten. Durch die For-
mulierung als Ziel der Raumordnung ist vorgegeben, dass die
Festlegungen nicht abwägungsfähig sind und daher von den
Trägern der Bauleitplanung zu beachten sind. Dies ist als
einzige Lösung anzusehen, um wirksame Lösungen für eine
abgestimmte überörtliche Entwicklung der Versorgungsstruk-
turen auch tatsächlich umzusetzen. Dabei ist es für die raum-
planerischen Festlegungen von Bedeutung, sich von den Re-
gelungen der BauNVO abzukoppeln und selbstständige raum-
planerische Regelungen zu fixieren, weil damit auch eine
Abkoppelung der Raumplanung von der Rechtssprechung
zur BauNVO erreicht werden kann. Zusätzlich können die
jeweilige Eigenarten und Anforderungen der jeweiligen Pla-
nungsräume in den Festsetzungen berücksichtigt werden.
Auf jeden Fall sind folgende raumplanerische Festlegungen in
Raumordnungsplänen von hoher Bedeutung:

■ Im Sinne der Erhaltung einer verbrauchernahen Versor-
gung und zur Vermeidung von Fahrverkehr sind im Rah-
men der Bauleitplanung die innerörtlichen zentral und

günstig zu Wohngebieten gelegenen Standorte des Einzel-
handels zu fördern (Konzentrationsgebot und Integrations-
gebot).

■ Es ist eine für die Gemeinden angemessene und bedarfs-
gerechte Ergänzung mit Einzelhandelseinrichtungen in gün-
stiger Zuordnung zu den Stadt- und Ortskernen grundsätz-
lich zulässig (Integrationsgebot).

■ Bei der Standortwahl und der Verkehrserschließung von
Einzelhandelseinrichtungen sind die Mobilitäts- und Ver-
sorgungsanforderungen aller Bevölkerungsgruppen zu be-
rücksichtigen. Die Standorte sollen daher auch für den
Fußgänger- und Fahrradverkehr gut erschlossen und mit
dem öffentlichen Personennahverkehr erreichbar sein (In-
tegrationsgebot).

■ Für großflächige und überörtlich wirkende Einzelhandels-
betriebe, Einkaufszentren und sonstige großflächige Han-
delsbetriebe für Endverbraucher sowie die Erweiterung
bestehender Einrichtungen sind die Standorte und Ver-
kaufsflächengrößen räumlich konkret festzulegen. Dabei
ist eine enge Abstimmung mit den Kommunen zwingend
erforderlich.

■ Die Funktionsfähigkeit des zentralörtlichen Versorgungs-
kerns der Standortgemeinde und anderer Zentraler Orte
sowie die verbrauchernahe Versorgung dürfen dabei nicht
beeinträchtigt werden (Kongruenzgebot und Beeinträch-
tigungsverbot). Dieses ist in der Regel im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens anhand einer Marktuntersu-
chung nachzuweisen.

Für Einzelhandelsgroßprojekte mit nicht-zentrenrelevantem
Sortiment3  sind ebenfalls Standorte festzusetzen. Zentrenre-
levante Randsortimente sind dabei nur ausnahmsweise zuzu-
lassen und zu begrenzen. Dieses dient der Absicherung einer
Konzentration des Einzelhandels mit zentrenrelevanten Sorti-
menten in den integrierten Lagen und ist erforderlich, weil
manche Handelsformen, wie z.B. große Bau- und Garten-
märkte oder Möbelhäuser, oft über großflächige Randsorti-
mente verfügen, deren Dimension allein die Schwelle der
Großflächigkeit nach § 11 Abs. 3 der BauNVO überschreiten
und somit für sich nicht genehmigungsfähig wären. Dieses
muss durch geeignete baurechtliche Absicherung bis hin zu
städtebaulichen Verträgen mit Sanktionsmechanismen flan-
kiert werden.

Raumordnungspolitische Entscheidungen, die regionalen
Versorgungsstrukturen im Einzelhandel mit Hilfe der aufge-
führten Regelungen zu sichern und nachhaltig weiterzuent-
wickeln, wurden inzwischen in der Region Hannover sowie
der Region Stuttgart umgesetzt und zeigen bei konsequenter
Anwendung bereits erste positive und gewünschte Wirkun-
gen. Im Raum Frankfurt sowie für das westliche Ruhrgebiet,
aber auch anderen Regionen, sind solche Regelungen in der
Aufstellung. In Regionen mit klaren Zentrenstrukturen kön-
nen derartige Regelungen darüber hinaus auch durch die
Festlegung von Kaufkraftabschöpfungsquoten ergänzt wer-
den, wie z. B. im Regionalplan für die Westpfalz. Dabei ist
noch einmal zu betonen, dass nur Formulierungen als Ziele
der Raumordnung in der Lage sind, eine Bindungswirkung
gegenüber den Trägern der Bauleitplanung sowie dem Bau-
recht zu entfalten. Festlegungen als Grundsätze der Raum-
ordnung oder informelle Verständigungen erweisen sich häu-
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fig in Konfliktfällen und bei Einzelfallentscheidungen als nicht
durchsetzungsfähig und daher für die überörtliche Koordinati-
on und für die standörtliche Steuerung als zu schwach.

5. Fazit

Zusammenfassend ist festzustellen, dass angesichts der Wett-
bewerbssituation im Einzelhandel zunehmend überörtliche
Wirkungen entstehen, die allerdings unzutreffenderweise viel-
fach nur einzelfallbezogen und lokal beurteilt werden. Hier
bedarf es zwingend gesamthafter Betrachtungen im räumli-
chen sowie wettbewerblichen Umfeld. Weitere Deregulie-
rungen des Wettbewerbsrechts führen zu einer weiteren Ver-
schärfung der Situation. Die Herausforderungen liegen daher
in der Schaffung volkswirtschaftlich verträglicher Investitions-
möglichkeiten bei Wahrung sozialer und ökologischer Stan-
dards.

In diesem Kontext hat die Raumplanung einen Koordinati-
onsauftrag zum Wohle der Allgemeinheit, zur Steigerung der
Investitionssicherheit sowie der Steigerung der Planungssi-
cherheit nicht zuletzt im Interesse der Investoren. Sie kann
und muss ein differenziertes Instrumentenset zur geordneten
räumlichen Struktur- und Standortentwicklung aufstellen und
anwenden, ohne in den betrieblichen Wettbewerb einzugrei-
fen.

Darüber hinaus müssen Raumplanung und Baurecht zu-
sammenwirken, was eine enge Kooperation der Träger der
überörtlichen Raumplanung mit den Trägern der Bauleitpla-
nung und der Baurechtsbehörden erfordert. Außerdem ist
stärker auf das Abstimmungsgebot kommunaler Planungen

zu drängen, das häufig nicht in der rechtlich gebotenen und
für die Koordination erforderlichen Weise beachtet und um-
gesetzt wird. Von der Neuregelung des § 2 (2) BauGB sowie
des § 34 BauGB sind hierzu zunächst keine wesentlichen
Verbesserungen zu erwarten, obwohl die Rechtsprechung
hier zunehmend deutlich die Anforderungen an die Beteili-
gung und die Berücksichtigung der Nachbarinteressen im
Rahmen der Abwägung konkretisiert. Insofern ist es erforder-
lich, dass insbesondere die Regionalplanung stringente Rege-
lungen schafft und umsetzt. Dort wo Regelungen zur Steue-
rung des großflächigen Einzelhandels bestehen und stringent
umgesetzt werden, finden diese i. d. R. Zustimmung und Ak-
zeptanz. Durch eine stringente Umsetzung entsteht Planungs-
sicherheit, was auch und gerade im Interesse der Investoren
ist.

Problematisch ist im derzeitigen Planungs- und Baurecht
(BauNVO) insbesondere die Fixierung auf Einzelprojekte und
die damit einhergehende Ausklammerung der schrittweise
entstehenden Agglomerationen mehrerer (für sich jeweils
nicht großflächiger) Betriebe. Hier ist der Gesetzgeber aufge-
rufen, schnell Rechtssicherheit zu schaffen, damit die Raum-
planung ihren Beitrag zur Sicherung von Versorgungssicher-
heit und Lebensqualität leisten kann.

1  § 11 Abs. 3 BauNVO
2  BVerwG 4 C 10.04, Urteil vom 24. November 2005
3  z. B. Einzelhandelserlass NRW 1996; Sortimentslisten der Bundesar-
beitsgemeinschaft der Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels
(BAG - „Kölner Liste“); Sortimentslisten der Einzelhandelsforschungsin-
stitute

1. Viele Gründe sprechen für eine neue

Volkszählung

Es gehört zu den klassischen Aufgaben des Staates, sich in
angemessenen Zeitabständen einen genauen Überblick über
die Struktur und die Entwicklung der Bevölkerung sowie de-
ren räumliche Verteilung innerhalb des Staatsgebietes zu ver-
schaffen. Die Vereinten Nationen empfehlen daher, im Ab-
stand von zehn Jahren Volks- und Wohnungszählungen durch-
zuführen. Das Welt-Zensus-Programm für 2010 wurde im
März 2005 von der Statistischen Kommission der Vereinten
Nationen beschlossen. Auch die Europäische Union wird eine
Verordnung erlassen, die die Mitgliedstaaten auffordert, um
das Jahr 2010 Volkszählungen durchzuführen.

Die Entscheidungsträger erhalten durch solche Zählungen
Informationen für rationales und planvolles Handeln. In ganz
besonderer Weise ist die raumbezogene Planung und Politik
auf die Bereitstellung von verlässlichen, kleinräumigen Daten
als Planungsgrundlage und zur Erfolgskontrolle angewiesen.

Ergebnisse von Volkszählungen dienen auch als Basis für die
Fortschreibungen von Bevölkerungs- und Wohnungsbestand
und sind Grundlage für viele Erwerbs- und Wirtschaftsstatisti-
ken. Sie ermöglichen die Auswahl von Stichproben und die
qualifizierte Hochrechnung von Stichprobenergebnissen. Mit
zunehmender zeitlicher Entfernung von einer Großzählung
werden die Ergebnisse von Fortschreibungen und Hochrech-
nungen immer unsicherer.

Notwendigkeit einer Volkszählung

für Deutschland aus der Sicht

von Raumentwicklungspolitik und

raumwissenschaftlicher Forschung
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Die letzte Volkszählung in den alten Ländern Deutschlands
fand 1987, auf dem Gebiet der neuen Länder 1981 statt.
Seitdem sind viele Veränderungen mit gravierenden Folgen
für die Raum- und Siedlungsstruktur eingetreten:

■ Deutsche Einheit mit der Folge unvergleichbarer Daten-
bestände in Ost und West, auch wegen der Anwendung
unterschiedlicher Methodiken,

■ wirtschaftlicher Strukturbruch in Ostdeutschland und Struk-
turwandel in Westdeutschland mit erheblichen Verände-
rungen der Erwerbsverhältnisse (z. B. Zahl der Erwerbsper-
sonen und der Erwerbstätigen, Zunahme der Frauener-
werbstätigkeit, Art der Beschäftigungsverhältnisse), damit
auch Veränderungen der Grundlagen für die deutsche
und europäische Ausgleichs- und Förderpolitik,

■ demographischer Wandel mit gravierenden Veränderun-
gen der Bevölkerungszahl, insbesondere in struktureller
und regionaler Untergliederung, (z. B. Geburtenzahlen,
Alterszusammensetzung, Nationalität, Wanderungen in-
nerhalb Deutschlands und mit dem Ausland),

■ sozialer Wandel mit veränderten Lebensgewohnheiten
(z. B. Lebensstile, Haushaltsgrößen und -formen, Zunah-
me der Einpersonenhaushalte) und Veränderungen der
Einkommensverhältnisse (z. B. neue Armut), mit großen
Veränderungen bei der Entwicklung der Zahl und der räum-
lichen Verteilung der Schüler, des Kindergartenbedarfs,
der Rentner („junge Alte“), der Zunahme von Segregation
und der Gettoisierung in den Städten sowie der Zunahme
der Tages- und Wochenendpendler zwischen Wohnort
und Arbeitsort usw. und schließlich

■ Stadt-Umlandwanderung mit anhaltenden Zersiedlungs-
tendenzen in bestimmten Teilräumen auf der einen und
eine zunehmende Rückwanderung in die Städte auf der
anderen Seite.

Diese Prozesse können besonders deutlich abgebildet wer-
den, wenn die erforderlichen Daten regional und kommunal
gegliedert vorliegen. Zu vermuten sind erhebliche räumliche
Differenzierungen, je mehr, desto tiefer die Daten räumlich
gegliedert sind. Die Kreisebene als unterste Ebene ist dafür
nicht ausreichend, sondern es muss mindestens die Gemein-
deebene (bei Städten auch darunter) abgedeckt werden. Die
aktuelle Debatte um gleichwertige Lebensverhältnisse ist z. B.
ohne eine exakte räumlich gegliederte Datenbasis nicht seri-
ös zu führen. Milliardenschwere Fehlplanungen durch Politik-
entscheidungen auf der Grundlage falscher oder unzureichen-
der Daten und darauf basierender Prognosen können die
Folge sein.

2. Besonderer Datenbedarf der raum-

bezogenen Politik und der raum-

wissenschaftlichen Forschung

Die raumbezogene Politik in Deutschland folgt dem Leitbild
der „Nachhaltigen Raumentwicklung“ (Raumordnungsgesetz
des Bundes). Sie bedarf gerade auf der regionalen und örtli-
chen Ebene einer aussagekräftigen Datenbasis (Monitoring).
Ohne eine solche Datenbasis lassen sich zuverlässige Aussa-
gen über die Vereinbarkeit ökonomischer, ökologischer, so-
ziodemographischer und kultureller Entwicklungen nicht tref-
fen. Ähnliches gilt für die räumliche Planung auf allen Ebenen,
die regionale Wirtschaftspolitik sowie den vertikalen und hori-
zontalen Finanzausgleich.

Will man den in den neuen Ländern bereits feststellbaren
und in weiten Teilen der alten Länder für die Zukunft absehba-
ren Schrumpfungstendenzen mit fundierten Konzepten be-
gegnen und die Daseinsvorsorge in den zentralen Orten effi-
zient sichern, so benötigt die räumliche Planung hierfür einen
regional tief gegliederten Datenbestand. Der Bevölkerungs-
zahl nach Alter und Geschlecht kommt in allen demographi-
schen Analysen und Vorausberechnungen eine Schlüsselfunk-
tion zu. Bei der Beurteilung der demographischen Verände-
rungen einer Stadt oder Region spiegelt sich eine fehlerhafte
Bevölkerungszahl nicht nur in den aktuellen und vorausge-
schätzten Bestandszahlen wider, sondern auch in den durch-

In Deutschland hat es seit fast 20 (alte Länder) bzw. 25
Jahren (neue Länder) keine Volkszählung mehr gege-

ben. Seitdem sind viele Veränderungen mit gravierenden
Folgen für die Raum- und Siedlungsstruktur eingetreten.
Gerade für die räumliche Planung und Forschung stellt
sich daher die Frage nach der Notwendigkeit einer neuen
Volkszählung mit großer Dringlichkeit, benötigt sie doch
auf verschiedenen räumlichen Bezugsebenen Daten als
Grundlage für Szenarien und Prognosen, die Aufstellung
von Programmen und Plänen oder für Zwecke des Moni-
toring und der Erfolgskontrolle. Ein wichtiger methodi-
scher Aspekt bezieht sich darauf, inwieweit eine – bisher
übliche – Vollerhebung durch einen „registergestützten
Zensus“ bzw. eine Volkszählung „light“ ersetzt werden
kann.

Um zu dieser für die räumliche Planung und Forschung
wichtigen Frage qualifiziert Stellung nehmen zu können,
hat das Präsidium der ARL im Frühjahr 2006 den von Ltd.
Ministerialrat Gerd-Rainer Damm, Saarbrücken, geleite-
ten Ad-hoc-Arbeitskreis „Notwendigkeit einer Volkszäh-
lung aus der Sicht von Raumplanung und raumwissen-
schaftlicher Forschung“
eingerichtet. Das von den
Mitgliedern des Arbeits-
kreises kurzfristig vorgeleg-
te Positionspapier aus der
ARL Nr. 68 wird der inte-
ressierten Fachöffentlich-
keit auch auf diesem Wege
zur Kenntnis gegeben. In-
teressenten können es da-
rüber hinaus als pdf-Datei
von der Website der ARL
(www.ARL-net.de) herun-
terladen.

Neben dem Leiter gehörten dem Ad-hoc-Arbeitskreis
an: Helmut Eppmann, Düsseldorf; Priv.Doz. Dr. E.-Jürgen
Flöthmann, Bielefeld; Dr. Ekkehard Hein, Heilbronn; Dr.
Ulrich Höhnberg, München; Dr. Reinhold Koch, Mün-
chen; Dr. Hans Pohle, Hannover; Dr. Gottfried Schmitz,
Mainz; Matthias Türck, Kassel.

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23
E-Mail: Toennies@ARL-net.de
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schnittlichen Kinderzahlen, Lebenserwartungen, Altenquoti-
enten usw. Zur Analyse und Beurteilung der demographi-
schen Trends einer Stadt oder Region sowie für die Herlei-
tung von Handlungsoptionen auf regionaler und kommunaler
Ebene sind derartige demographische Kennziffern unerläs-
slich. Weist die Bevölkerungszahl als zentrale Basisinformati-
on dieser Kennziffern bereits Abweichungen gegenüber der
realen Entwicklung auf, dann werden sich diese Diskrepanzen
in allen weiteren Berechnungen, Kennziffern und Vorausbe-
rechnungen von Jahr zu Jahr verstärkt fortsetzen. Diese Ket-
tenreaktion kann einzig mit neuen korrekten Bevölkerungs-
zahlen, d. h. mit einer „vollständigen“ Korrektur, die letztlich
nur auf der Basis einer klassischen Zählung möglich ist, been-
det werden.

Für die regionale Wirtschaftspolitik stellt sich der Datenbe-
darf unmittelbar, werden doch die Fördergebiete der EU und
der deutschen Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur“ ausschließlich durch empirisch
fundierte Indikatoren gemeindescharf festgelegt.

Auch beim Finanzausgleich, sowohl vertikal zwischen Bund,
Ländern und Kommunen, als auch jeweils horizontal zwi-
schen den Ländern und zwischen den Kommunen sind exak-
te Zahlen über Einwohner und andere Strukturdaten in regio-
naler und örtlicher Gliederung unverzichtbare Grundlage, sei
es zur Ermittlung der jeweiligen Zuweisungen in Form einer
einwohnerbezogenen Hauptansatzstaffel oder noch mehr,
wenn spezifische, empirisch begründete Einzelbedarfe die
Grundlage der Zuweisungen bilden. Am Beispiel des Finanz-
ausgleichs wird zugleich unmittelbar deutlich, dass eine ge-
naue und tiefgehende Datenerhebung wegen befürchteter
„statistischer“ Einwohnerverluste nicht im Interesse mancher
Länder und Kommunen liegt.

In allen Politikfeldern ist eine wissenschaftliche Aufberei-
tung und Analyse der empirischen Daten notwendig und wird
auch als Unterstützung der Entscheidungsprozesse von der
Politik allenthalben eingefordert. Dies gilt insbesondere für
die Raumwissenschaften, die besonders politiknah arbeiten
und auch Vorwarnfunktionen für gesellschaftliche Umbrüche
und Veränderungen erfüllen sollen (Vorausberechnungen und
Prognosen, Raumordnungsberichte). Das zentrale Argument
der Wissenschaftler lautet denn auch: Damit man der überall
geforderten, konkreten Politikberatung Folge leisten kann,
muss die Politik auch Sorge dafür tragen, dass der Wissen-
schaft entsprechend vollzählige, fehlerfreie und aktuelle Da-
ten zur Verfügung stehen.

3. Notwendige Datenbasis und

Erhebungsmethoden

Anlässlich der verfassungsrechtlichen Überprüfung des Volks-
zählungsgesetzes hat das Bundesverfassungsgericht in sei-
nem Urteil vom 15. Dezember 1983 (BVerfGE 65,1) zwar
einzelne, in diesem Gesetz vorgesehene Übermittlungsrege-
lungen (u. a. den Melderegisterabgleich), insbesondere im
Lichte des Rechts auf „informationelle Selbstbestimmung“,
beanstandet, jedoch im Wesentlichen festgestellt, dass das
Erhebungsprogramm von 1983 den verfassungsrechtlichen
Anforderungen genüge.

Insbesondere aus Gründen der Vergleichbarkeit und der
schnelleren Verfügbarkeit der Daten ist eine Orientierung an
dem Programm früherer Volkszählungen angezeigt. Zusätz-
lich muss auch die Merkmalliste von EUROSTAT für den
Zensus 2011 berücksichtigt werden.

Die aus raumwissenschaftlicher Sicht benötigten Daten
entsprechen damit in etwa dem Angebot aus der letzten
Volkszählung in der Bundesrepublik Deutschland von 1987.
Eine Arbeitsstättenzählung ist nach den aktuellen Vorstellun-
gen von EUROSTAT nicht vorgesehen; hier muss weiterhin
auf die vorhandenen Bereichsstatistiken und das Unterneh-
mensregister zurückgegriffen werden.

Notwendig sind kleinräumige Daten über Gebäude, Haus-
halte bzw. Wohnungen und Personen. Bei den Gebäuden
sind beispielsweise die Gebäudeart (Wohngebäude, Wohn-
heim etc.), die Eigentümerart, das Baujahr, die öffentliche
Förderung und der Leerstand relevant, um regional differen-
zierte Aussagen zum Wohnungsmarkt treffen zu können.
Angesichts von Veränderungen bei den Wohnformen (Zu-
nahme der Einpersonenhaushalte, steigende Wohnraumnach-
frage pro Person) interessieren u. a. die Eigentümerart der
Wohnung, die Anzahl der Haushaltsmitglieder, die Wohnflä-
che und die Miethöhe. Die Personenerhebung soll über die
üblichen soziodemographischen Variablen (Zahl der Kinder,
Alter, Geschlecht, Familienstand, Religion, Staatsangehörig-
keit, höchster Schulabschluss) hinaus noch Angaben zu er-
werbsstatistischen Merkmalen sowie dem Pendlerverhalten
liefern. Informationen zur Erwerbstätigkeit sind aufgrund star-
ker regionaler Unterschiede bei der Art der Beschäftigung
und der Arbeitslosigkeit notwendig. Daten über das Pendler-
verhalten liefern wichtige Hinweise für die Planung von Infra-
strukturmaßnahmen, weil die Pendelwege zum Arbeitsplatz
gehäuft zu bestimmten Tageszeiten anfallen und damit einen
„Engpassfaktor“ für die regionale Infrastruktur darstellen.

Die Zählungsdaten müssen aus der Sicht von Raumpla-
nung, Raumentwicklung und raumwissenschaftlicher For-
schung Aussagen für Gemeinden und Gemeindeteile zulas-
sen. Bei einem traditionellen Zensus, bei dem die Daten
originär durch Interviews oder Fragebögen erhoben werden,
ist dies der Fall. Inzwischen gibt es aber auch so genannte
registergestützte Volkszählungen, z. B. in Dänemark und
Schweden. Bei diesen Verfahren wird auf vorhandene Regi-
ster zurückgegriffen, die gegebenenfalls durch Stichproben-
erhebungen ergänzt werden.

In Deutschland wurde insbesondere zwischen 1997 und
2001, als die letzte EU-weite Volkszählung anstand, über ver-
schiedene registergestützte Methoden diskutiert. Der Zen-
sustest für das Jahr 2001 hat gezeigt, dass die Melderegister
erhebliche Ungenauigkeiten (Übererfassung („Karteileichen“)
und Fehlbestände) aufweisen und diese Ungenauigkeiten
zwischen den Ländern (Übererfassungsrate zwischen 2,6 %
und 8,1 %) und den Gemeindegrößenklassen (Übererfas-
sungsrate zwischen 2,6 % und 7,6 %) erheblich streuen. Zwi-
schen einzelnen Gemeinden ist vermutlich mit noch größe-
ren Unterschieden hinsichtlich der Genauigkeit und Aktuali-
tät zu rechnen. Auch wurde deutlich, dass mit den vorgesehe-
nen und getesteten Korrekturverfahren noch keine hinrei-
chende und zwischen den Gemeinden vergleichbare Genau-
igkeit erreicht werden kann.
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Nach dem aktuellen Stand der Planungen der Statistischen
Landesämter und des Statistischen Bundesamtes ist für 2011
eine registergestützte Volkszählung vorgesehen, die einen
reinen Registerzensus an Genauigkeit übertrifft und auch
weitere Zensusmerkmale durch eine Kontroll- und Ergänzungs-
stichprobe bereitstellen kann. Dieses Modell sieht eine Zu-
sammenführung verschiedener Register (Melderegisterdaten,
Dateien der Agentur für Arbeit, Dateien der Gebietskörper-
schaften) mit einer postalischen Gebäude- und Wohnungs-
zählung vor. Um die Fehler in den Melderegistern (Übererfas-
sung, Fehlbestände) zu reduzieren, soll in den Gemeinden
mit mehr als 10.000 Einwohnern eine Stichprobenerhebung
durchgeführt werden. Anhand der Ergebnisse der Stichprobe
sollen Registerfehler erkannt und korrigiert werden. Zudem
müssten weitere Merkmale erhoben werden, die in den Regi-
stern nicht vorhanden sind.

Dieses Zensuskonzept ist allerdings sehr komplex. Die stati-
stischen Ämter gehen davon aus, dass die erforderlichen me-
thodischen Entwicklungsarbeiten noch mehrere Jahre dauern
und dass die anschließende organisatorische Vorbereitung
aufgrund der Vielzahl der Daten liefernden Stellen etwa drei
bis vier Jahre erfordert. Der verfügbare Zeitrahmen für die
Vorbereitung ist damit sehr knapp.

Ergebnisse dieses registergestützten Zensus sollen etwa 18
Monate nach dem Stichtag vorliegen. Gegenüber einem her-
kömmlichen Zensus weisen die Ergebnisse allerdings eine
Reihe von Einschränkungen auf:

■ Die Registerfehler werden durch die Stichprobe nur für
die jeweilige Gemeinde insgesamt korrigiert; unterhalb
der Gemeindeebene weisen die Ergebnisse aufgrund der
unterschiedlichen räumlichen Verteilung innerhalb der Ge-
meinde und der Konzentration auf bestimmte Bevölke-
rungsgruppen nach wie vor erhebliche Verzerrungen auf.
Dies gilt auch für Gemeinden unter 10.000 Einwohner.

■ Die Ergebnisse der Gemeinden unter 10.000 Einwohner
werden, da hier keine Korrektur auf der Basis einer Stich-
probe erfolgt, methodisch auf andere Weise ermittelt als
bei den größeren Gemeinden. Für die kleineren Gemein-
den führt dies, wie Ergebnisse des Zensustests gezeigt
haben, zu einer tendenziellen Untererfassung.

■ Kleinräumig liegen nur die Ergebnisse vor, die in den ge-
nutzten Verwaltungsregistern vorhanden sind. Für die üb-
rigen Merkmale, z. B. zur schulischen und beruflichen
Bildung und zu Abschlüssen, Selbständigkeit (z. B. Ich-
AGs) oder zur Pendelwanderung liegen auch nach diesem
Zensus keine kleinräumigen Ergebnisse vor. Dies gilt auch
für Gemeinden unter 10.000 Einwohner.

■ Die Ergebnisse, die aus den vorhandenen Registern ge-
wonnen werden können, sind in vielen Fällen nicht aktuell
(z. B. Beruf oder Wirtschaftszweig) oder methodisch nicht
mit den Ergebnissen aus einem herkömmlichen Zensus
(z. B. Privathaushalte) vergleichbar.

Damit wird dieses Zensusmodell den Anforderungen, die
in Deutschland üblicherweise an eine Volkszählung zu stellen
sind, nur zum Teil gerecht. Wichtige Ergebnisse werden auch
nach einem solchen Zensus auf kleinräumiger Ebene weiter-
hin fehlen oder keine hinreichende Aktualität und Genauig-
keit aufweisen oder nicht mit früheren Volkszählungen ver-
gleichbar sein.

Ein Problem ist auch darin zu sehen, dass mit diesem kom-
plexen Zensusmodell in weiten Teilen statistisches Neuland
betreten wird. In der Bundesrepublik Deutschland wurde noch
keine registergestützte Zensuserhebung durchgeführt, so dass
erhebliche methodische und verfahrenstechnische Vor- und
Nacharbeiten in den beteiligten Verwaltungen erforderlich
sein werden. Im Gegensatz zu anderen EU-Ländern, die regi-
stergestützte Zensen durchführen, fehlen die erforderlichen
Statistikregister und eindeutige Identifikatoren (z. B. Perso-
nenkennzeichen) für die notwendigen Zusammenführungen
der unterschiedlichen Register.

Es bestehen daher große Risiken hinsichtlich mangelnder
Genauigkeit und unzureichender Aktualität der Ergebnisse
eines registergestützten Zensus. Die Qualität der Zensuser-
gebnisse wird bestimmt durch die Qualität der Verwaltungs-
register, die nicht für statistische Zwecke aufgebaut und ge-
führt wurden. Letztlich wäre ein solcher Zensus auch und vor
allem ein groß angelegter Zensustest (allerdings ohne die
Möglichkeit einer Abschätzung der darin enthaltenen Fehler,
da die Vergleichsbasis Vollerhebung fehlt!).

Eine registergestützte Volkszählung weist zwar Kostenvor-
teile gegenüber einem traditionellen Zensus auf. Bislang rech-
net man sogar mit nur einem Drittel der Kosten einer Voller-
hebung. Allerdings sind dabei die internen Kosten in den
Verwaltungen des Bundes, der Länder und der Kommunen
nicht berücksichtigt. Daher ist zu vermuten, dass die tatsächli-
chen Kosten einer registergestützten Volkszählung deutlich
höher sind und der Kostenunterschied zu den bisherigen Vol-
lerhebungen eher gering ist.

4. Empfehlung

Aufgrund des lückenhaften Datenangebots in Deutschland –
in allen anderen EU-Ländern wurde 2001 eine Volkszählung
durchgeführt – sind aus Sicht von Raumplanung, Raument-
wicklung und raumwissenschaftlicher Forschung verlässliche
Daten unbedingt erforderlich. Dies gewährleistet derzeit nur
eine traditionelle Volkszählung in Form einer Vollerhebung.

2011 ist daher noch einmal eine Vollerhebung notwendig.

Gleichzeitig könnten registergestützte Verfahren für zukünf-
tige Zählungen erprobt werden. Mit Hilfe der Daten einer
traditionellen Volkszählung ließen sich zudem, falls dies recht-
lich abgesichert werden kann, Fehler in den Registern beseiti-
gen. Bei darauf folgenden Zählungsterminen könnten dann
verlässliche, registergestützte Zensen durchgeführt werden.
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1. Mit den Änderungen des Grundgesetzes durch die Föde-
ralismusreform ist eine Neuerung in das Verfassungsrecht
eingetreten: das Recht der Länder, in bestimmten Materi-
en (der ehemaligen Rahmengesetzgebung, die jetzt in die
konkurrierende Gesetzgebung des Bundes nach Art. 74
GG überführt worden sind) von den erlassenen Bundesge-
setzen abweichen zu dürfen (Art. 72 Abs. 3 GG). Nach
dem Verfassungswortlaut wird das Abweichungsrecht den
Ländern in unterschiedlicher Weise zugestanden,

■ eingeschränkt in den Materien Jagdwesen (ohne das
Recht der Jagdscheine), Naturschutz und Landschafts-
pflege (ohne die Grundsätze des Naturschutzes, das
Recht des Artenschutzes und das Recht des Meeresna-

turschutzes) und Wasserhaushalt (ohne stoff- und ab-
fallbezogene Regelungen);

■ uneingeschränkt in den Materien Bodenverteilung,
Raumordnung sowie Hochschulzulassung und Hoch-
schulabschlüsse.

2. Beim eingeschränkten Abweichungsrecht sind die abwei-
chungsfesten Kerne in verschiedener Weise definiert. Ein-
mal vertikal, indem bestimmte Teile der Materie einfach
abgespalten werden (z. B. das Recht des Artenschutzes
oder des Meeresnaturschutzes). Zum anderen horizontal,
indem die Regelungsintensität zwischen Bund und Län-
dern abgeschichtet ist. So obliegen die Grundsätze des
Naturschutzes unter den Voraussetzungen des Art. 72
Abs. 1 und 2 GG dem Bund; die Länder können (lediglich)
in den Einzelfragen ihr eigenes Recht schaffen. Hier ist der
Unterschied zur ehemaligen Rahmengesetzgebung mini-
mal; er besteht nur darin, dass die Länder nicht mehr zur
eigenen Gesetzgebung in diesem Bereich verpflichtet
sind. Es handelt sich im Prinzip um eine „Grundsatzgesetz-
gebung“ des Bundes, ähnlich wie sie bereits Art. 109 Abs.
3 GG kennt.

3. Das uneingeschränkte Abweichungsrecht ist nach dem
Verfassungswortlaut nur auf den ersten Blick uneinge-
schränkt. Bei näherer Analyse zeigt sich, dass das Abwei-
chungsrecht die Länder nicht zum beliebigen Tun in den
entsprechenden Bereichen befugt, nämlich jedenfalls kei-
neswegs zum völligen Ausstieg aus der Materie. Abwei-
chungsgesetzgebung ist keine Abschaffungsgesetzge-
bung! Die Länder können sich also nicht unter Berufung
auf ihr Abweichungsrecht von der Raumordnung verab-
schieden. Die Abweichungsgesetzgebung ist den Län-
dern eingeräumt worden, damit sie ihre regionalen Beson-
derheiten ausprägen können (das ist im Verfassungsge-
bungsprozess immer wieder betont worden); es erlaubt
ihnen aber keinen Unterbietungswettlauf zum Punkte Null.
Dieses Ergebnis folgt sowohl aus dem schlichten Textver-
ständnis wie aus dem Willen des Verfassungsgebers. Al-
lein wenn der Bund von seiner Gesetzgebungskompe-
tenz keinen Gebrauch gemacht hat (wie bei der Boden-
verteilung), haben auch die Länder das Recht zur Nullvari-
ante.

4. Im Bereich der Raumordnung kommt eine besondere
Rechtslage hinzu. Seit dem sog. Baurechts-Gutachten des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 3, 407 ff.) war über-
wiegend anerkannt, dass es hier zwei Kompetenzebenen
gibt: eine Vollkompetenz des Bundes für die Bundesraum-
ordnung (dazu auch BVerfGE 15, 1/16) und eine Rahmen-
kompetenz des Bundes für die Raumordnung in den Län-
dern. Davon ist beispielsweise seinerzeit auch der Gesetz-

Das uneingeschränkte Abweichungsrecht

nach Art. 72 Abs. 3 GG

Notwendige Bemerkungen zum Bereich der Raumordnung

Mit der kürzlich von Bundestag und Bundesrat abge-
segneten Föderalismusreform und den mit ihr ein-

hergehenden Verfassungsänderungen steht die Auftei-
lung der Gesetzgebungszuständigkeiten zwischen Bund
und Ländern vor einer grundlegenden Neuordnung. Das
betrifft bekanntlich auch das Recht der Raumordnung,
das von seiner einstigen Rahmengesetzgebungskompe-
tenz in die konkurrierende Zuständigkeit des Bundes über-
führt wird. Juristischem Klärungsbedarf unterliegt in die-
sem Zusammenhang vor allem der neue Kompetenztyp
der sog. Abweichungsgesetzgebung, der den Ländern
künftig das Recht einräumt – wenn der Bund gesetzgebe-
risch tätig geworden ist –, hiervon abweichende Vorschrif-
ten zu erlassen. Mit den Konsequenzen für raumordneri-
sche Regelungen auf Bundes- wie auf Landesebene be-
fasst sich der folgende Beitrag von Dr. Ernst-Hasso Ritter,
Meerbusch. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob das neue
Abweichungsrecht der Länder für den Bereich der Raum-
ordnung, so wie es der Wortlaut des Art. 72 Abs. 3 Nr. 4
GG n. F. vermuten lässt, unbeschränkt gilt oder ob bzw.
welche Grenzen der Abweichungsgesetzgebung von Ver-
fassungs wegen gesetzt sind.

Die Bemerkungen Ritters fußen auf der Stellungnah-
me aus der Akademie für Raumforschung und Landespla-
nung zum Entwurf der Verfassungsänderung „Föderalis-
musreform“ (Positionspapier Nr. 65, Hannover im April
2006), die ein von Ritter geleiteter Ad-hoc-Arbeitskreis
vorgelegt hat (s. auch NACHRICHTEN 2/2006, S. 1–3),
und entwickeln sie weiter. Ernst-Hasso Ritter leitet zurzeit
einen neuen Ad-hoc-Arbeitskreis zur Novellierung des
ROG, dessen Ergebnisse wir in Kürze in den NACHRICH-
TEN ebenfalls vorstellen werden.

Jana Kenzler, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 43
E-Mail: Kenzler@ARL-net.de
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entwurf bei der umfassenden Novellierung des Raumord-
nungsgesetzes 1998 ausgegangen (BT-Drs. 13/6392, Be-
gründung A I 2 b). Und die Mehrheit im jetzigen Verfas-
sungsgesetzgebungsverfahren hat sich dieser Unterschei-
dung angeschlossen, indem die Koalitionsfraktionen er-
klärten, dass „es sich bei der Raumordnung nach Art. 72
Abs. 3 Nr. 4“ – also dort, wo es um die Abweichungsrechte
der Länder geht – „wie bisher um die Raumordnung der
Länder“ handele (Bericht des Rechtsausschusses, BT-Drs.
16/2069, S. 31). Mit anderen Worten: aus der Sicht des
Verfassungsgebers bleibt es bei einem ungeschriebenen
Voll-Kompetenzbereich für den Bund und es gibt einen
Bereich, in welchem dem Bund die konkurrierende Ge-
setzgebung zusteht, von der die Länder dann abweichen
können.

5. Diese Unterscheidung ist nicht nur aus der historischen
Interpretation heraus belegbar, sie folgt auch aus einer
systemischen Interpretation des Grundgesetzes und sei-
ner tragenden Prinzipien. Sie bestätigt die bekannte Argu-
mentationsfigur der Bundesverfassungsgerichts von der
„Natur der Sache“ (BVerfGE 3, 407/427f) als Begründung
für einen ausschließlichen Kompetenzsektor des Bundes
im Gesamtbereich der Zuständigkeiten zur Raumord-
nungsgesetzgebung. „Natur der Sache“ ist dabei nicht zu
verstehen als eine gewissermaßen „naturrechtliche“ Vor-
gabe für den Verfassungsgesetzgeber. Vielmehr ist ge-
meint: Die Aufgabe Raumordnung muss, wenn die Verfas-
sung sie als staatliche Zuständigkeit anerkennt, in ihrer
kompetenzrechtlichen Zuordnung so gestaltet sein, dass
sie unter den Bedingungen der Verfassung selbst, nämlich
in einem Bundesstaat, funktionieren kann. Insofern ist die
Frage nach ungeschriebenen Gesetzgebungskompeten-
zen für die Raumordnung oder nach den Beschränkungen
einer gemäß dem Verfassungswortlaut unbeschränkten
Abweichungsklausel keine Suche nach verfassungswidri-
gem Verfassungsrecht, sondern eine Frage der Auslegung
des Grundgesetzes aus seinem Gesamtsystem heraus.

6. In einem Bundesstaat bilden der Bund und alle Länder
gemeinsam den Gesamtstaat Bundesrepublik Deutsch-
land. Der Hoheitsraum eines jeden Landes ist denknot-
wendig zugleich Bestandteil des Hoheitsraums des Bun-
des – und umgekehrt. Es ist nicht möglich, dass die Raum-
ordnung des Bundes in einem, in mehreren oder in allen
Ländern zur Gänze nicht gilt, weil Bund und Länder räum-
lich der Gesamtstaat Bundesrepublik Deutschland sind.
Deshalb folgt aus der „Natur der Sache“, dass es einen
Kompetenzkern des Bundes für die Raumordnung im „Ge-
samtstaat“ gibt (vgl. auch BVerfGE 15, 1/16).

7. In der Konsequenz dieser Argumentation liegt es aller-
dings, dass den Ländern aus dem Bundesstaatsprinzip eben-
falls ein organisatorischer und inhaltlicher Kern für die
Planung ihrer Räume zuzugestehen ist, auf den der Bund
nicht zugreifen darf. Der Bund kann also keine „Landespla-
nung“ betreiben, die räumliche Ordnung und Entwicklung
der Länder im Einzelnen nicht vorgeben. Dies gilt allemal
für die Verwaltungskompetenz, weil nach Art. 30 und 83
GG diese grundsätzlich bei den Ländern liegt, soweit das
Grundgesetz keine andere Regelung vorsieht, und auch
Organisation und Verfahren vom Bund nur unter bestimm-
ten Bedingungen beeinflusst werden können (Art. 84 GG).

Das gilt ebenso bis zu einem gewissen Grade für die
Gesetzgebungskompetenz, weil eine „Landesplanung“ in
Form eines Bundesgesetzes oder detaillierte bundesge-
setzliche Vorgaben für die Landesplanung die Eigenstaat-
lichkeit der Länder ad absurdum führen würde. Insofern
ergibt eine systemische Interpretation des Grundgesetzes
unter Berücksichtigung des tragenden Bundesstaatsprin-
zips, dass zwei Kompetenzkerne bestehen: eine Kern-
kompetenz des Bundes für die (Bundes-)Raumordnung
und eine Kernkompetenz der Länder für ihre Landespla-
nung. Oder anders herum formuliert: Der Bund kann seine
Gesetzgebungskompetenz nicht für den ganzen Bereich
Raumordnung in Anspruch nehmen. Dies zu betonen be-
steht heute Anlass, weil früher der Bund in seiner Rahmen-
kompetenz von vornherein keine Vollregelungen treffen
konnte.

8. Die Abgrenzung beider Kompetenzbereiche ist in einem
Bundesstaat nicht einfach. Da Raumordnung definitions-
gemäß eine „zusammenfassende, übergeordnete Planung“
ist (BVerfGE 3, 407/425), gibt es eine breite Zwischenzo-
ne zwischen „ausschließlich“ Bund und „ausschließlich“
Land, in der die Planungselemente inhaltlich und vom
Verfahren her aufeinander bezogen sind; sie lassen sich
nicht rein ebenenspezifisch separieren. Diese Zwischen-
zone ist es, die rechtlich in einem Bundesstaat besonderen
Regeln des Zusammenwirkens zwischen Bund und Län-
dern unterworfen sein muss. Das Grundgesetz hat hierfür
die konkurrierende Gesetzgebungkompetenz des Bun-
des mit Abweichungsrechten der Länder vorgesehen. Da-
raus ergibt sich für die Kompetenzordnung des Grundge-
setzes eine Dreiteilung:

■ ungeschriebene Vollkompetenz der Bundes für die
Bundesraumordnung,

■ ungeschriebener Kompetenzkern der Länder für ihre
Landesplanung

■ und im Zwischenbereich: konkurrierende Gesetzge-
bungskompetenz (Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG) des Bun-
des für den Gesamtstaat mit Abweichungsrechten der
Länder (Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GG).

9. Um die verschiedenen Kompetenzsphären zu trennen,
sollte zunächst klargestellt werden, was unter Bundes-
raumordnung zu verstehen ist. Nach den Regeln des deut-
schen föderativen Systems kann keine staatliche Ebene in
den Hoheitsbereich hineinwirken, den die Verfassung ei-
ner anderen Ebene zugewiesen hat. Zu diesem staatlichen
Eigenbereich des Bundes gehören insbesondere:

■ Die Organisationshoheit über seine Planungseinrich-
tungen. So können die Länder z. B. nicht bestimmen,
ob es einen Raumordnungsbeirat des Bundes geben
soll und welcher Aufgaben derselbe hat.

■ Die Außenrepräsentanz der Bundesrepublik Deutsch-
land durch den Bund gegenüber den anderen Staaten
und völkerrechtlichen Organisationen (Art. 32 Abs. 1
GG) in Raumordnungsfragen sowie die Repräsentanz
in der Europäischen Union nach Maßgabe des Art. 23
GG in Angelegenheiten der Raumordnung.

■ Die raumordnerische Koordinierung der eigenen Fach-
planungen des Bundes.
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Hier hat der Bund die volle Gesetzgebungs- und Verwal-
tungskompetenz. Zur Vermeidung von Missverständnis-
sen empfiehlt es sich, den Begriff „Bundesraumordnung“
auf diesen genuinen Hoheitsbereich zu beschränken (Bun-
desraumordnung im engeren Sinn).

10. Jenseits dieser eindeutigen Zuweisung beginnen die Zwei-
felsfragen. Das gilt namentlich für die Inhalte der Planung.
Es liegt auf der Hand, dass der Bund von bedeutenden
Planungen für das räumliche Gefüge des Gesamtstaates,
die eine weit über das Regionale gehende Ausstrahlung
haben (z. B. Lage und Bedeutung der Metropolregionen,
Standorte für Drehkreuze des internationalen Luftverkehrs),
von den Ländern nicht ausgeschlossen werden kann. Hier
steht dem Bund in seiner Verantwortung für den Gesamt-
staat eine Kompetenz zu hoheitlichem Handeln zu und
zwar auch dann, wenn er sich bislang in diesen Feldern mit
der Veröffentlichung unverbindlicher Leitbilder (z. B. im
Raumordnerischen Orientierungsrahmen) begnügt hat. Auf
der anderen Seite liegt ebenso zu Tage, dass solche Pla-
nungen nicht über die Köpfe der Länder hinweg gemacht
werden dürfen. In einem Bundesstaat können derartige
Fragen allein im Wege der Zusammenarbeit von Bund
und Ländern gelöst werden. Die Zusammenarbeit muss in
gesamtstaatlicher Verantwortung initiert, organisiert und
mit Inhalten gefüllt werden; dafür steht dem Bund aus der
„Natur der Sache“ heraus ein Kompetenzbereich zu. Wenn-
gleich sich dessen Grenzen letztlich nur im Einzelfall be-
stimmen lassen, ist es folgerichtig, dass die Länder diesen
Bereich dem Bund nicht vermöge ihres Abweichungs-
rechts völlig aus der Hand nehmen können.

11. Da Raumordnung eine übergeordnete und fachübergrei-
fende Gesamtplanung ist, bedarf sie neben einem Min-
destmaß an gemeinsamen inhaltlichen Vorstellungen auch
eines Mindestmaßes an einheitlichen oder zumindest ver-
gleichbaren instrumentellen Grundlagen, ohne die eine
räumliche Planung für den Gesamtstaat illusorisch würde.
Darüber hinaus kennzeichnet es die Raumordnung in ei-
nem Bundesstaat, dass Bund und Länder sowie die Länder
untereinander bestimmten Regeln der Koordination und
Abstimmung unterliegen, ohne die eine Raumordnung im
Gesamtstaat nicht funktionsfähig sein könnte. Auch diese
Regeln müssen bundeseinheitlich gelten und können nicht
durch Abweichungsrechte von einzelnen Ländern unter-
graben werden.

12. Im Ergebnis ist es sonach sinnvoll, im Bereich der Raum-
ordnung die oben beschriebenen Kompetenzsphären wie
folgt zu präzisieren:

a) Die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des
Bundes für seinen genuinen Hoheitsbereich (Bundes-
raumordnung im engeren Sinne).

b) Die ausschließliche Kompetenz der Länder für die Kern-
bereiche ihrer Landesplanung.

c) Die konkurrierende Gesetzgebung des Bundes in der
breiten Zwischenzone, in der der Bund allerdings im
Hinblick auf die Kernbereiche der Länder keine detail-
lierten Vollregelungen treffen darf.

d) In dieser Zone steht den Ländern ein Abweichungs-
recht zu. Das Abweichungsrecht endet vor einem ab-
weichungsfesten Kern, der sich aus einer systemischen

Interpretation des Grundgesetzes und seines tragen-
den Bundesstaatsprinzips ergibt. In diesem Kern muss
es dem Bund vorbehalten bleiben, einen Grundstock
von verbindlichen Regeln zur Raumordnung im Ge-
samtstaat Bundesrepublik Deutschland aufzustellen
(gesamtstaatliche Raumordnung). Das bezieht sich auf
die Grundlagen der Raumordnung sowie auf die Grund-
züge ihrer Instrumente und Verfahren im Bundesstaat.
Angesichts des eigenen Kernbereichs für ihre Landes-
planung und des abweichungsfesten Kerns für das Bun-
desrecht ist der für Abweichungen verbleibende Raum
der Länder relativ schmal.

Ernst-Hasso Ritter, Tel. (+49-2159) 92 26 69
E-Mail: eh.ritter@surfeu.de
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Das jährliche Treffen von Delegationen aus den Nieder-
landen, Luxemburg, Österreich, der Schweiz und

Deutschland, das seit Anfang der 1960er Jahre besteht, wur-
de 2006 von der schweizerischen Seite organisiert. Es fand
Ende Mai / Anfang Juni in Solothurn zum Schwerpunktthe-
ma „Raumplanung und Umweltschutz“ statt.

Die Planertreffen dienen der gegenseitigen Information
durch Länderberichte und der gemeinsamen Diskussion ak-
tueller und grundsätzlicher Themen aus Raumplanung und
Raumforschung. Der Kreis umfasst rund 20 Personen aus
Planungspraxis und   -wisssenschaft. Die Mitwirkenden aus
der Praxis repräsentieren die nationale Ebene sowie die der
Länder, Regionen und Gemeinden; die aus der Wissenschaft
kommen aus dem Hochschulbereich und aus außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen. Deutschland wird zurzeit
vertreten durch MinDgt Dr.-Ing. Bernhard Heinrichs, Minis-
terium für Arbeit, Bau und Landesentwicklung, Schwerin, die
Leiterin des Stadtplanungsamtes, Anne Luise Müller, Köln,
den Ersten Beig. Jens Peter Scheller, Planungsverband Bal-
lungsraum Frankfurt/Rhein-Main, ARL-Generalsekretär Prof.
Dr.-Ing. Dietmar Scholich, Hannover, MinDgt Manfred Sinz,
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung,
Berlin, und Prof. Julian Wékel, TU Darmstadt.

Länderberichte:

Zwischen EUREK und Arbeitszonen

Traditionell standen zunächst die Länderberichte im Vorder-
grund. Unter der Moderation von Lukas Bühlmann, Direktor
der Schweizerischen Vereinigung für Landesplanung, Bern,
stellten auf deutscher Seite Bernhard Heinrichs die neuen
Leitbilder und Handlungsstrategien für die Raumentwick-
lung in Deutschland, Anne Luise Müller Chancen und Ver-
pflichtungen im Zusammenhang mit dem Unesco-Welterbe
„Kölner Dom“ und Jens Peter Scheller die Strategische Um-
weltprüfung für den in Aufstellung befindlichen Regionalen
Flächennutzungsplan für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-
Main vor. Von luxemburgischer Seite wurde erneut das inte-
grierte Verkehrs- und Landesentwicklungskonzept aufgegrif-
fen und dabei vor allem der Klärungsprozess zur Umsetzung
der Regionalplanung und von räumlichen Schlüsselprojek-
ten herausgestellt.

Die Vertreter aus den Niederlanden gingen auf die Frage
nach der Neubearbeitung des EUREK, auf die aktuelle Ent-
wicklung der Raumordnung und des Raumordnungsrechts
und auf Experimente in der Gebietsplanung, insbesondere
zur Etablierung einer neuen Planungskultur, ein. Von öster-
reichischer Seite wurden ausgewählte Arbeiten der Öster-
reichischen Raumordnungskonferenz und Entwicklungsop-
tionen für den Zentralraum des Landes Kärnten vor dem
Hintergrund des Baues einer Hochgeschwindigkeitstrasse
der Bahn vorgestellt. Der Länderbericht aus der Schweiz
umfasste die künftigen Schwerpunkte der Raumentwicklung,
mit Blick einerseits auf die Nachhaltigkeit der Siedlungsent-

wicklung und andererseits auf den Aspekt der „Vielfalt in der
Nähe“, sowie Ansätze zur Ansiedlung wichtiger Großbetrie-
be durch die Ausweisung strategischer Arbeitszonen.

Raumplanung und Umweltschutz

Im zweiten Teil des 44. internationalen Planertreffens stand
das Tagungsmotto „Raumplanung und Umweltschutz“ im
Zentrum von Vorträgen und ausführlichen Diskussionen. Sei-
tens der deutschen Delegation referierte Dietmar Scholich
zum Stand der Umsetzung der Umweltverträglichkeitsprü-
fung für Pläne und Programme auf regionaler Ebene. Sonja
Gengler berichtete von luxemburgischer Seite über Um-
weltschutzmaßnahmen in der Stadt Luxemburg. Aus den
Niederlanden stellten Marian Teer den Aktionsplan Luftqua-
lität der Stadt Utrecht 2006 – 2010 und Roland Auburger
aktuelle Überlegungen der Provinz Holland Süd zum raum-
orientierten Risikomanagement zur Diskussion.

Anschließend gingen auch Peter Fercher aus der Sicht der
Landesplanung Kärnten und Klaus Vatter am Beispiel des
Flächenwidmungsplans und der Bebauungspläne der Stadt
Wien auf den Stand der Umsetzung der sog. Plan-UP ein.
Den Abschluss bildeten Statements der Kollegen aus der
Schweiz. Fritz Wegelin beleuchtete Schnittstellen zwischen
Raumplanung und Umweltschutz, z. B. die Störfallvorsorge
durch räumliche Planung, während Lukas Bühlmann auf den
Zusammenhang von Verkehrsentwicklung und Umwelt-
schutz einging. Urs Meier schließlich thematisierte und pro-
blematisierte die UVP-Schwellenwerte im Städtebau der
Schweiz am Beispiel des Verdichtungsraums Zürich.

Internationales Planertreffen in der Schweiz

Abgerundet wurde das Treffen durch die Besichtigung des
Entwicklungsschwerpunktes Wankdorf und der Energieplatt-
form „Soleil“ im neuen Stadion in Bern, die das größte Son-
nenkraftwerk der Schweiz darstellt.

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de

Mitglieder des internationalen Planertreffens
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Ländliche Räume sind angesichts der intensiv geführten
Diskussion um die Zukunft von Stadt- und Metropolregio-

nen etwas in den Hintergrund der Aufmerksamkeit von Wis-
senschaft und Politik geraten. Dies war Anlass für die Fakultät
Raumplanung der Universität Dortmund (UNIDO), in Zusam-
menarbeit mit der Landesgruppe NRW der Deutschen Aka-
demie für Städtebau und Landesplanung (DASL) und der
Landesarbeitsgemeinschaft NRW der ARL ein Werkstattge-
spräch zu den Entwicklungsperspektiven ländlicher Räume in
Nordrhein-Westfalen durchzuführen.

Ziel der Veranstaltung

Die Ausgangsthese für die Beratungen bezog sich auf die –
empirisch mittlerweile mehrfach erhärtete – Feststellung, dass
sich zunehmend unterschiedliche Entwicklungstypen ländli-
cher Räume mit spezifischen Ausgangslagen, Entwicklungs-
problemen und -potenzialen sowie Anpassungsbedarfen he-
rausbilden, für die unterschiedliche Politikansätze und Hand-
lungsstrategien benötigt werden.

Ziel der Veranstaltung war es daher, auf der Basis von wis-
senschaftlichen Vorträgen, Beiträgen aus der Praxis und des
anschließenden Diskurses politische und planerische Positio-
nen zu entwickeln, die Grundlage für weitergehende Aktivi-
täten der beteiligten Partner in Zusammenarbeit mit der Poli-
tik bzw. Planungspraxis sein können. Folgenden Fragen galt,
je nach Entwicklungstyp, besondere Aufmerksamkeit:

■ Wie sind die wirtschaftlichen Perspektiven der ländlichen
Räume mit ihren bestehenden und potenziellen Erwerbs-
möglichkeiten?

■ Welche Konsequenzen ergeben sich für die (Wert-)Ent-
wicklung der Wohn- und Gewerbeimmobilien im Bestand?

■ Welche Strategien zum Erhalt von Infrastruktur und Basis-
diensten gibt es?

■ Inwieweit gelingt es, öffentliche Verkehrsangebote in der
Fläche aufrechtzuerhalten?

■ Welche Strategien gibt es, Gestaltqualität und die jeweili-
ge regionale Kultur von Landschaftsräumen und Gebäu-
den zu wahren bzw. zu entwickeln?

■ Welche Rolle spielt kommunales Flächenmanagement in
ländlichen Räumen und inwiefern greift es?

Ablauf

Die Gesamtmoderation des Werkstattgesprächs lag in den
Händen von Prof. Christa Reicher, Leiterin des Fachgebiets
Städtebau und Bauleitplanung, Fakultät Raumplanung der
UNIDO.

Nach einer Begrüßung und kurzen Einführung durch die
stellvertretende Vorsitzende der DASL NRW, Leonore Wol-
ters-Krebs, wurden drei Vorträge zur Tagungsthematik gehal-
ten. Zunächst gab der Leiter der Landesarbeitsgemeinschaft

NRW der ARL, Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Dortmund, einen
Überblick über die Entwicklung der ländlichen Räume in Nord-
rhein-Westfalen. Im Vordergrund standen ökonomische und
demographische Aspekte sowie Fragen der Bildung von Ent-
wicklungstypen. Anschließend behandelte Prof. Dr. Hans H.
Blotevogel, Geschäftsführender Leiter des Instituts für Raum-
planung, Fakultät Raumplanung der UNIDO, die Perspekti-
ven der zukünftigen Entwicklung der ländlichen Räume in
NRW. Im Mittelpunkt des dritten Fachvortrags, den Prof. Dr.
Günter Kroës, ehemaliger Fachgebietsleiter Volkswirtschafts-
lehre, Fakultät Raumplanung der UNIDO, hielt, standen aktu-
elle Trends der Politik und Planung für die ländlichen Räume
in Nordrhein-Westfalen.

Hieran schloss sich ein Podiumsgespräch (einschließlich
kurzer Fachstatements) an, in dem die in den Referaten skiz-
zierten Thesen, Einschätzungen und Handlungsvorschläge von
VertreterInnen aus Wissenschaft, Verwaltung und Politik ver-
tieft diskutiert wurden. In einem abschließenden Fazit „Ent-
wicklungsperspektiven der ländlichen Räume in NRW“ fasste
Dr. Lars Tata, Institut für Raumplanung, erste Überlegungen
für ein Strategiepapier zu weiteren Forschungsaktivitäten in
diesem Themenfeld zusammen.

Ergebnisse

Die wichtigsten Ergebnisse der Fachvorträge und Diskussio-
nen lassen sich in drei Punkten zusammenfassen: (1) Ländlich
geprägte Räume in NRW entwickeln sich zum Teil sehr unter-
schiedlich; die Schere zwischen wachsenden und schrump-
fenden Regionen wird zukünftig weiter auseinandergehen.
(2) Der demographische Wandel, der sich in zeitlich versetz-
ten Zyklen räumlich differenziert auswirkt, verlangt die Schaf-
fung intelligenter Lösungen infrastruktureller Art, die sich dem
jeweiligen Bedarf flexibel anpassen. (3) Fragen der eigenstän-
digen Entwicklung und der Selbstorganisation, des Denkens
und Handelns in Netzwerken sowie des Regionalmanage-
ments werden künftig verstärkt über die Zukunft von Ge-
meinden in ländlich geprägten Räumen entscheiden.

Ein auf den Ergebnissen der Tagung aufbauendes Positions-
papier wird derzeit unter der Federführung des Instituts für
Raumplanung erarbeitet. Kontakt IRPUD: Lars.Tata@uni-
dortmund.de.

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23
E-Mail: Toennies@ARL-net.de

Entwicklungsperspektiven der ländlichen Räume

in Nordrhein-Westfalen
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Neuer Anlauf zu einem

Umweltgesetzbuch

Der 2005 zwischen den Regierungsparteien geschlosse
ne Koalitionsvertrag enthält unter der Überschrift „Neu-

ordnung des Umweltrechts“ die Vereinbarung, das stark zer-
splitterte deutsche Umweltrecht zu vereinfachen und in ei-
nem Umweltgesetzbuch zusammenzufassen. Das BMU will
eine Neuordnung des Umweltrechts schnellstmöglich auf
den Weg bringen und sieht mit der vor Kurzem von Bundes-
tag und Bundesrat beschlossenen Föderalismusreform und
den diesbezüglichen Änderungen des Grundgesetzes die Vo-
raussetzungen dafür geschaffen. Es hat ein Eckpunktepapier
erarbeitet, in dem die Grundsätze und die Struktur sowie das
Regelungsprogramm für das UGB in dieser Legislaturperiode
vorgestellt werden.

Struktur des Umweltgesetzbuchs

Das Umweltgesetzbuch wird in einem allgemeinen Teil fach-
übergreifende Bestimmungen enthalten. Dazu gehören ins-
besondere Vorschriften über:

■ Ziele und Grundsätze des Umweltrechts, Begriffsbestim-
mungen, allgemeine Verfahrensanforderungen für den Er-
lass von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften,

■ Umweltschutz in der Planung (Strategische Umweltprü-
fung),

■ vorhabenbezogenes Umweltrecht (Anwendungsbereich,
verfahrensrechtliche und UVP-rechtliche Genehmigungs-
anforderungen) und den

■ grenzüberschreitenden Umweltschutz.

Ein besonderer Teil enthält Vorschriften zu den umweltfachli-
chen Materien, wobei zumindest alle Bereiche mit besonde-
rem Umweltbezug Eingang in das UGB finden sollen. Sie wer-
den in Form gesonderter „Bücher“ eingestellt und bleiben da-
her eigenständige Regelungskomplexe. Zu den Materien des
besonderen Umweltrechts gehören vor allem das Immissions-
schutzrecht, Wasserrecht, Naturschutzrecht und Abfallrecht.

Regelungsprogramm in der

16. Legislaturperiode

Zentraler Gegenstand des Regelungsprogramms zum UGB
in dieser Legislaturperiode ist das vorhabenbezogene Um-
weltrecht. Das vorrangige Ziel besteht darin, das Genehmi-
gungsrecht zu vereinfachen. So ist vorgesehen, für die Zulas-
sung umweltrelevanter Anlagen eine integrierte Vorhabenge-
nehmigung einzuführen. Das bedeutet, für bestimmte Anla-
gen und Vorhaben werden künftig nicht mehr mehrere Ge-
nehmigungen erforderlich sein; stattdessen wird es dann nur
noch ein einheitliches Genehmigungsverfahren geben, in dem
die umweltbezogenen Zulassungsvoraussetzungen medien-
übergreifend zu prüfen sind. Das soll zunächst für Anlagen
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz, für wasserwirt-
schaftliche Vorhaben und Abfalldeponien gelten, im Nach-
gang aber auch auf weitere Vorhaben ausgedehnt werden.

Die neuen Vorschriften zur integrierten Vorhabengenehmi-
gung regeln formell-rechtlich das Zulassungsverfahren und
die Umweltverträglichkeitsprüfung. Daneben stellen sie ma-

teriell-rechtliche Anforderungen für die Zulässigkeit der Vor-
haben auf.

Weiter wird in dieser Legislaturperiode eine Novelle des
Wasser- und Naturschutzrechts vorbereitet. Für diese Um-
weltmaterien konnte der Bundesgesetzgeber bislang nur Rah-
menvorschriften erlassen, deren Ausfüllung den Ländern ob-
lag. Mit der Verfassungsreform werden die Regelungsberei-
che „Naturschutz und Landschaftspflege“ sowie „Wasserhaus-
halt“ von ihrer einstigen Rahmengesetzgebung in die konkur-
rierende Zuständigkeit des Bundes überführt.

Verfassungsrechtlicher Hintergrund

Mit der Verfassungsänderung sind die wesentlichen umwelt-
bezogenen Materien (Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung,
Abfallwirtschaft, Wasserhaushalt, Naturschutz und Landschafts-
pflege) einheitlich der konkurrierenden Kompetenz des Bun-
des zugeordnet. Damit entfällt die vormals bestehende Auf-
teilung in Materien der konkurrierenden Gesetzgebung ei-
nerseits, die umfängliche Regelungen gestattete, und der
Rahmengesetzgebung andererseits, innerhalb der nur Vor-
schriften mit geringer Regelungsdichte erlassen werden durf-
ten. Der Bund hat nun die Möglichkeit, für die umweltbezo-
genen Bereiche einheitlich „Vollregelungen“ zu treffen.

Weiter wird die für die konkurrierende Gesetzgebungszu-
ständigkeit des Bundes bislang umfassend geltende Erforder-
lichkeitsklausel (Art. 72 Abs. 2 GG) eingeschränkt. Auf die
meisten umweltbezogenen Regelungsmaterien wird sie kei-
ne Anwendung mehr finden. Mithin müssen entsprechende
bundesrechtliche Regelungen nicht mehr zur Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder zur
Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaat-
lichen Interesse erforderlich sein; die in diesem Zusammen-
hang vom Bundesverfassungsgericht angelegten strengen
Maßstäbe erübrigen sich ebenso.

Stolperstein ist der neue Kompetenztyp der Abweichungsge-
setzgebung, dem die aus der Rahmengesetzgebung in die
konkurrierende Zuständigkeit überführten Regelungsmateri-
en, wie Naturschutz und Landschaftspflege bzw. Wasserhaus-
halt, unterliegen. Das bedeutet, die Länder können hier vom
Bundesrecht abweichende Regelungen erlassen. Die Abwei-
chungsmöglichkeit ist indes für das Naturschutz- und Wasser-
recht durch die Festlegung abweichungsfester Kerne begrenzt.
Für den Naturschutz sind die Grundsätze des Naturschutzes,
das Recht des Artenschutzes und des Meeresnaturschutzes für
die Länder unabänderlich. Im Bereich des Wasserhaushalts dür-
fen stoff- oder anlagenbezogene Vorschriften nicht abweichend
geregelt werden. Auch der neu eingefügte Art. 125b GG ent-
schärft die Abweichungsgesetzgebung der Länder, indem er
beim Naturschutz und Wasserhaushalt erst dann abweichende
Regelungen zulässt, wenn der Bund von seiner Gesetzgebungs-
befugnis Gebrauch gemacht hat, spätestens ab dem 1. Januar
2010. Damit steht dem Bund ein Übergangszeitraum zur Ver-
fügung, um insbesondere im Wasser- und Naturschutzrecht
neue Bundesvorschriften zu erlassen. Dennoch sind trotz die-
ser Beschränkungen landesgesetzliche Abweichungen mög-
lich. Wie sich das auf die vereinheitlichende Kraft eines Um-
weltgesetzbuchs auswirken wird, bleibt abzuwarten.

Im Zusammenhang mit der Konzeption des UGB wäre es
darüber hinaus wünschenswert gewesen, die bisherigen um-
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weltrechtlichen Einzelzuständigkeiten in einem einheitlichen
Kompetenztitel zum Umweltrecht zusammenzufassen. Das ist
im Zuge des Reformpakets leider nicht gelungen; es bleibt
daher bei einer Zersplitterung der verschiedenen Kompetenzen
im Umweltrecht. Damit ist aber gerade die Berechtigung für
einen integrativen Umweltschutzansatz, der mit der integrier-
ten Vorhabengenehmigung verfolgt wird, nicht eindeutig ge-
klärt. Somit bleiben doch hinsichtlich der Möglichkeiten eines
einheitlichen UGB viele Fragen offen, die in absehbarer Zeit
wohl auch das Bundesverfassungsgericht beschäftigen werden.

Jana Kenzler, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 43
E-Mail: Kenzler@ARL-net.de

INTERREG III B-Projekt

„Cultural Landscape“ gestartet

Mit dem INTERREG III B-Projekt „Protecting Historical
Cultural Landscapes to strengthen Regional Identities

and Local Economies“ (kurz: „Cultural Landscape“) haben im
Mai 2006 elf Partner aus fünf Staaten des CADSES-Raums
(Deutschland, Österreich, Polen, Rumänien, Ukraine) ein Pro-
jekt zu Schutz und Management von Kulturlandschaften ge-
startet. Übergeordnete Ziele sind die beispielhafte Entwick-
lung durch Inwertsetzung historischer Kulturlandschaften und
deren Einbindung in die regionale Wirtschaft, insbesondere in
benachteiligten Regionen, sowie die Weiterentwicklung des
transregionalen Erfahrungsaustausches. Einbezogen sind Pi-
lotregionen in Polen, dem Burgenland, Ostthüringen, Trans-
silvanien und dem Lviv-Oblast (westliche Ukraine).

Im Vordergrund von „Cultural Landscape“ steht der Wissens-
transfer. Dazu soll u. a. ein internetbasiertes open access-Kul-
turlandschaftskataster nach dem Wikipedia-Prinzip aufgebaut

werden. Fachtagungen und Konferenzen in den unterschiedli-
chen Projektregionen werden ebenso durchgeführt wie „trans-
regionale Development-Touren“ zum Erleben europäischer
Kulturlandschaften und der Pilotprojekte vor Ort. Weiter soll
ein Austausch von Wissenschaftlern und Studenten zwischen
den beteiligten Forschungseinrichtungen angeregt werden.
Eine verstärkte Bewusstseinsbildung in Öffentlichkeit und Ver-
waltung für Wert, Gefährdung und Potenzial von Kulturland-
schaften im CADSES-Raum und die (Weiter-)Entwicklung von
Instrumenten, mit denen Kulturlandschaften als Gegenstand
der räumlichen Planung und der wirtschaftlichen Entwicklung
betrachtet werden können, stellen weitere Ziele des Projektes
dar.

Eingebunden sind sowohl wissenschaftliche Einrichtungen
als auch Kommunen sowie Akteure der Planung und des
Kulturlandschaftsschutzes. Die Projektkoordination liegt bei
der Landwirtschaftsakademie Krakow. Auf deutscher Seite
sind die Fachhochschule Erfurt, der Heimatbund Thüringen
e.V. und die Regionale Planungsgemeinschaft Ostthüringen
an „Cultural Landscape“ beteiligt. Die Fachhochschule Erfurt
wird sich dabei u. a. mit der Entwicklung und Modifikation
digitaler Erhebungsmethoden beschäftigen und, in enger Zu-
sammenarbeit mit den übrigen Projektpartnern, das „Cultural-
Landscape-Wikipedia“ umsetzen. Zu Letzterem werden auch
die beiden anderen thüringischen Projektpartner Erhebungen
durchführen. Zudem soll durch die Regionale Planungsge-
meinschaft ein Regionalentwicklungskonzept für das Mittlere
Saaletal erarbeitet werden.

Weitere Informationen zum Projekt und zu den thüringi-
schen Beiträgen sind bei Prof. Dr. Catrin Schmidt
(c.schmidt@fh-erfurt.de) und Dipl.-Ing. Christoph Glink
(c.glink@fh-erfurt.de), Fachhochschule Erfurt, erhältlich.

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

Otto-Borst-Preis 2007

Die „Arbeitsgemeinschaft Die alte Stadt e.V.“ lobt zum
zweiten Mal den Otto-Borst-Preis aus. Durch die Ver-

leihung will der Verein den wissenschaftlichen Nachwuchs
in den Fachgebieten Stadtgeschichte, Stadtsoziologie, Denk-
malpflege und Stadtplanung fördern. Es sollen herausragen-
de Leistungen in diesen Fachgebieten prämiert werden.

Der Wettbewerb ist offen für schriftliche Studienarbei-
ten, Studienabschlussarbeiten und Dissertationen, die sich
mit der Entwicklung von Städten in historischer,
stadt(bau)historischer, sozialwissenschaftlicher, denkmal-
pflegerischer, planerischer und städtebaulicher Hinsicht
befassen und die an deutschsprachigen Hochschulen er-
stellt worden sind. Die Arbeiten können von den Verfasse-
rinnen und Verfassern oder von den betreuenden Hoch-
schullehrerinnen und -lehrern eingereicht werden. Teil-
nehmende dürfen nicht vor dem 1. Juli 1971 geboren sein.
Stichtag der Einreichung ist der 31. Januar 2007. Informa-
tionen über die Teilnahmebedingungen gibt es bei Prof.
Dr. Johann Jessen, Universität Stuttgart, Städtebau-Insti-
tut, Tel. (+49-711) 685-82213, E-Mail: johann.jessen@si.uni-
stuttgart.de.

Hans-Sauer-Preis 2006

„Forschung über Erfinder“

Anlässlich des zehnten Todestages des Stifters wird die
Hans-Sauer-Stiftung künftig in zweijährigem Turnus

den neu geschaffenen Hans-Sauer-Preis vergeben. Im Jahr
2006 wird der mit 5.000 Euro dotierte Preis an das Thema
„Forschung über Erfinder“ geknüpft. Das heißt, im Fokus
stehen Forschungsarbeiten, die sich mit dem weithin ver-
nachlässigten Thema des Erfinders und Erfinderunterneh-
mers oder mit dem Prozess des Erfindens auseinanderset-
zen.

Der Wettbewerb steht Vertretern aller Disziplinen of-
fen, wobei fachübergreifende Ansätze besonders gewür-
digt werden. Der Preis kann an Einzelpersonen oder an
Forschungsteams vergeben werden, wenn aus den jewei-
ligen Arbeiten hervorgeht, dass alle Beteiligten substanti-
elle Beiträge zum Ergebnis geleistet haben. Antragsfähig
sind Arbeiten, deren Abschluss oder Veröffentlichung nach
dem 1. Januar 2000 erfolgt ist. Die Ausschreibung endet
am 31. Oktober 2006. Nähere Informationen gibt es auf
der Website www.hanssauerstiftung.de.
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In der Reihe „Materialien zur Regionalentwicklung und

Raumordnung“ des gleichnamigen Lehrstuhls der TU Kai-
serslautern sind fünf weitere Bände herausgegeben worden:

Ansätze für Regionales

Arbeitsmarktmanagement

Konzeption und Diskussion

an ausgewählten Beispielen

Die Diskussion über Möglichkeiten zur Verbesserung der
Arbeitsmarktsituation auf regionaler Ebene ist von hoher

Aktualität. Die deutsche Arbeitsmarktpolitik ist stark von na-
tionalen Strategien geprägt. Der Ansatz des regionalen Ar-
beitsmarktmanagements ist ein neues Instrument der Regio-
nal- und Arbeitsmarktpolitik. Es ist definiert als interaktives und
interdisziplinäres Führungs-, Gestaltungs- und Steuerungsin-
strument der regionalen Arbeitsmarktentwicklung und könn-
te auf regionaler Ebene neue Möglichkeiten gegen die Ar-
beitslosigkeit bieten.

Im Rahmen der Arbeit von Martine Annawald aus dem Jahr
2005 werden die Zusammenhänge zwischen wirtschafts- und
arbeitsmarktstrukturellen Entwicklungen untersucht und an-
hand regionaler Beispiele Ansätze zur Steuerung regionaler
Arbeitsmärkte diskutiert. Die als Band 13 der o. g. Reihe veröf-
fentlichte Studie greift den aus der Wirtschaftsgeographie
stammenden Ansatz des regionalen Arbeitsmarktmanage-
ments auf, detailliert seine Zielsetzung, den organisatorischen
Aufbau und mögliche Finanzierungsansätze und definiert stra-
tegische und inhaltliche Handlungsfelder. Die umfangreiche
Konzeption wurde im Rahmen qualitativer empirischer Un-
tersuchungen mit regionalen Arbeitsmarktakteuren aus der
Praxis diskutiert und weiterentwickelt (ISBN 3-933103-23-1).

Sun City in Deutschland – ein

seniorenspezifisches Wohnmodell

mit Zukunft?

Möglichkeiten und Grenzen der

Übertragbarkeit des amerikanischen

Wohnmodells auf Deutschland

Die Untersuchung befasst sich angesichts der Zunahme
des Anteils der Senioren mit der Frage zukünftiger Wohn-

formen und -angebote für diese Bevölkerungsgruppe. Das
Wohnmodell der „Sun City“ wird als eine mögliche Alten-
wohnform für Deutschland dargestellt. Ausgerichtet auf die
Bedürfnisse und Wünsche der älteren Menschen, findet die-
ses Wohnmodell seit Jahren in den USA großen Zuspruch.

In der vorliegenden Arbeit von Rebecca Eizenhöfer und
Alexandra Link werden die wichtigsten Parameter, die in die
Diskussion um die Übertragbarkeit auf Deutschland einflie-
ßen, untersucht. Dabei wird deutlich, dass die Wohnform

„Sun City“ in Deutschland bislang neu ist, gleichwohl jedoch
hohes Interesse bei Nachfragern und potenziellen Anbietern
findet. Die 2005 als Band 14 der o. g. Reihe veröffentlichte
Arbeit enthält konkrete Handlungsempfehlungen für die
Umsetzung des Modells; das Ergebnis stellt das Konzept einer
deutschen „Sun City“ dar, das neben den Kerninhalten der
amerikanischen Konzeption auch die Erkenntnisse der empiri-
schen Untersuchung einbezieht. Darüber hinaus werden po-
tenzielle Makro-Standorte für eine „Sun City“ abgeleitet so-
wie Nachfragepotenziale dargestellt (ISBN 3-933103-24-X).

Touristisches Entwicklungskonzept

für die Region Ostwürttemberg

Der Band 15 der o. g. der Reihe aus dem Jahr 2005 zeigt
Möglichkeiten einer touristischen Entwicklungskonzep-

tion am Beispiel der Region Ostwürttemberg auf. Die zuneh-
mende Konkurrenz und die Vielfalt des Angebots machen
eine eindeutige Profilierung der touristischen Destinationen
notwendig, die klar und einheitlich an den Markt kommuni-
ziert wird. Eine entsprechende Strategie setzt die Auseinan-
dersetzung mit dem vorhandenen Angebot und der Nachfra-
ge sowie den bestehenden Defiziten und Potenzialen voraus.

Das Entwicklungskonzept für die Region Ostwürttemberg
soll einerseits den vielfältigen Akteuren in diesem Aufgaben-
bereich eine Entscheidungshilfe geben, Orientierungscharak-
ter haben und dazu beitragen, das Tourismusbewusstsein in
der Region in Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und in der Tou-
rismuswirtschaft zu fördern. Andererseits steht Ostwürttem-
berg aber auch beispielhaft für viele andere ländlich geprägte
Räume, sodass die Vorgehensweise und Ergebnisse dieser
Arbeit von Stefanie Köhler auch für die Akteure in anderen
Regionen von Interesse sein können (ISBN 3-933103-25-8).

Ansätze zur Stadtteilaufwertung

durch Business Improvement

Districts (BIDs)

Diskussion am Beispiel eines Innen-

stadtquartiers in Heilbronn

Noch gehört der Einzelhandel zu den grundlegenden Kräf-
ten, die eine funktionierende Innenstadt prägen. Auf-

grund umfassender struktureller Veränderungen auf der An-
gebots- und Nachfrageseite verändert sich der Einzelhandel
jedoch stetig. Es zeigt sich eine zunehmende Entflechtung
von Handel und Innenstädten; die daraus entstehenden He-
rausforderungen für die Städte sind gravierend: die Individua-
lität des Einzelhandels geht zurück, die Uniformität der Städte
nimmt zu, Ladenleerstände prägen das Stadtbild und die Bran-
chenstruktur dünnt allmählich aus.

Zur Stärkung der innerstädtischen Geschäftsstandorte sind
daher die städtischen Akteure gefordert, über die bewährten

Neue Veröffentlichungen aus anderen Verlagen
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Formen der Zusammenarbeit der bisherigen PPP-Ansätze hi-
naus verbindliche Kooperationsformen anzustreben, um ein
umfassendes Standortmanagement zu ermöglichen.

Vor dem Hintergrund der allgemeinen Situation der deut-
schen Innenstädte und im Besonderen der Stadt Heilbronn
befasst sich die Diplomarbeit von Florian Baasch, 2006 als
Band 16 der o. g. Reihe veröffentlicht, mit dem nordamerika-
nischen Modell der Business Improvement Districts (BIDs).
Dabei werden vor allem die Arbeitsweise der BIDs untersucht
und erste deutsche Übertragungsversuche kurz dargestellt.
Zudem werden mögliche Schritte der konkreten Umsetzung
des Ansatzes für ein Heilbronner Innenstadtquartier (,Sülmer
City’) in Form eines Leitfadens aufgezeigt (ISBN 3-933103-26-
6).

UNESCO-Weltkulturerbe und die

Auswirkungen auf die regionale

Entwicklung – das Beispiel Kloster

Maulbronn

Städte und Regionen sind heute mehr denn je einem zu-
nehmenden Wettbewerbsdruck ausgesetzt. Vor diesem

Hintergrund ist es wichtig, dass sie ihre endogenen Potenzia-
le nutzen, um sich von der Konkurrenz abzuheben. Dazu kann
insbesondere der Faktor Kultur einen bedeutenden Beitrag
leisten. Ein Welt(kultur)erbe ist aufgrund seiner internationa-
len Auszeichnung ein herausragendes Alleinstellungsmerk-
mal, das der Profilierung einer Region im Wettbewerb der
Destinationen entscheidende Stärken verleiht.

Als Beispiel dient für die Arbeit von Erika Henger das Welt-
kulturerbe Kloster Maulbronn, das 1993 in die
UNESCO-Welterbeliste aufgenommen wurde. Anhand des-
sen erfolgt eine Analyse ökonomischer wie auch außerökono-
mischer Wirkungen, die seit der Ernennung zum Weltkultur-
erbe von ihm ausgegangen sind, sowie seiner heutigen Be-
deutung für die regionale Entwicklung. Darauf aufbauend
werden Ziele und Maßnahmen formuliert, die dazu beitragen
sollen, die Bedeutung der Stadt Maulbronn mit dem Kloster
als Weltkulturerbe in der Region zu erhöhen und zu stärken.
Die Arbeit ist 2006 als Band 17 der o. g. Reihe veröffentlicht
worden (ISBN 3-933103-30-4).

❐

Zu rechtlichen Aspekten der weichen

Instrumente der bayerischen Landes-

planung

In Ergänzung zu den gesetzlich verankerten, verbindlichen
raumordnerischen Instrumenten gewinnt seit einigen Jah-

ren der Ansatz der sog. weichen Instrumente in der landespla-
nerischen Praxis in Bayern an Bedeutung. Diese dienen einer
flexiblen Steuerung der räumlichen Entwicklung und zeich-
nen sich durch einen starken Umsetzungsbezug aus. Geprägt
durch das kooperative Zusammenwirken einer Vielzahl von
Partnern setzen sie, als Formen einer Planung von unten, auf
die Initiative und Selbstverpflichtung regionaler Akteure.

An der Schnittstelle zwischen materieller Raumordnung
und Raumordnungsrecht verfolgt die als Band 23 der Schrif-
ten zur Raumordnung und Landesplanung der entsprechen-
den Lehrstühle der Universität Augsburg und der TU Kaisers-
lautern 2006 veröffentlichte Arbeit von Matthias Kraus das
Ziel, die Einbindung der weichen Instrumente in die Rechts-
ordnung aufzuzeigen.

Neben den Fragen der Legitimation befasst sich die Arbeit
mit rechtlichen Aspekten der praktischen Handhabung der
weichen Instrumente. Sie stellt dar, wie sich die weichen
Instrumente in das raumordnungsrechtliche Instrumentari-
um einfügen, und erörtert ausführlich das Verhältnis der wei-
chen Instrumente zu den Erfordernissen der Raumordnung
nach § 4 ROG. Weiter wird das Verhältnis zur kommunalen
Selbstverwaltung und zu steuerrechtlichen Aspekten mit
Schwerpunkt auf Fragen der Gemeinnützigkeit untersucht
(ISBN 3-937006-01-X).

Planung neu denken

Aufforderungen wie diese von Klaus Selle (Herausgeber)
und Lucyna Zalas (Mitwirkung) sind aus Wissenschaft

und Praxis gleichermaßen zu hören: Neue Aufgaben, verän-
derte Rahmenbedingungen und nicht zuletzt der Wandel im
Planungsverständnis selbst – alles das sind Anlässe genug,
Entwicklungslinien nachzuzeichnen, den Stand der Diskussi-
on zu umreißen und Perspektiven für die weitere Diskussion
über die öffentliche Mitwirkung an der räumlichen Entwick-
lung zu skizzieren.

Die Arbeit aus dem Jahr 2006 umfasst zwei Bände. Der
erste Teil trägt den Titel „Zur räumlichen Entwicklung beitra-
gen“. Im Mittelpunkt stehen Konzepte, Modelle und aktuelle
Herausforderungen (ISBN 3-939486-01-9). Teil zwei trägt den
Titel „Praxis der Stadt- und Regionalentwicklung“ und ist dem
Handeln vor Ort, der Praxis in Städten und Regionen gewid-
met (ISBN 3-939486-02-7).

Touristic Governance

Kooperation als strategisches

Element regionaler Tourismus-

entwicklung

Die Arbeit von Oliver Fuchs untersucht die Funktionsvaria-
blen kooperativen Handelns bei der Umsetzung regio-

naler touristischer Entwicklungsprozesse. Die Erkenntnisse,
die dabei aus der Aufbereitung der theoretischen Grundlagen
sowie der ausführlichen Analyse eines Fallbeispiels gewon-
nen werden, bilden die Basis für die Erstellung konzeptionel-
ler Überlegungen einer ‘Touristic Governance’ auf regionaler
Ebene.

‘Touristic Governance’ beschreibt, in Anlehnung an die Dis-
kussion zur ‘Regional Governance’, den interorganisatorischen
Charakter regionaler Tourismusentwicklung mit dem Ziel, die
Interdependenzen zwischen Plänen und Maßnahmen unter-
schiedlicher touristischer Organisationen und Akteure aufzu-
zeigen, ihre Handlungen zu koordinieren und Kooperationen
zu bewirken.
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Auf dieser Basis wird eine Forschungsheuristik entwickelt,
die zur Analyse der Kooperationsbeziehungen im Rahmen
touristischer Entwicklungsprozesse geeignet ist. Dabei flie-
ßen Erkenntnisse der ‘Theorie der Institutionen’, ‘Theorie der
Selbstorganisation’, der ‘Netzwerktheorie’, der ‘Milieutheo-
rie’ sowie der Ansätze zur ‘Regional Governance’ und dem
‘Akteurzentrierten Institutionalismus’ mit in das Analyseraster
ein (ISBN 3-939486-03-5).

Unterm Strich – Erbschaften und

Erblasten für das Deutschland von

morgen

Eine Generationenbilanz

Die von Volker Hauff und Günther Bachmann 2006 he-
rausgegebene Arbeit fragt nach gesellschaftlichen Erb-

schaften und Erblasten in den Bereichen Siedlung, Arbeit
und Einkommen, Bildung, Zuwanderung, Naturerbe, Ener-
gie und Mobilität.

Deutschland steht am Beginn einschneidender Verände-
rungen in seiner Gesellschaftsstruktur. In vielen Regionen
schrumpft die Bevölkerung und die Zahl der Erwerbsperso-
nen nimmt ab. Vielerorts führen die demographischen Verän-
derungen zu ökonomischen und sozialen Verwerfungen und
drohen die Gesellschaft zu spalten. Während lange Zeit vor
allem Bevölkerungswachstum als Gefahr für die Umwelt galt,
zeigt sich nun, dass eine schrumpfende Bevölkerung nicht
automatisch die Umwelt entlastet. Im öffentlichen Nahver-
kehr wie in der Abwasserentsorgung werden ökologische
Vorteile ebenso wie ihre Finanzierbarkeit in Frage gestellt.

Jedoch eröffnen sich auch Freiräume und Chancen. Gegen-
sätze treten klarer zu Tage, Gewichtungen verschieben sich.
Der demographische Wandel macht politische und gesell-
schaftliche Versäumnisse deutlicher und ein Umsteuern dring-
licher. Ob Familienfreundlichkeit, Begrenzung der Siedlungs-
fläche, Verbesserung der frühkindlichen Bildung oder aktive
Gestaltung von Zuwanderung – alte Forderungen gewinnen
neue Argumente. „Unterm Strich“ unterscheidet Zukunftsfä-
higes von Zukunftsbürden. Mit dem abwägenden Blick einer
Generationsbilanz werden Chancen, Probleme und Heraus-
forderungen in ein neues Licht gestellt. Oft zeigt sich, dass
viele Einzelprobleme in demselben „Knoten“ zusammenlau-
fen, dessen Auflösung daher positiv in viele Bereiche aus-
strahlen würde. Solche „Knoten“ aufzuspüren, ist ein beson-
deres Anliegen der Autoren (ISBN 3-86581-041-1).

Bewertung und Entwicklung urbaner

Fließgewässer

Urbane Fließgewässer rückten in den letzten Jahren ver-
stärkt in das Blickfeld der Stadtentwicklung. Immer mehr

Städte und Kommunen entdecken ihre Flüsse und Bäche als
städtischen Natur-, Freizeit- und Erholungsraum sowie deren
Bedeutung für die Lebensqualität des Menschen. Die mei-
sten städtischen Fließgewässer sind bisher jedoch noch in
einem unbefriedigenden ökologischen und strukturellen Zu-
stand. Die Entwicklung dieser Gewässer ist daher eine große

Herausforderung und Chance für die zukünftige Städtepla-
nung. Eine Veröffentlichung des Instituts für Landespflege der
Universität Freiburg beschäftigt sich mit den damit verbunde-
nen Fragestellungen und Problemen, beispielsweise mit der
systematischen Bewertung von Defiziten und Entwicklungs-
potenzialen an urbanen Gewässern. In der bisherigen Praxis
fehlen geeignete Bewertungsverfahren weitgehend. Vor al-
lem soziokulturelle und städtebauliche Aspekte der Gewäs-
ser werden zu wenig berücksichtigt.

In der Veröffentlichung werden neue Wege bei der Bewer-
tung und Entwicklung städtischer Fließgewässer aufgezeigt.
Der Autor Oliver Kaiser diskutiert ausführlich Leitbilder und
Indikatoren und stellt anhand von Beispielen verschiedene
Bewertungsbausteine für urbane Gewässer und ihre Funktio-
nen vor. Diese Bausteine berücksichtigen neben „harten“,
quantifizierbaren Faktoren auch „weiche“ Faktoren wie die
Erlebnis- und Aufenthaltsqualität. Darüber hinaus werden
Möglichkeiten der partizipativen Gewässerplanung und Ent-
wicklung beleuchtet. Der Autor schildert Erfahrungen aus
dem Projekt StadtGewässer, in dessen Rahmen Bürger, Be-
hördenvertreter und Fachleute in Freiburg Gestaltungsvor-
schläge und Entwicklungskonzepte für zwei urbane Gewäs-
ser erarbeitet haben. Das Buch kann vom Institut für Landes-
pflege der Universität Freiburg bezogen werden (ISBN 3-
933390-31-1).

Deutschland 2050 – Auswirkungen

des demographischen Wandels

auf den Wohnungsbestand

In Ost- und Westdeutschland entwickelten sich nach dem
Zweiten Weltkrieg Umfang und Struktur der Wohnungs-

bautätigkeit sehr ungleich. Ausdruck dafür sind die heute
noch vorhandenen Unterschiede im Wohnungsbestand hin-
sichtlich Baualters- und Gebäudestrukturen sowie der bewohn-
ten Wohnflächen. Nach 1990 führten in Ostdeutschland sin-
kende Bevölkerungszahlen bei gleichzeitig hoher Bautätig-
keit zu hohen Wohnungsleerständen. Die Bautätigkeit in West-
deutschland entsprach dem hohen Bevölkerungszuwachs.

Ostdeutschland wird bis zum Jahr 2050 ein Viertel bis ein
Drittel seiner Bevölkerung verlieren. In allen Dekaden wird
trotz fortschreitender Haushaltsverkleinerung die Anzahl der
Haushalte abnehmen. Dies führt insgesamt zu einer geringe-
ren Nachfrage nach Wohnungen. Besonders gravierende
Auswirkungen werden durch den hohen Geburtenrückgang
seit Anfang der 1990er Jahre erwartet. Um den Wohnungs-
leerstand etwa auf dem derzeitigen Niveau zu stabilisieren,
sind eine Halbierung der Wohnungszugänge und ein Abgang
von 50.000 Wohnungen jährlich bis zum Jahr 2050 notwen-
dig. Deutlich wird, dass der Umbauprozess in Ostdeutschland
als dauerhafter, langfristiger Prozess zu begreifen ist.

In Westdeutschland wird bis zum Jahr 2020 noch mit einer
Zunahme von Haushalten, die zusätzlich mit Wohnungen zu
versorgen sind, gerechnet. Die derzeitige Anzahl fertigge-
stellter Wohnungen in Mehrfamilienhäusern wird diesen Be-
darf nicht decken können. Im Ein- und Zweifamilienhausbau
ist hingegen auf Grund der demographischen Entwicklung
mit Rückgängen zu rechnen. Mit zunehmender Entspannung
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auf den Wohnungsmärkten könnte auch in Westdeutschland
die Wohnungsleerstandsquote anwachsen. Ab dem Jahr 2040
dürfte dann ein ähnlicher Umbauprozess zu organisieren sein,
wie er derzeit in Ostdeutschland realisiert wird.

Die Untersuchung des Leibniz-Instituts für ökologische
Raumentwicklung ist als IÖR-Text 152 veröffentlicht und kann
per E-Mail bestellt werden (gisela.richter@ioer.de).

Nationalatlas

Bundesrepublik Deutschland

Der zwölfte und letzte Band des Nationalatlas ist erschie-
nen! Unter dem Titel „Leben in Deutschland“ widmen

sich fast 100 Autoren 65 Themen, die aus ganz verschiedenen
Perspektiven einen Blick auf das Alltagsleben in Deutschland
werfen und die Ergebnisse mit Abbildungen, Text und Karten
darstellen. „Haben nicht alle vorherigen elf Atlasbände eben-
falls das Leben in Deutschland auf Karten dargestellt?“ wird
sich manch einer fragen. Ohne Zweifel findet der Nutzer in
den Atlasbänden „Verkehr und Kommunikation“ oder „Klima,
Pflanzen- und Tierwelt“ vielfältige für den Alltag relevante
Hintergrundinformationen. Darin bestand der vorrangige Auf-
trag des Nationalatlas. Der Band dreht lediglich die Perspekti-
ve um, arbeitet heraus, wie Verkehr, Klima oder andere objek-
tiv messbare Indikatoren die Lebenswelt von Individuen oder
Gruppen beeinflussen und welche unter diesen Bedingun-
gen ausdifferenzierten Variationen von Lebensformen und
Lebenswelten zu beobachten sind. Insgesamt ein bunter Strauß
von Themen, der viele Facetten unserer heutigen Welt be-
leuchtet und mit oft ganz verblüffenden räumlichen Dimen-
sionen auf Deutschlandkarten visualisiert (ISBN-13 978-3-8274-
0968-3).

Die elektronische Version von „Leben in Deutschland“ wird
voraussichtlich im November 2006 erscheinen. Die CD-Rom
bietet interaktive Karten, Animationen und zahlreiche weite-
re Features.

Ausführliche Informationen zum Nationalatlas Bundesrepu-
blik Deutschland können auf der Website www.ifl-
nationalatlas.de abgerufen werden.

punkt für die Auseinandersetzung stellte ein „erweitertes Ver-
ständnis von Kulturlandschaft im Sinne von planmäßig und
kreativ weiterentwickelter Landschaftsteile“ dar. Eine Annä-
herung erfolgte ausgehend von den drei Blickrichtungen „Iden-
tität und Image“, „Wandel und Entwicklung“ sowie „zukünfti-
ge Nutzung“.

Die Publikation stellt die Ergebnisse der Fachkonferenzen
dar und fasst abschließend Überlegungen zu einer raumord-
nungspolitischen und regionalplanerischen Neuausrichtung
im Umgang mit Kulturlandschaften zusammen. Der Ab-
schlussbericht steht auf der Internetseite des Bundesamts für
Bauwesen und Raumordnung (www.bbr.bund.de) in Form
einer pdf-Datei zur Verfügung.

Lebensqualität in Klein- und

Mittelstädten

In der Arbeit „Lebensqualität in Klein- und Mittelstädten“
werden inhaltliche und methodische Ergebnisse des gleich-

namigen Forschungsprojektes dargestellt, das im Rahmen des
Förderschwerpunktes „Konzeption und Erprobung problem-
orientierter regionaler Berichtssysteme für eine nachhaltige
Entwicklung“ des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung am Leibniz-Institut für Regionalentwicklung und Struk-
turplanung (IRS) durchgeführt wurde. Ziel des Projektes war
der Aufbau eines Berichtssystems zur Lebensqualität in Städ-
ten der Randregionen des Landes Brandenburg. Das System
erlaubt ressortübergreifende Analysen, Bewertungen und
Trendaussagen zur Lebensqualität in den Klein- und Mittel-
städten sowie Vergleiche zwischen den Städten. Dabei wer-
den objektive Indikatoren (Datenanalysen) durch subjektive
Indikatoren (Bürgerbefragungen) ergänzt. Als methodischer
Neuansatz ist die Durchführung einer Onlinebefragung er-
probt worden, die eine Rückkopplung und Erfolgskontrolle
kommunaler Politik durch die Problemwahrnehmungen der
Bürger erlaubt. Das Berichtssystem kann durch die Stadtver-
waltungen nach Projektablauf selbstständig zu Monitoring-
Zwecken weitergeführt werden (ISBN-3-934669-06-9).

Inwertsetzung von Kulturlandschaften

in den neuen Bundesländern

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung und das Bundesamt für Bauwesen und Raum-

ordnung regten in den letzten beiden Jahren mit Hilfe eines
kommunikationsorientierten Forschungsansatzes eine Diskus-
sion über die Eignung von Kulturlandschaften als Qualitätskri-
terium und Leitbildgrundlage für Prozesse der Regionalent-
wicklung an.

Im Zuge des Vorhabens, eingebunden in das Ressortfor-
schungsprogramm Aufbau Ost, wurden drei regionale Fach-
konferenzen in verschiedenen Regionen in den neuen Bun-
desländern sowie eine Hauptkonferenz in Berlin durchge-
führt. Thematisiert wurden dabei Veränderungen der Land-
nutzung, Fragen des Landschaftsverbrauchs, die Kulturland-
schaft in der Wissensgesellschaft, der Umgang mit Industrie-
kultur sowie Aspekte der Regionalentwicklung. Den Ausgangs-

Veranstaltungshinweise

1. – 5. Oktober 2006 in Monte Verità, Ascona

(Schweiz)

Soil Protection for Natural Resource Protection.
An international and interdisciplinary Workshop

Veranstalter/Kontakt: Institut für terrestrische Ökologie
der ETH Zürich
Dr. Erwin Hepperle, Universitätsstraße 16, ETH Zentrum
CHN F 50.3, 8092 Zürich, Schweiz
Tel. 0041-44-632-5812, Fax 0041-44-632-1108
E-Mail: erwin.hepperle@env.ethz.ch

Weitere Informationen: www.ito.ethz.ch
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4. Oktober 2006 in Berlin

Kongress zum MORO-Wettbewerb „kommKOOP –
Erfolgreiche Beispiele interkommunaler Kooperationen“

Veranstalter: Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung
und Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung

Kontakt: adrian.mehlin.prozessnavigation
Dipl.-Ing. Uwe Krüger, Naumannstraße 4, 10829 Berlin
Tel. 030-7889-6520, Fax 030-7800-1311
E-Mail: krueger@prozessnavigation.de

Weitere Informationen: www.bbr.bund.de

❐

4. – 6. Oktober 2006 in München

Münchner Compete Konferenz: Netzwerke der wissens-
basierten Ökonomie

Veranstalter/Anmeldung: Landeshauptstadt München
Referat für Arbeit und Wirtschaft
Dr. Raymond Saller, Herzog-Wilhelm-Straße 15
80331 München
Tel. 089-233-21332, Fax 089-233-22734
E-Mail: compete@muenchen.de

Weitere Informationen: www.compete-muenchen.de

❐

4. – 7. Oktober 2006 auf der Insel Vilm

Landschaft in einer Kultur der Nachhaltigkeit – Naturschutz
als politisches Handeln

Veranstalter/Kontakt: Internationale Naturschutzakademie
des Bundesamtes für Naturschutz, Insel Vilm
Dr. Norbert Wiersbinski, 18581 Putbus
Tel. 038301-86-111, Fax 038301-86-150
E-Mail: norbert.wiersbinski@bfn-vilm.de

Weitere Informationen: www.bfn.de

❐

5. Oktober 2006 in Berlin

Bundeskongress Ländliche Räume – Drohender Niedergang
oder wachsende Attraktivität: Die Zukunft des ländlichen
Raumes

Veranstalter: Bundesministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Anmeldung: g+h communication GbR
Rhan Gunderlach, Leibnizstraße 28, 10625 Berlin
 Tel. 030-236246-02/-03, Fax 030-236246-04
E-Mail: info@gundh.com

Weitere Informationen: www.bmelv.de

❐

5. – 6. Oktober 2006 in Kassel

Europäischer Workshop: Eigenart und Vielfalt der Regionen

Veranstalter/Anmeldung: Universität Kassel, Fachbereich 6,
FG Stadt- und Regionalsoziologie, Dipl.-Ing. Susanne Kost,
Georg-Forster-Straße 7, 34127 Kassel, Tel. 0561-804-3505,

Fax 0561-804-2485, E-Mail: s.kost@uni-kassel.de

Weitere Information: www.uni-kassel.de

❐

10. Oktober 2006 in Hildesheim

4. Hildesheimer Forum zum anlagenbezogenen
Gewässerschutz

Veranstalter/Anmeldung: Niedersächsischer Landesbetrieb
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
Betriebsstelle Hannover-Hildesheim, Karl-Hermann
Falkenberg, An der Scharlake 39, 31135 Hildesheim
Tel. 05121-509-144, Fax 05121-509-198
E-Mail: karl-hermann.falkenberg@nlwkn-hi.niedersachsen.de

Weitere Informationen: www.nlwkn.niedersachsen.de

❐

11. Oktober 2006 in Hildesheim

11. Grundwasserworkshop der niedersächsischen Wasser-
wirtschaftsverwaltung

Veranstalter/Anmeldung: Niedersächsischer Landesbetrieb
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
Betriebsstelle Hannover-Hildesheim, Gerhard Voges
An der Scharlake 39, 31135 Hildesheim
Tel. 05121-509-159, Fax 05121-509-198
E-Mail: gerhard.voges@nlwkn-hi.niedersachsen.de

Weitere Informationen: www.nlwkn.niedersachsen.de

❐

11. Oktober 2006 in Nürnberg

Stadt und Region im Umbruch. Handlungsmöglichkeiten –
Gestaltungsoptionen – Modellprojekte

Veranstalter: Petra-Kelly-Stiftung und Vereinigung für Stadt-,
Regional- und Landesplanung

Anmeldung: Petra-Kelly-Stiftung, Reichenbachstraße 3 A,
80469 München
Tel. 089-242267-30, Fax 089-242267-47
E-Mail: info@petra-kelly-stiftung.de

Weitere Informationen: www.petra-kelly-stiftung.de

❐

16. Oktober 2006 in Münster

Bestandsschutz bei Gewerbebetrieben – Vorgaben des
Baurechts und Verfassungsrechts

Veranstalter/Anmeldung: Zentralinstitut für Raumplanung
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster
Dr. Susan Grotefels, Wilmergasse 12 - 13, 48143 Münster
Tel. 0251-83-29781, Fax 0251-83-29790
E-Mail: zir@uni-muenster.de

Weitere Informationen: www.uni-muenster.de/Jura.zir/

❐

23. – 25. Oktober 2006 in Leipzig

euregia 2006 – Fachmesse und Kongress: Standort- und
Regionalentwicklung in Europa

Veranstalter/ Kontakt: Leipziger Messe GmbH, Messe-Team
Projektleiterin Ulrike Lange, Messe-Allee 1, 04356 Leipzig
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Tel. 0341-678-8263, Fax 0341-678-8064
E-Mail: u.lange@leipziger-messe.de

Weitere Informationen: www.euregia-leipzig.de

❐

27. Oktober 2006 in Siegen

Symposium Demografischer Wandel und ländlicher Raum

Veranstalter/ Kontakt: Universität Siegen, Fachbereich
Architektur und Städtebau, Lehrgebiet Stadtplanung und
Planungsgeschichte
Dipl.-Ing. Gerrit Wrede, Paul-Bonatz-Straße 9 - 11, 57068
Siegen
Tel. 0271-740-2363, Fax 0271-740-4620
E-Mail: wrede@architektur.uni-siegen.de

Weitere Informationen: www4.architektur.uni-siegen.de

❐

9. November 2006 in Berlin

Wasserwirtschaft und Raumentwicklung: Neue Herausfor-
derungen an räumliche Koordination und Kooperation bei
der Umsetzung der WRRL und der Hochwasser-Richtlinie

Veranstalter: Leibniz-Institut für ökologische Raumentwick-
lung e. V., Dresden, und Leibniz-Institut für Regionalent-
wicklung und Strukturplanung e. V., Erkner

Anmeldung: IÖR, Öffentlichkeitsarbeit und Veranstaltun-
gen, Birgit Hantusch, Weberplatz 1, 01217 Dresden
Tel. 0351-4679-273, Fax 0351-4679-212
E-Mail: mailto:b.hantusch@ioer.de

Weitere Informationen: www.ioer.de

❐

9. November 2006 in Mannheim

Internationale Konferenz zur Verkehrsmittel- und Verkehrs-
infrastrukturfinanzierung – Mehr privates Kapital gegen die
Finanzierungsmisere. Zugleich 3. DVWG Rechtsforum

Veranstalter: Universität Mannheim, Lehrstuhl für Europäi-
sches Transport- und Verkehrsrecht, Bürgerliches Recht,
Internationales Privat- und Zivilverfahrensrecht,
und Deutsche Verkehrswissenschaftliche Gesellschaft e. V.

Anmeldung: Deutsche Verkehrswissenschaftliche Gesell-
schaft e. V., Verkehrswissenschaftliches Seminar, Leipziger
Straße 61, 10117 Berlin
Tel. 030-29360-60, Fax 030-29360-629
E-Mail: seminar@dvwg.de

Weitere Informationen: www.dvwg.de

❐

13. – 14. November 2006 in Dresden

NatureProtection:GIS. International Symposium on Geo-
informatics in European Nature Protection Regions

Veranstalter: Technische Universität Dresden, Institut für
Photogrammetrie und Fernerkundung, Professur für Ferner-
kundung, und Leibniz-Institut für ökologische Raumentwick-
lung e. V., Dresden

Kontakt: Technische Universität Dresden, Institut für Photo-
grammetrie und Fernerkundung
Prof. Dr. Elmar Csaplovics, Helmholtzstraße 10, 01069
Dresden
Tel. 0351-463-33372, Fax 0351-463-37266
E-Mail: NatureProtection-GIS@gmx.de

Weitere Informationen: www.natureprotection-gis.de

❐

16. November 2006 in Aue

8. Fachsymposium Umwelt und Raumnutzung: Die Bedeu-
tung von Großschutzgebieten für die Tourismusentwicklung
in Sachsen

Veranstalter/Kontakt: Sächsisches Landesamt für Umwelt
und Geologie
Christoph Moormann, Zur Wetterwarte 11, 01109 Dresden
Tel. 0351-8928-322, Fax 0351-8928-225
E-Mail: poststelle@lfug.smul.sachsen.de

Weitere Informationen: www.umwelt.sachsen.de/lfug

❐

23. November 2006 in Halle/Saale

Halle Forum on Urban Economic Growth

Veranstalter/Kontakt: Institut für Wirtschaftsforschung Halle,
Abt. Stadtökonomik
Prof. Dr. Martin T. W. Rosenfeld und Dr. Kerstin Wagner,
Kleine Märkerstraße 8, 06108 Halle/Saale
Tel. 0345-7753-781, Fax 0345-7753-820
E-Mail: kerstin.wagner@iwh-halle.de

Weitere Informationen: www.iwh-halle.de

❐

23. – 25. November 2006 in Tangermünde

Strategien und Instrumente zur Verbesserung des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes

Veranstalter/Kontakt: Hochschule Magdeburg-Stendal (FH),
Institut für Wasserwirtschaft und Ökotechnologie
Andreas Koch (M. Eng.), Breitscheidstraße 2
39114 Magdeburg
Tel. 0391-886-4654, Fax 0391-886-4415
E-Mail: conference2006@iwo.hs-magdeburg.de

Weitere Informationen: www.iwo.hs-magdeburg.de/
conference2006/

❐

21. – 25. März 2007 in Sevilla (Spanien)

5th European Conference on Sustainable Cities & Towns,
Spreading Sustainability

Veranstalter/Kontakt: Local Governments for Sustainability,
European Secretariat, Leopoldring 3, 79098 Freiburg
Tel. 0761-36892-0, Fax 0761-36892-19
E-Mail: iclei-europe@iclei-europe.org

Weitere Informationen: www.sevilla2007.org
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Raumwissenschaftliches
Netzwerk

ARL • IfL • IÖR • IRS

Das Thema Kulturlandschaften erfährt zurzeit in Raumpla-
nung, Geographie, Landschaftsplanung, Naturschutz und

verwandten Disziplinen eine hohe Aufmerksamkeit. Davon
zeugt nicht nur die Vielzahl von Projekten, Veranstaltungen
und Veröffentlichungen, die aktuell hierzu durchgeführt bzw.
vorgelegt werden. Mit der Verabschiedung des Beschlusses
zu den Leitbildern und Handlungsstrategien für die Raument-
wicklung in Deutschland am 30.06.2006 hat auch die Minis-
terkonferenz für Raumordnung das Thema durch das Leitbild
„Ressourcen bewahren, Kulturlandschaften gestalten“ ganz
oben auf die Agenda gesetzt: Neben den Schutz und die
Bewahrung von Kulturlandschaften wird hier auch deren be-
hutsame Weiterentwicklung gestellt.

Die Akademie für Raumforschung und Landesplanung und
die weiteren Einrichtungen des raumwissenschaftlichen Netz-
werks der Leibniz-Gemeinschaft (neben der ARL das Leibniz-
Institut für ökologische Raumentwicklung (IÖR), das Leibniz-
Institut für Länderkunde (IfL) und das Leibniz-Institut für Regio-
nalentwicklung und Strukturplanung (IRS)) haben sich in der
Vergangenheit ebenfalls intensiv dem Thema Kulturlandschaf-
ten gewidmet. Jüngstes Ergebnis dieser Arbeiten ist der Band
„Kulturlandschaften als Herausforderung für die Raumplanung.
Verständnisse – Erfahrungen – Perspektiven“ (Forschungs- und
Sitzungsberichte 228; s. ARL-Neuerscheinungen, in diesem
Heft). Schon bei der Bearbeitung im 4R-Arbeitskreis unter der
Leitung von Prof. Dr. Ulf Matthiesen (IRS) war allen Beteilig-
ten klar, dass das Thema mit der Veröffentlichung dieses Ban-
des für die 4R-Einrichtungen nicht abgeschlossen sein könne.
Davon zeugt vor allem das Abschlusskapitel des Bandes, im
dem nicht nur die wesentlichen Ergebnisse des Arbeitskreises
aus wissenschaftlicher Sicht sowie Handlungsempfehlungen
und Herausforderungen für die Planungspraxis dargelegt wer-
den, sondern auch ein erheblicher weiterer Forschungsbedarf
skizziert wird. Dieser wurde im Februar 2006 in einem Exper-
tenworkshop in Hannover diskutiert, der die Bildung eines
neuen Arbeitskreises anregte. Daraufhin trafen im Mai 2006
Vertreter der 4R-Einrichtungen zusammen, um die inhaltliche
Schwerpunktsetzung und die personelle Besetzung des Ar-
beitskreises zu konkretisieren. Die Leitung des Arbeitskreises,
der Mitte September seine Arbeit aufgenommen hat, liegt in
den Händen von Prof. Dr. Winfried Schenk, Geographisches
Institut der Universität Bonn, KM der ARL.

Der Schwerpunkt der Beschäftigung im neuen Kooperati-
onsarbeitskreis wird auf suburbanen Räumen liegen, auch
wenn – oder gerade weil – dieser Raumtypus nach traditionel-
ler Sichtweise nicht sofort als Kulturlandschaft wahrgenom-

men wird. Im (sub-)urbanen Raum selbst und im Umfeld der
Städte vollzieht sich der Landschaftswandel jedoch mit großer
Geschwindigkeit. Der alte Gegensatz zwischen der dicht be-
siedelten Stadt und der sie umgebenden, weitgehend unbe-
siedelten Landschaft löst sich durch die Dynamik der suburba-
nen Siedlungs- und Freiraumentwicklung zunehmend auf.
„Speckgürtel“ und „Siedlungsbrei“ entstehen um die Kerne
der Metropolen und führen zur Verstädterung der Landschaft.
Andererseits werden im urbanen Raum großflächig Industrie-
areale frei und somit neu nutzbare Flächen oder Freiräume
geschaffen. Zwischen- oder Transformationslandschaften ent-
stehen, die sich aufgrund ihres Charakters und ihrer Entste-
hungsweise gängigen Klassifizierungen von Landschaft häu-
fig entziehen.

Während bei diesen Prozessen Geschichtlichkeit (und da-
mit Kultur, Identität und Vielfalt) oft sehr schnell verloren
geht, bestehen bisher nur relativ wenig Erfahrungen mit einer
aktiven Steuerung der Dynamik der Landschaftsentwicklung
im suburbanen Raum, v. a. in Bezug auf kulturlandschaftliche
Aspekte. Die europäische Landschaftskonvention fordert dem-
gegenüber gerade die Beschäftigung mit der „alltäglichen
Landschaft“ und stellt Governance-Ansätze, wie sie beispiels-
weise durch Regionalparks in einigen Stadtregionen bereits
erfolgreich verwirklicht werden, in den Vordergrund.

Aufgabe des Arbeitskreises wird es sein, planerische Ant-
worten auf die Durchdringung von Stadt und Landschaft im
suburbanen Raum zu entwickeln. Dabei ist auch eine Vielzahl
grundlegender Fragen bislang ungeklärt: Wann kann in subur-
banen Räumen von Kulturlandschaften gesprochen werden?
Wie lassen sich diese abgrenzen? Wer definiert die land-
schaftlichen Qualitäten? Ebenso spielt das Verhältnis von
Schutz- und Entwicklungsaspekten bei Planungsprozessen in
suburbanen Räumen eine wichtige Rolle. Veränderungen fin-
den statt; das Ziel muss sein, diese in Hinblick auf die Optimie-
rung landschaftlicher Qualitäten zu steuern. In diesem Zu-
sammenhang muss auch die Rolle von Kulturlandschaften für
eine nachhaltigen Regionalentwicklung betrachtet werden.

Die Beteiligten stehen somit am Beginn einer ebenso um-
fangreichen wie interessanten Auseinandersetzung mit ei-
nem aktuellen Thema der Raumplanung. Die Zielgruppe für
die Ergebnisse des Arbeitskreises sind, wie bereits beim gera-
de vorgelegten Veröffentlichungsband zu Kulturlandschaften,
sowohl Vertreter der Wissenschaftler als auch der Planungs-
praxis.

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

Kulturlandschaften in suburbanen Räumen

4R-Kooperation zu Kulturlandschaften geht in die zweite Runde
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„Wasser im Raum – Raum für Wasser“ – Unter diesem Motto
präsentierte sich die ARL gemeinsam mit dem Leibniz-Institut
für Länderkunde (IfL), dem Leibniz-Institut für ökologische
Raumentwicklung (IÖR) und dem Leibniz-Institut für Regio-

der Raumplanung thematisiert und weiterer Forschungsbe-
darf artikuliert. Dieser besteht für die ARL beispielsweise bei
einer verbesserten Hochwasservorsorge durch geeignete Sied-
lungsflächenentwicklung und Infrastrukturplanung, bei Schutz-

erfordernissen des Grund- und Trinkwas-
sers, bei der Umsetzung der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie und bei Vorsorgemaß-
nahmen gegen vielfältige und plötzliche
Auswirkungen des Klimawandels. Das
IÖR ergänzte die Posterdarstellungen um
das integrierte Hochwasserschutzmana-
gement und das IRS stellte Fragen der
Wasserinfrastruktur und Raumentwick-
lung in den Mittelpunkt seiner Präsentati-
on.

Insgesamt konnten die drei Einrichtun-
gen ihre besonderen Fähigkeiten bei der
Behandlung des Themas Wasser anschau-
lich und überzeugend präsentieren. Dies
wurde auch dadurch deutlich, dass zahl-
reiche Gäste den Stand aufsuchten und
mit den Wissenschaftlern intensiv disku-
tierten.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

Wasser im Raum – Raum für Wasser

Gespräche am Stand der 4R-Einrichtungen

nalentwicklung und Strukturplanung (IRS) im Rahmen des 4R-
Verbunds beim Parlamentarischen Abend der Leibniz-Gemein-
schaft am 30. Mai 2006 in Berlin. Die Parlamentarischen Aben-
de sind schon zur Tradition geworden. Sie sollen Leibniz-
Wissenschaftler mit Akteuren aus Politik und Forschungsad-
ministration zusammenbringen. Denn in den über 80 Leibniz-
Einrichtungen steckt ein ungeheures Potenzial an Know-how,
auf das Abgeordnete, Ministerialbeamte, Lobbyisten, Partei-
en und Verbände immer wieder aufmerksam gemacht wer-
den sollten. Beim diesjährigen Abend in Berlin mit dem inhalt-
lichen Rahmen „Wasser – ein Meer an Forschungsthemen“
konnten sich rund 20 Einrichtungen der Leibniz-Gemeinschaft
in Form von „Messeständen“ präsentieren. Dabei wurde
schnell deutlich, dass am Thema Wasser ganz unterschiedli-
che Disziplinen forschen. Sowohl chemische und ökonomi-
sche Fragestellungen wurden aufgeworfen und beantwortet
als auch der Zugang aus den Raum-, Sprach- und Ingenieur-
wissenschaften aufgezeigt.

Im Mittelpunkt des Abends standen dann zahllose Gesprä-
che zwischen Wissenschaftlern ganz unterschiedlicher Fach-
richtungen und mit Vertretern der Politik. Dabei konnte auch
die ARL ihr Fachwissen beim Thema „Wasser und Raumpla-
nung“ unter Beweis stellen. Anhand eines Posters wurde vor
allem die Rolle der Raumplanung bei der Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie herausgestellt. Es wurden die beson-
deren Kompetenzen der Raumplanung im Umgang mit der
Ressource Wasser herausgearbeitet, die bisherigen Erfolge

Kulturlandschaft

Neue Steuerungsformen

in Planung und Politik

Am 17. März 2006 fand in Hannover die Tagung „Kultur-
landschaft – Neue Steuerungsformen in Planung und

Politik“ statt, die gemeinsam vom Institut für Umweltplanung
der Universität Hannover (IUP) und vom Leibniz-Institut für
Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS) ausgerichtet
wurde. Sie ist ein Ergebnis der Kooperation zwischen dem
DFG-Projekt zur „Entstehung und Funktionsweise von Regio-
nal Governance bei Gemeinschaftsgütern des Ressourcen-
schutzes“ des IUP und dem Leitprojekt „Institutionelle Ent-
wicklungspfade und Gemeinschaftsgutfunktionen regionaler
Güter“ im IRS. Die Teilnahme von über hundert Wissen-
schaftlern und Praxisvertretern aus dem deutschsprachigen
Raum machte die Relevanz des Themas für die Regionalent-
wicklung deutlich.

Die Beiträge des ersten Tagungsblocks näherten sich dem
Thema Kulturlandschaft aus drei unterschiedlichen Perspek-
tiven. Im zweiten Tagungsblock standen theoretische Zugän-
ge und empirische Befunde der Forschungsprojekte des IUP
und des IRS im Mittelpunkt. Im dritten Block wurden Erfah-
rungen mit regionalen kulturlandschaftsbezogenen Steue-
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rungsansätzen zur Diskussion gestellt. Zum Abschluss der
Tagung wurden u. a. die Überlagerung von unterschiedli-
chen Handlungsräumen, die Entwicklung von tragfähigen
Images sowie das Spannungsfeld zwischen bestehenden
Regelungen (z. B. der Regional- oder Landschaftsplanung)
und neuen entwicklungs-, marketing- und kooperationsorien-
tierten Instrumenten diskutiert. Die Tagungsbeiträge sind auf
der Homepage des IRS unter www.irs-net.de verfügbar.

Bergbauregionen in Europa

Bergbau hat einschneidende Auswirkungen auf die Land-
schaft. Das INTERREG III B-Projekt REKULA (Lead-Partner

IBA Fürst-Pückler-Land), an dem das Leibniz-Institut für ökolo-
gische Raumentwicklung (IÖR) beteiligt war, widmete sich
der Restrukturierung von Kulturlandschaften nach dem Berg-
bau. Dabei entstand auch die Idee einer europaweiten Doku-
mentation über ehemalige und gegenwärtige Bergbauregio-
nen. Experten im IÖR übernahmen die notwendigen Recher-
che- und Visualisierungsarbeiten. Innerhalb von zwei Mona-
ten entstand eine großformatige Übersichtskarte, die Abbau-
gebiete der festen Energierohstoffe Steinkohle, Braunkohle,
Uran und Ölschiefer zeigt. Sie basiert auf einer umfangrei-
chen Analyse, bei der sehr detaillierte Sachinformationen zu-
sammengetragen und entsprechende Geodatensätze erstellt
wurden.

Kontakt im IÖR: Sabine Witschas, Katrin Kettner
E-Mail: S.Witschas@ioer.de, K.Kettner@ioer.de

Interregionale Ausgleichspolitik

auf dem Prüfstand

Ausgleichspolitische Maßnahmen zugunsten ökonomisch
benachteiligter Regionen zählen zu den elementaren

Maßgaben des bundesdeutschen föderativen Systems. Finan-
ziert werden diese Maßnahmen vor allem von jenen Regio-
nen, die sich durch eine hohe wirtschaftspolitische Wachs-
tumsdynamik auszeichnen. Angesichts anhaltender Wachs-
tumsschwäche der gesamten Volkswirtschaft wird zunehmend
darüber diskutiert, mit welchen Veränderungen der Ausgleichs-
politik den Empfänger-Regionen nachhaltiger als bisher ge-
holfen werden kann. Für die Raumordnung sowie für die
Regionalpolitik stellen sich hier zunehmend Fragen: Sollte ein
zumindest teilweiser Wechsel von der Ausgleichspolitik zu
einer eher wachstumsorientierten Raumentwicklungspolitik
erfolgen? Welche konkreten Maßnahmen kommen hierfür in
Frage? Mit welchen Instrumenten sollte in Zukunft für die
ökonomisch benachteiligten Regionen gesorgt werden?

Gemeinsam mit dem Institut für Wirtschaftsforschung Hal-
le (IWH) und der Gesellschaft für Finanz- und Regionalanaly-
sen Münster (GEFRA) war das Leibniz-Institut für Regionalent-
wicklung und Strukturplanung (IRS) an der Bearbeitung dieser
Fragestellungen beteiligt. Auf einer Tagung am 30. Januar
2006 im Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung in Berlin, an der über 80 Experten teilgenommen
haben, wurden die Ergebnisse des Projekts vorgestellt. Diese
lassen sich wie folgt zusammenfassen:

1. Es gibt nur schwache Indizien für die Vorteile einer Umlen-
kung von Finanzmitteln zugunsten der Geberregionen,
aber eine Neufokussierung der Ausgleichspolitik zuguns-
ten strukturschwacher Regionen kann erfolgreich sein.

2. Im Rahmen der Neuorientierung ausgleichspolitischer
Maßnahmen könnte der Bund eine wachstumsorientierte
Politik der Länder und intraregionale Kooperationen (auch
über Ländergrenzen hinweg) gezielt belohnen.

3. Die Regionen selbst sollten bei der Umsetzung ihrer wachs-
tumspolitischen Maßnahmen die eigenen Potenziale und
gegebene Schwächen stärker beachten und den Austausch
über „Best Practices“ verstärken.

Gemeinsam in der deutschen

Seelenlandschaft

Noch bis zum 3. Oktober 2006 zeigt das Germanische
Nationalmuseum (GNM) die Ausstellung „Was ist

deutsch?“ Ausgehend von den Beständen des Museums er-
schließen sich den Besuchern in verschiedenen Räumen fünf
Themenfelder: Geist, Charakter, Glaube, Sehnsucht, Vater-
land. Mit herausragenden Objekten der Kunst- und Kulturge-
schichte wie auch mit Objekten des täglichen Lebens, mit
Ernst und Ironie, mit Bekanntem und mit Überraschendem
bieten sie den Besuchern Anregungen, eigene Antworten
auf die Leitfrage der Ausstellung zu finden. Auf der Website
www.was-ist-deutsch.info können Informationen zur Schau
und das Begleitprogramm abgerufen werden.

Zu den einzelnen Themenbereichen hat das Leibniz-Institut
für Länderkunde (IfL) mit interaktiven Karten und Animatio-
nen eine Präsentation entwickelt, die im Eingangsbereich der
Ausstellung die Besucher empfängt. Sie bietet Orientierung
und ungewohnte Einblicke zu vielen geographischen Aspek-
ten der Ausstellung. Virtuelle Spaziergänge zu markanten
Bauwerken, durch deutsche Waldlandschaften oder die Dia-
lektregionen unseres Landes sind genauso möglich wie eine
Zeitreise durch Musik und Wissenschaft. Wer wissen möchte,
wo man in Deutschland wie dicht beieinander wohnt, in wel-
chen Gegenden am meisten Bier getrunken wird oder was
„Made in Germany“ heute noch gilt, findet anschauliche An-
sichten und Einsichten. Für die Präsentation konnten die Atlas-
experten des IfL aus einem reichen Fundus von Karten und
Animationen aus der digitalen Version des Nationalatlas Bun-
desrepublik Deutschland schöpfen. Die Präsentation kann jetzt
auch auf der Website www.ifl-leipzig.de abgerufen werden.

Internationale Konferenz

“New Challenges for Urban

Development in Germany

and the U.S.” in Dresden

Städte und Stadtregionen sind die entscheidenden Moto-
ren der Raumentwicklung in Deutschland wie in den USA.

In beiden Ländern sind jedoch neue Herausforderungen ent-
standen, die häufig eng mit dem demographischen Wandel
verbunden sind. Aus Bevölkerungswachstum oder Schrump-
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fung, zunehmender Alterung oder der Veränderung der Sozi-
alstrukturen ergeben sich neue Handlungserfordernisse, die
in beiden Ländern, wenn auch in unterschiedlicher Form und
Intensität, die Planungspraxis und die Raumwissenschaften
beschäftigen.

Am 30. Juni 2006 fand im Leibniz-Institut für ökologische
Raumentwicklung (IÖR) zu diesem Thema eine internationa-
le Konferenz statt. Sie verfolgte das Ziel, an der Schnittstelle
zwischen Theorie und Praxis Parallelen zwischen den USA
und Deutschland aufzudecken. Experten von beiden Seiten
des Atlantiks berichteten über neue Herausforderungen der
Stadtentwicklung, zeigten Perspektiven des fortgesetzten
Wandels auf und näherten sich in den Referaten und Diskus-
sionen ersten Lösungsansätzen im Umgang mit den Proble-
men.

Die Konferenz ist Teil des gemeinsamen Projekts „Nachhal-
tige Stadt- und Regionalentwicklung“ der TU Dresden und
der Ohio State University, Columbus (USA), das in Kooperati-
on mit dem IÖR, der Landeshauptstadt Dresden und der City
of Columbus durchgeführt wird. Das Kooperationsprogramm
wurde am 14. Juli 2006 auf dem World Planning School Con-
gress in Mexico City mit dem „2006 AESOP Prize for Ex-
cellence in Teaching“ der Association of European Schools of
Planning ausgezeichnet.

Kontakt im IÖR: Andreas Otto
E-Mail: A.Otto@ioer.de

Entwicklung eines

anwendungsbezogenen

Ziel- und Indikatorenkatalogs

für Umweltprüfung und

Monitoring

Seit 2004 ist bei der Aufstellung oder Änderung von Regio-
nalplänen eine so genannte Strategische Umweltprüfung

(SUP) durchzuführen. Zur Frage, wie dabei methodisch vor-
gegangen werden kann, gibt es bisher nur vereinzelte prakti-
sche Beispiele und Erfahrungen, ein einheitlicher „Stand der
Technik“ besteht nicht. Deshalb hat der Verband Region Stutt-
gart, dessen Regionalplan vor der Fortschreibung steht, das
Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung (IÖR) mit
der Erarbeitung eines Prüfkonzepts beauftragt, das als Grund-
lage für das Scoping sowie als Leitfaden bei der Durchführung
der Umweltprüfung selbst dienen soll. Der Abschlussbericht
der von September 2005 bis Februar 2006 durchgeführten
Studie liegt nunmehr vor und kann unter http://www.ioer.de/
ioer_projekte/PDF/p186_Endbericht2006.pdf im Internet ab-
gerufen werden.

Kontakt im IÖR: Maren Regener
E-Mail: M.Regener@ioer.de

Die ARL bietet in der Rubrik „Links“ ihrer Website
(www.ARL-net.de) eine umfangreiche Linksamm-

lung an. Die Themenbereiche richten sich vor allem an
Personen, die sich für raumwissenschaftliche Fragen und
für die Praxis räumlicher Planung interessieren.

Das Erscheinungsbild und die Inhalte der Linksammlung
sind umfassend überarbeitet worden. Damit konnte die
Benutzerfreundlichkeit der Seiten noch weiter verbessert
werden.

Sie finden Links zu folgenden Themenbereichen:

■ Raumwissenschaftliche Einrichtungen in

Deutschland und Europa

Institutionen mit Arbeitsschwerpunkten im raumwis-
senschaftlichen Bereich sowie in weiteren Forschungs-
gebieten des ARL-Netzwerks

■ Hochschulinstitute in Deutschland und Europa

Institute, Fakultäten und Fachbereiche mit raumwis-
senschaftlicher Orientierung an Universitäten und an-
deren Hochschulen

■ Behörden in Deutschland und Europa

Behörden mit Zuständigkeit für Raumordnung und
Landesplanung sowie für weitere Interessengebiete
des ARL-Netzwerks (z. B. Wirtschaft, Landwirtschaft,
Umwelt und Verkehr)

■ Regionalplanungsstellen in Deutschland und

Europa

Angebot des Regionalen Planungsverbandes Oberlau-
sitz-Niederschlesien in Zusammenarbeit mit der ARL

■ Bibliotheken, Kataloge, Datenbanken, Fach-

verlage

Ausgewählte Links zur Unterstützung bei der Literatur-
recherche im raumwissenschaftlichen Bereich und in
verwandten Fachgebieten

■ Raumwissenschaftliche Foren und Portale

Informationssysteme und Diskussionsplattformen im
raumwissenschaftlichen Bereich und in verwandten
Forschungsgebieten

Fragen, Hinweise und Anregungen zur Linksammlung
der ARL richten Sie bitte an:

Manja Hangebruch, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 12
E-Mail: Hangebruch@ARL-net.de

@
Umfangreiche

Linksammlung

auf der ARL-Website
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Zeitschriftenschau

Als Informationsservice für die Forschung und zur
Förderung des Transfers raumwissenschaftlicher For-

schungsergebnisse in die Praxis wird in den ARL-Nach-
richten in jedem Heft auf raumrelevante Beiträge aus
national und international bedeutsamen Zeitschriften
hingewiesen. Vollständigkeit wird nicht angestrebt. Au-
toren und Leser werden gebeten, die Redaktion auf
erwähnenswerte Arbeiten aufmerksam zu machen.

Die Zeitschriftenschau ist wie folgt gegliedert:

1. Theoretische und methodische Grundlagen

(Theorie der Raumentwicklung, Konzeptionen
der Raumpolitik, Methodenfragen)

2. Raum- und Siedlungsentwicklung in

Deutschland

(alle räumlichen Ebenen einschl. der Kommunen,
Raumtypenbetrachtung: Agglomerationsräume,
ländliche Räume; Wohnen)

3. Raum- und Siedlungsentwicklung in Europa

und dem sonstigen Ausland

(alle räumlichen Ebenen einschl. der Kommunen,
Raumtypenbetrachtung: Agglomerationsräume,
ländliche Räume; Wohnen)

4. Nachhaltige Raumentwicklung

5. Umwelt

6. Wirtschaft

(Öffentliche Finanzen, Arbeitsmarkt, regionale
Wirtschaftspolitik, Agrarpolitik, Tourismus)

7. Soziales

(Bevölkerung, Bildungspolitik, Sozialpolitik,
Lebensstile etc.)

8. Infrastruktur

(Verkehr, Kommunikation, Ver- und Entsorgung,
Bildung etc.)

9. Raumbezogene Planung

(Planung auf allen Ebenen: Raumordnung,
Landes- und Regionalplanung, Stadt- und
Regionalplanung, Kommunalplanung;
Planungsrecht; neue Planungsformen;
Arbeitsmittel der räumlichen Planung)

10. Grenzüberschreitende Kooperation und

Planung

Die Aufsätze werden nur einmal – nach ihrem inhaltlichen
Schwerpunkt – einer dieser Rubriken zugeordnet.

1. Theoretische und methodische Grundlagen

Beugelsdijk, Sjoerd / van Schaik, Ton / Arts, Wil: Toward a
unified Europe? Explaining regional differences in value
patterns by economic development, cultural heritage and
historical shocks. Regional Studies, vol. 40 (2006), no. 3, pp.
317-327.

Bucher, Hansjörg / Schlömer, Claus: Die neue Raumordnungs-
prognose des BBR. Vorstellung von Methodik und ausge-
wählten Ergebnissen auf dem 55. Deutschen Geographen-
tag in Trier. Raumforschung und Raumordnung, Bd. 64
(2006), H. 3, S. 206-212.

Ditt, Karl: Der Wandel historischer Raumbegriffe im 20. Jahr-
hundert und das Beispiel Westfalen. Geographische Zeit-
schrift, Bd. 93 (2005), H. 1, S. 45-61.

Dix, Andreas: „Cultural Turn“ und „Spatial Turn“. Neue Berüh-
rungsebenen von Geographie und Geschichtswissenschaft.
Geographische Zeitschrift, Bd. 93 (2005), H. 1, S. 2-4.

Döring, Thomas / Schnellenbach, Jan: What do we know about
geographical knowledge spillovers and regional growth? A
survey of the literature. Regional Studies, vol. 40 (2006), no.
3, pp. 375-395.

Eiffe, Franz F. / Heitzmann, Karin: Armut im Kontext reicher
Staaten: zur wissenschaftlichen Operationalisierung eines
normativen Begriffs. Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsfor-
schung, Bd. 75 (2006), H. 1, S. 43-57.

Grünreich, Dietmar: Die Aufgabe der topographischen Karto-
graphie im Rahmen von Geodateninfrastrukturen. Karto-
graphische Nachrichten, Bd. 56 (2006), H. 3, S. 121-127.

Halfacree, Keith: From dropping out to leading on? British
counter-cultural back-to-the-land in a changing rurality. Pro-
gress in Human Geography, vol. 30 (2006), no. 3, pp. 309-
336.

Hilpert, Ulrich: Knowledge in the region: Development based
on tradition, culture and change. European Planning Stu-
dies, vol. 14 (2006), no. 5, pp. 581-599.

Hurni, Lorenz: Interaktive Karteninformationssysteme – quo
vaditis? Kartographische Nachrichten, Bd. 56 (2006), H. 3,
S. 136-142.

Kment, Martin: Die raumordnungsrechtliche Planerhaltung im
Lichte des europäischen Rechts – Eine Untersuchung des §
10 ROG. Die öffentliche Verwaltung, Bd. 59 (2006), H. 11,
S. 462-469.
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Kment, Martin: Zur angestrebten Änderung der Gesetzge-
bungskompetenz im Bereich der Raumordnung. Natur und
Recht, Bd. 28 (2006), H. 4, S. 217-221.

Kühne, Olaf: Landschaft und ihre Konstruktion. Theoretische
Überlegungen und empirische Befunde. Naturschutz und
Landschaftsplanung, Bd. 38 (2006), H. 5, S. 146-152.

Manson, Steven / O’Sullivan, David: Complexity theory in the
study of space and place. Environment and Planning A, vol.
38 (2006), no. 4, pp. 677-692.

Massey, Doreen: Space, time and political responsibility in the
midst of global inequality. ERDKUNDE, Bd. 60 (2006), H. 2,
S. 89-95.

Nullmeier, Frank: Eigenverantwortung, Gerechtigkeit und So-
lidarität – Konkurrierende Prinzipien der Konstruktion mo-
derner Wohlfahrtsstaaten? WSI Mitteilungen, Bd. 59 (2006),
H. 4, S. 175-180.

Portugali, Juval: Complexity theory as a link between space and
place. Environment and Planning A, vol. 38 (2006), no. 4, pp.
647-664.

Reuber, Paul: Writing History – Writing Geography. Zum
Verhältnis von Zeit und Raum in Geschichte und Geogra-
phie. Geographische Zeitschrift, Bd. 93 (2005), H. 1, S. 5-16.

Royuela, Vicente / Duque, Juan C. / Suriñach, Jordi: Regional
Science in Germany During the Nineties – are German
Publicaton Patterns Different? Raumforschung und Raum-
ordnung, Bd. 64 (2006), H. 2, S. 77-92.

Saake, Irmhild / Kunz, Dominik: Ethische Diskurse – Von Kom-
munikation über Ethik zu „ethischer Sensibilisierung“: Sym-
metriesierungsprozesse in diskursiven Verfahren. Zeitschrift
für Soziologie, Bd. 35 (2006), H. 1, S. 41-56.

Sandercock, Leonie: Spirituality and the Urban Professions: The
Paradox at the Heart of Planning. Planning Theory & Prac-
tice, vol. 7 (2006), no. 1, pp. 65-97.

Sparke, Matthew: Political geography: political geographies of
globalization (2) – governance. Progress in Human Geogra-
phy, vol. 30 (2006), no. 3, pp. 357-372.

Uechtritz, Michael: Die Umweltprüfung in der Raumordnung.
Zeitschrift für Umweltrecht, Bd. 17 (2006), H. 1, S. 9-14.

Walker, Peter A.: Political ecology: where is the policy? Progress
in Human Geography, vol. 30 (2006), no. 3, pp. 382-395.

Wardenga, Ute: „Kultur“ und historische Perspektive in der
Geographie. Geographische Zeitschrift, Bd. 93 (2005), H.
1, S. 17-32.

2. Raum- und Siedlungsentwicklung

in Deutschland

Bernt, Matthias / Kabisch, Sigrun: Ostdeutsche Großwohnsied-
lungen zwischen Stabilisierung und Niedergang. disP, Bd.
42 (2006), H. 164, S. 5-15.

Bleck, Markus / Wagner, Michael: Stadt-Umland-Wanderung
in Nordrhein-Westfalen – eine Meta-Analyse. Raumfor-
schung und Raumordnung, Bd. 64 (2006), H. 2, S. 104-115.

Büttner, Kerstin / Droste, Christiane / Lange, Bastian / Mahn-
ken, Gerhard: Wissensnetze im Stadtumbau des Landes
Brandenburg – Analysen und Empfehlungen. Raumfor-
schung und Raumordnung, Bd. 63 (2005), H. 6, S. 423-431.

Gatzweiler, Hans-Peter / Milbert, Antonia: Regionale Dispari-
täten in den Erwerbsmöglichkeiten. Grund genug für eine
ausgleichsorientierte Raumordnungspolitik? Informationen
zur Raumentwicklung, H. 6-7 (2006), S. 317-324.

Hahn, Barbara: Die Hansestädte Wismar, Rostock, Stralsund
und Greifswald. Wirtschaftliche Transformation und Struk-
turwandel. Geographische Rundschau, Bd. 58 (2006), H. 6,
S. 44-51.

Horn, Michael / Zemann, Christian: Ökonomische, ökologi-
sche und soziale Wirkungen der Fußball-WM 2006 für die
Austragungsstädte. Geographische Rundschau, Bd. 58
(2006), H. 6, S. 4-12.

Lesli, Timothy F. / Ó hUallacháin, Breandán: Polycentric Phoenix.
Economic Geography, vol. 82 (2006), no. 2, pp. 167-192.

Plahuta, Simone / Halder, Gerhard: Wirtschaftliche und soziale
Folgen der Deindustrialisierung – das Beispiel Stuttgart.
Geographische Rundschau, Bd. 58 (2006), H. 6, S. 32-42.

Popp, Monika: München – boomende Stadtregion mit „Schön-
heitsfehlern“. Geographische Rundschau, Bd. 58 (2006), H.
6, S. 14-21.

Pries, Martin: Vom Hafen zur City – städtebauliche Projekte im
Hamburger Hafen. Geographische Rundschau, Bd. 58
(2006), H. 6, S. 22-30.

Sander, Robert: Stadtentwicklung und Städtebau im Bestand:
Städte unter Veränderungsdruck – Eine Einführung. Deut-
sche Zeitschrift für Kommunalwissenschaften, Bd. 45 (2006),
H. 1, S. 5-22.

Waltersbacher, Matthias: Der demographische Wandel und
die zukünftige Wohnungsnachfrage. BundesBauBlatt, Bd.
55 (2006), H. 6, S. 16-19.

Wiegandt, Claus-C.: Bonn boomt – von der Bundesstadt zur
internationalen Stadt. Geographische Rundschau, Bd. 58
(2006), H. 6, S. 52-61.

3. Raum- und Siedlungsentwicklung in Europa

und dem sonstigen Ausland

Booth, Chris: Managing Diversity and Mainstreaming Equality:
Reflections on Initiatives in the Planning Inspectorate. Plan-
ning Theory & Practice, vol. 7 (2006), no. 1, pp. 47-62.

Danielzyk, Rainer / Wood, Gerald: „Regional Governance“ in
England. Geographische Rundschau, Bd. 58 (2006), H. 5, S.
12-20.

Kistermann, Rainer / Lehmann, Stefan: „Urban Renewal“ als
Weg aus der Krise. Oldham – fünf Jahre nach den Unruhen.
Geographische Rundschau, Bd. 58 (2006), H. 5, S. 42-47.

Schmitt, Marcel / Seidl, Irmi: Der Einfluss des Bodenpreisni-
veaus auf die Bebauungsdichte von Wohnareal. Eine empi-
rische Untersuchung in den Kantonen Basel-Landschaft
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und Zürich. Raumforschung und Raumordnung, Bd. 64
(2006), H. 2, S. 93-103.

Whitehand, J.W.R. / Gu, Kai: Research on Chinese urban form:
retrospect and prospect. Progress in Human Geography,
vol. 30 (2006), no. 3, pp. 337-355.

Wood, Gerald: Räumliche Disparitäten und gesellschaftliche
Entwicklung in Großbritannien. Geographische Rundschau,
Bd. 58 (2006), H. 5, S. 4-11.

Zehner, Klaus: Einzelhandel in Großbritannien. Jüngere Ent-
wicklungen unter dem Einfluss von Internationalisierung,
Planungsrecht und Kultur. Geographische Rundschau, Bd.
58 (2006), H. 5, S. 29-35.

4. Nachhaltige Raumentwicklung

Campbell, Heather: Is the Issue of Climate Change too Big for
Spatial Planning? Planning Theory & Practice, vol. 7 (2006),
no. 2, pp. 201-230.

Gibbs, David: Propects for an Environmental Economic Geogra-
phy: Linking Ecological Modernization and Regulationist
Approaches. Economic Geography, vol. 82 (2006), no. 2, pp.
193-216.

Kaiser, Mathias: Dezentrale Regenwasserbewirtschaftung als
Baustein einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung. Raum-
forschung und Raumordnung, Bd. 64 (2006), H. 2, S. 126-
134.

Lindström, Marianne / Johansson, Maria / Herrmann, Jan /
Johnsson, Olle: Attitudes towards the conservation of bio-
logical diversity – A case study in Kristianstad Municipality,
Sweden. Journal of Environmental Planning and Manage-
ment, vol. 49 (2006), no. 4, pp. 495-513.

Roberts, Peter: Evaluating regional sustainable development:
Approaches, methods and the politics of analysis. Journal of
Environmental Planning and Management, vol. 49 (2006),
no. 4, pp. 515-532.

Sauer, Alexandra / Luz, Frieder / Suda, Michael / Weiland,
Ulrike: Steigerung der Akzeptanz von FFH-Gebieten –
Ansätze einer Strategie. Natur und Landschaft, Bd. 81
(2006), H. 4, S. 193-201.

Schwarze-Rodrian, Michael: Emscher Landschaftspark 2010.
Integrierte Strategie der Regionalentwicklung. Geographi-
sche Rundschau, Bd. 58 (2006), H. 5, S. 48-55.

Tränkner, Sebastian: Regional Governance und integrierte
ländliche Entwicklung – Begleitforschung zum Bundesmo-
dellvorhaben Regionen Aktiv. Raumforschung und Raum-
ordnung, Bd. 64 (2006), H. 3, S. 213-221.

5. Umwelt

Arbeitsschwerpunkte 2005 der für Naturschutz und Land-
schaftspflege zuständigen Fachinstitutionen der Länder.
Natur und Landschaft, Bd. 81 (2006), H. 5, S. 232-250.

Ausgewählte Arbeitsschwerpunkte des Bundesamtes für Na-
turschutz im Jahr 2005. Natur und Landschaft, Bd. 81 (2006),
H. 5, S. 225-231.

Ausgewählte Arbeitsschwerpunkte des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU)
2005 im Bereich Naturschutz. Natur und Landschaft, Bd. 81
(2006), H. 5, S. 222-224.

Bausch, Camilla / Mehling, Michael: Klimagipfel in Montreal –
zweigleisig in die Zukunft. Zeitschrift für Umweltrecht, Bd.
17 (2006), H. 6, S. 291-295.

Beunen, Raoul: European nature conservation legislation and
spatial planning: For better or for worse? Journal of Environ-
mental Planning and Management, vol. 49 (2006), no. 4, pp.
605-619.

Bongartz, Michael: Rechtliche Absicherung oberflächennaher
Rohstoffgewinnung. Regionalplanerische Sicherung und
Genehmigungsverfahren in Nordrhein-Westfalen. Raum-
forschung und Raumordnung, Bd. 64 (2006), H. 2, S. 116-
125.

Bundesweit tätige Naturschutzverbände/-stiftungen 2005.
Natur und Landschaft, Bd. 81 (2006), H. 5, S. 260-282.

Chilla, Tobias: Der Feldhamster und die Milliardeninvestitio-
nen. Naturschutz und die Bedeutung von Diskursen. Natur
und Landschaft, Bd. 81 (2006), H. 6, S. 327-331.

Erbguth, Wilfried / Schubert, Mathias: Zur Vereinbarkeit beste-
hender öffentlicher Anlagen in (potenziellen) FFH-Gebie-
ten mit europäischem Habitatschutzrecht am Beispiel ei-
nes gemeindeeigenen Parkplatzes. Deutsches Verwaltungs-
blatt, Bd. 121 (2006), H. 10, S. 591-598.

Evans, James P.: Lost in translation? Exploring the interface
between local environmental research and policymaking.
Environment and Planning A, vol. 38 (2006), no. 3, pp. 517-
532.

Grandjot, René: Zur Konzeption eines Kompetenztitels „Recht
der Umwelt“. Die öffentliche Verwaltung, Bd. 59 (2006), H.
12, S. 511-516.

Groth, Markus / Freese, Jan: Ausschreibungen – ein neues
Instrument des Vertragsnaturschutzes. Natur und Land-
schaft, Bd. 81 (2006), H. 4, S. 202-205.

Handke, Klaus / Adena, Julia / Handke, Pia: Landschaftsökolo-
gische Untersuchungen auf dem Golfplatz Achim (Nieder-
sachsen). Ein Vergleich mit dem Ausgangsbestand und
einem Referenzgebiet. Naturschutz und Landschaftspla-
nung, Bd. 38 (2006), H. 7, S. 214-224.

Hartmann, Elisabeth / Thomas, Frieder / Luick, Rainer: Agrarum-
weltprogramme in Deutschland. Anreiz für umweltfreund-
liches Wirtschaften in der Landwirtschaft und Kooperatio-
nen mit dem Naturschutz. Naturschutz und Landschaftspla-
nung, Bd. 38 (2006), H. 7, S. 205-213.

Heynen, Nik: Green urban political ecologies: Toward a better
understanding of inner-city environmental change. Environ-
ment and Planning A, vol. 38 (2006), no. 3, pp. 499-516.

Holzer, Verena L.: Probleme und Lösungsansätze bei der För-
derung von Strom aus erneuerbaren Energien im europäi-
schen Binnenmarkt. Zeitschrift für Umweltpolitik & Um-
weltrecht, Bd. 29 (2006), H. 2, S. 157-181.
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Hotzy, Ralf / Römheld, Julia: Quellschutz in Bayern. Natur und
Landschaft, Bd. 81 (2006), H. 6, S. 305-313.

Jessel, Beate / Kuler, Bettina: Naturschutzfachliche Beurtei-
lung von Freilandphotovoltaikanlagen. Analysen und Vor-
schläge zur Beurteilung am Beispiel Brandenburgs. Natur-
schutz und Landschaftsplanung, Bd. 38 (2006), H. 7, S. 225-
231.

Kotulla, Michael: Das Gesetz zur Verbesserung des vorbeugen-
den Hochwasserschutzes. Neue Zeitschrift für Verwal-
tungsrecht, Bd. 25 (2006), H. 2, S. 129-134.

Naturschutzkonzepte von Fischerei- und Wasserverbänden.
Natur und Landschaft, Bd. 81 (2006), H. 5, S. 283-287.

Paul, Matthias / Pfeil, Julia: Hochwasserschutz in der Bauleitpla-
nung (unter besonderer Berücksichtigung des Hochwas-
serschutzgesetzes 2005). Neue Zeitschrift für Verwaltungs-
recht, Bd. 25 (2006), H. 5, S. 505-511.

Raschke, Marcel / Fisahn, Andreas: Politik für eine umweltver-
träglichere Landwirtschaft. Zeitschrift für Umweltrecht, Bd.
17 (2006), H. 2, S. 57-63.

Reinbolz, Andreas / Plieninger, Tobias: Vom Flugblatt zum
„Personal Action Center“: Neue Chancen für den Natur-
schutz im Internetzeitalter. Natur und Landschaft, Bd. 81
(2006), H. 6, S. 314-319.

Smeddinck, Ulrich: Klima, Risiko, Hochwasserschutz und Inte-
griertes Küstenzonenmanagement. Umwelt- und Planungs-
recht, Bd. 26 (2006), H. 5, S. 174-182.

Sydow, Gernot: Horizontale und vertikale Verzahnung der
Strategischen Umweltprüfung mit anderen umweltbezo-
genen Prüfverfahren. Deutsches Verwaltungsblatt, Bd. 121
(2006), H. 2, S. 65-75.

Timmermann, Tiemo / Dengler, Jürgen / Abdank, Anja / Berg,
Christian: Objektivierung von Naturschutzbewertungen.
Das Beispiel Roter Listen von Pflanzengesellschaften. Na-
turschutz und Landschaftsplanung, Bd. 38 (2006), H. 5, S.
133-139.

6. Wirtschaft

Anfress, Hans-Jürgen: Zur Entwicklung von Lebensstandard
und Deprivation in Deutschland von 1996 bis 2003. Viertel-
jahrshefte zur Wirtschaftsforschung, Bd. 75 (2006), H. 1, S.
131-151.

Armbrecht, Henrik / Badura, Sebastian / Marner, Thorsten /
Rappen, Hermann: Privatisierung der Autobahnen – Soll
der Bund sein Tafelsilber verkaufen? Wirtschaftsdienst, Bd.
86 (2006), H. 6, S. 375-381.

Arndt, Christian / Volkert, Jürgen: Amartya Sens Capability-
Approach: ein neues Konzept der deutschen Armuts- und
Reichtumsberichterstattung. Vierteljahrshefte zur Wirt-
schaftsforschung, Bd. 75 (2006), H. 1, S. 7-29.

Bräuninger, Michael / Stiller, Silvia: Städte im Standortwettbe-
werb. Wirtschaftsdienst, Bd. 86 (2006), H. 4, S. 260-265.

Brussig, Martin / Knuth, Matthias: Altersgrenzenpolitik und
Arbeitsmarkt – Zur Heraufsetzung des gesetzlichen Ren-
tenalters. WSI Mitteilungen, Bd. 59 (2006), H. 6, S. 307-313.

Dietz, Martin / Walwei, Ulrich: Beschäftigungswirkungen des
Wandels der Erwerbsformen. WSI Mitteilungen, Bd. 59
(2006), H. 5, S. 278-286.

Einig, Klaus / Guth, Dennis: Neue Beschäftigungszentren in
deutschen Stadtregionen: Lage, Spezialisierung, Erreich-
barkeit. Raumforschung und Raumordnung, Bd. 63 (2005),
H. 6, S. 444-458.

Eßer, Anke / Schmedding, David: Handelbare Umweltrechte
als Steuerungsinstrument für den Straßengüterverkehr in
sensiblen Regionen. Fallbeispiel Brennerautobahn. Raum-
forschung und Raumordnung, Bd. 63 (2005), H. 6, S. 400-
411.

Farhauer, Oliver / Granato, Nadia: Beschäftigungsentwicklung
in Mitteldeutschland. Sachsen-Anhalt und Thüringen im
Vergleich. Raumforschung und Raumordnung, Bd. 64 (2006),
H. 3, S. 184-194.

Fasche, Melanie: Creative People and Gentrification: „Sowing
the Seeds of Demise?“ Evidence from Newtown, Sydney.
ERDKUNDE, Bd. 60 (2006), H. 2, S. 147-156.

Fertig, Michael / Schmidt, Christoph M. / Schneider, Hilmar:
Active labor market policy in Germany – Is there a successful
policy strategy? Regional Science and Urban Economics,
vol. 36 (2006), no. 3, pp. 399-430.

Groß, Mathilde S. / Groß, Sven / Freyer, Walter: Mobilitätsver-
halten im Tourismus: Methodenstudie zur Erfassung des
Mobilitätsverhaltens von Touristen am Aufenthaltsort. Zeit-
schrift für Verkehrswissenschaften, Bd. 77 (2006), H. 1, S.
29-55.

Jungmittag, Andre / Grupp, Hariolf: Wechselwirkungen zwi-
schen Innovations- und Wachstumsprozessen in Deutsch-
land 1951 –1999 im Vergleich zu 1850 – 1913. Jahrbücher
für Nationalökonomie und Statistik, Bd. 226 (2006), H. 2, S.
180-207.

Keller, Berndt / Seifert, Hartmut: Atypische Beschäftigungsver-
hältnisse: Flexibilität, soziale Sicherheit und Prekarität. WSI
Mitteilungen, Bd. 59 (2006), H. 5, S. 235-240.

Kónya, István: Modeling Cultural Barriers in International Trade.
Review of International Economics, vol. 14 (2006), no. 3, pp.
494-507.

Krumm, Raimund: Die Region Stuttgart im Standortwettbe-
werb und Strukturwandel. IAW-Report, Bd. 34 (2006), H. 1,
S. 55-76.

Lengfeld, Holger / Krause, Alexandra: Wann gilt der Arbeits-
markt als sozial gerecht? Der Einfluss des Unternehmens-
kontexts auf die Akzeptanz ertragsabhängiger Entlohnung.
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Bd.
58 (2006), H. 1, S. 98-116.

Maiterth, Ralf / Zwick, Markus: A local income and corporation
tax as an alternative to the German local business tax: an
empirical analysis for selected municipalities. Jahrbücher für
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Nationalökonomie und Statistik, Bd. 226 (2006), H. 3, S.
285-307.

Mallok, Jörn: Produktivitätsentwicklung in ostdeutschen Indu-
striebetrieben – Ergebnisse einer Fallstudienanalyse (1992-
2002). Zeitschrift für ArbeitsmarktForschung, Bd. 38 (2005),
H. 4, S. 510-530.

Niebuhr, Annekatrin / Stiller, Silvia: Integration and labour
markets in European border regions. Zeitschrift für Arbeits-
marktForschung, Bd. 39 (2006), H. 1, S. 57-76.

Noll, Susanne / Wießner, Frank: Existenzgründung aus Arbeits-
losigkeit: Ein Platz an der Sonne oder vom Regen in die
Traufe. WSI Mitteilungen, Bd. 59 (2006), H. 5, S. 270-277.

Peffekoven, Rolf: Auch die bundesstaatlichen Finanzbeziehun-
gen müssen reformiert werden. Wirtschaftsdienst, Bd. 86
(2006), H. 4, S. 215-219.

Scheuer, Manfred / Zimmermann, Guido: Deindustrialisie-
rung: Eine neue „britische Krankheit“? Wirtschaftsdienst,
Bd. 86 (2006), H. 4, S. 245-251.

Schulze Buschhoff, Karin / Schmidt, Claudia: Die Status-Mobi-
lität der Solo-Selbständigen im europäischen Vergleich.
ArbeitsmarktForschung, Bd. 38 (2005), H. 4, S. 531-553.

Schwab, Oliver / Toepel, Kathleen: Together apart? – Stockta-
king of the process of labour market integration in the border
region between Germany, Poland and the Czech Republic.
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Shop der ARL (www.arl-
net.de/shop) oder im
Buchhandel (ISBN 3-
88838-555-5) bestellt
werden.

Handwörterbuch der Raumordnung
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Mit der im Jahr 2000 in Kraft getretenen EG-Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) wird ein flussgebietsbezogener,

integrativer Bewirtschaftungsansatz vorgeschrieben, unter
dem Gewässer und ihr Einzugsgebiet als eine Einheit betrach-
tet werden und Gewässerbewirtschaftung in Flusseinzugsge-
bieten organisiert wird. Dies beinhaltet nicht nur neue Maß-
stäbe in Hinblick auf ökologische Ziele, sondern führt auch zu
einer Neuausrichtung von Wasserwirtschaft und Gewässer-
entwicklung in Deutschland in Bezug auf die räumliche Orga-
nisation und die notwendigen Instrumente des Gewässer-
schutzes. Zum Erreichen der Umweltziele der Richtlinie – mit
Ausnahme von „erheblich veränderten“ oder „künstlichen“
Gewässern ist hier v. a. der „gute ökologische Zustand“ eines
Gewässers zu nennen – bis zum Jahr 2015 sind Bestandsauf-
nahmen vorzunehmen, auf deren Basis dann Maßnahmen-
programme erarbeitet werden müssen. Diese sind bis De-
zember 2009 aufzustellen und binnen drei Jahren umzuset-
zen. Entsprechend besteht die Notwendigkeit zur integrati-
ven Betrachtung der in den Gewässereinzugsgebieten erfol-
genden Flächennutzungen und ihrer Auswirkungen auf Ge-
wässerstruktur und -qualität.

Hieraus lässt sich ein hoher Abstimmungsbedarf zwischen
der Wasserwirtschaft, der Raumplanung und anderen raumre-
levanten Fachplanungen ableiten. Gleichzeitig bestehen je-
doch – dies wurde u. a. auch in den Diskussionsrunden auf der
Wissenschaftlichen Plenarsitzung der ARL im Juni 2006 in
Rostock deutlich (siehe den ausführlichen Bericht in diesem
Heft) – erhebliche Unklarheiten darüber, wie die notwendige
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen beteiligten
Ebenen und Institutionen gestaltet werden kann, damit die
Ziele der WRRL auch tatsächlich erreicht werden können.
Spätestens bei der Umsetzung der Maßnahmenprogramme
dürfte dieses Defizit allen Beteiligten deutlich werden. Dem-
gegenüber scheint gerade die Regionalplanung aufgrund ih-
res Selbstverständnisses und Aufgabenspektrums, ihrer guten
Kenntnis der Situation vor Ort sowie ihrer Erfahrungen in
Bezug auf Koordination und Abstimmung unterschiedlicher
Belange gute Voraussetzung zu besitzen, gemeinsam mit
den Institutionen der Wasserwirtschaft zur Gestaltung einer
ressourcenschonenden Landnutzung in Gewässereinzugsge-
bieten und zu einer möglichst effizienten Umsetzung der
Ziele der WRRL beizutragen.

Neuer ARL-Arbeitskreis konstituiert

Bereits im November 2005 hatte die ARL einen Experten-
workshop zum Thema „Wasser und Raumplanung“ durchge-
führt, der die Empfehlung zur Einrichtung eines ARL-Arbeits-
kreises gegeben hatte: Es sei dringend notwendig, die Mög-
lichkeiten der Kooperation und des Zusammenspiels zwischen
Raumplanung und Wasserwirtschaft sowie weiteren Fachres-
sorts zu untersuchen und konkrete Handlungsempfehlungen

zu erarbeiten. Die Diskussionsrunden auf der Wissenschaftli-
chen Plenarsitzung der ARL unterstrichen den diesbezügli-
chen Forschungsbedarf. Der Arbeitskreis, der sich im Mai
2006 zu seiner konstituierenden Sitzung traf, steht unter der
Leitung von Prof. Dr. Christina von Haaren, Institut für Um-
weltplanung, Leibniz Universität Hannover. Stellvertretender
Leiter ist PD Dr.-Ing. Stefan Greiving, Fakultät Raumplanung,
Universität Dortmund. Die Geschäftsführung wurde Dipl.-
Ing. Holger Gnest, Institut für Umweltplanung, Leibniz Uni-
versität Hannover, übertragen. Weitere Mitglieder des Ar-
beitskreises sind: Dipl.-Ing. Kirsten Adamczak, Emschergenos-
senschaft, Essen, Univ.-Prof. Dr. Uwe Grünewald, Branden-
burgische Technische Universität Cottbus, Dr. Timothy Moss,
Leibniz-Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung
(IRS), Erkner, Dipl.-Ing. Jochen Schanze, Leibniz-Institut für
ökologische Raumentwicklung, Dresden, Dipl.-Geogr. Georg
Schrenk, Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwas-
ser und Abfall e.V., Hennef.

Verhältnis Raumplanung-Fachplanungen

im Mittelpunkt

Entsprechend der skizzierten Problemlage stellen das Verhält-
nis von Wasserwirtschaft, Raumplanung und übrigen Fachpla-
nungen sowie Möglichkeiten der sektoralen und vertikalen
Koordination und Kooperation die inhaltlichen Schwerpunkte
des Arbeitskreises dar. Thematisiert werden soll insbesondere
die Frage einer übergeordneten Abwägung der verschiede-
nen fachplanerischen bzw. -politischen Belange in Bezug auf
die Ressource Wasser. In diesem Zusammenhang gilt es auch,
das bestehende Planungsinstrumentarium im Umgang mit
der Ressource Wasser kritisch zu prüfen und ggf. neue, z. B.
auch stärker ökonomisch ausgerichtete, Instrumente zu disku-
tieren. Der Blickwinkel des Arbeitskreises umfasst auch –
wenngleich dies nicht im Vordergrund der Beschäftigung steht
– Auswirkungen von Klimawandel auf Gewässerökosysteme
und das Risiko von Extremereignissen (z. B. Hochwassern)
sowie Veränderungen der Wasserversorgungssysteme durch
den demographischen Wandel.

Mittlerweile wurde ein Arbeitsprogramm beschlossen; er-
ste Textbeiträge werden im Herbst diskutiert.

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

Koordinations- und Kooperationsbedarf

beim Umgang mit der Ressource Wasser
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Problemstellung

Im Rahmen des sich verstärkenden globalen Wettbewerbs
und der sich neu herausbildenden Netzwerke und Koopera-
tionen in Europa verändern sich auch die großen Bevölke-
rungsschwerpunkte und die Metropolen in ihrer Bedeutung
für Wachstum und Entwicklung im internationalen Maßstab.
Daher erscheint es notwendig, die verschiedenen Aspekte
dieser Veränderungen und die neuen Erfahrungen im Rah-
men der Entwicklungssteuerung von Metropolregionen zu
untersuchen. Nur so sind die Ursachen erfolgreicher Strategi-
en und entwicklungspolitischer Instrumente (governance)
besser zu verstehen. Ohnehin ist mit der Abschwächung des
wirtschaftlichen Wachstums in den letzten Jahren die Rolle
der Agglomerationen für die gesamtstaatliche Entwicklung
wieder stärker in den Blick geraten, nicht zuletzt auch der
raumwissenschaftlichen Forschung.

In Anbetracht der Dynamik von Globalisierungsprozessen
ist die Thematik der Metropolregionen hochaktuell. Dies wird
nicht nur durch zahlreiche Publikationen, sondern auch durch
Aktivitäten in den jeweiligen Regionen und durch politische
Beschlüsse von Bund und Ländern belegt.

So hat zum Beispiel die deutsche Ministerkonferenz für
Raumordnung (MKRO) schon 1995 die Bedeutung der Me-
tropolregionen für die Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit
Deutschlands und Europas hervorgehoben (MKRO-Beschluss
vom 8. März 1995) und sieben europäische Metropolregio-
nen benannt. Im Jahre 2005 folgten vier weitere. Damit wird
einer europaweiten Metropolisierung der Raumentwicklung
Rechnung getragen, die ihre Schubkraft durch die wachsen-
den funktionalen und sozioökonomischen Potenziale der gro-
ßen Agglomerationen erhält. Diese werden insbesondere zu
Motoren der ökonomischen Entwicklung. Ebenso haben die
Länder Initiativen ergriffen, um den MKRO-Beschluss in die
eigenen Programme und Pläne zu integrieren und landespla-
nerisch umzusetzen. Und auch die am 30. Juni 2006 von der
MKRO verabschiedeten neuen Leitbilder und Handlungsstra-
tegien für die Raumentwicklung in Deutschland messen den
Metropolregionen im Leitbild „Wachstum und Innovation“
grundlegende Bedeutung zu, vor allem im Hinblick auf die
wachstumsorientierte Bündelung international bedeutsamer
Steuerungs-, Innovations-, Wettbewerbs- und Gatewayfunk-
tionen. Auf europäischer Ebene schließlich betonen das Euro-
päische Raumentwicklungskonzept (EUREK 1999) und die
Lissabon-Strategie die herausgehobene Funktion der Metro-
polregionen für die europäische Raumentwicklung.

Ziele des Arbeitskreises

Vor dem Hintergrund der skizzierten raumentwicklungspoliti-
schen Ausgangssituation haben sich die Mitglieder des von
Prof. Dr. Jörg Knieling, Hamburg/Hannover, geleiteten Ko-

operations-Arbeitskreises (ARL, Difu, ILS NRW, IRS) „Metro-
polregionen – Innovation, Wettbewerb, Handlungsfähigkeit“
zum Ziel gesetzt, die Metropolregionsthematik vertieft zu
behandeln. Hierbei sollen gleichermaßen die Theoriebaustei-
ne der Agglomerationsentwicklung reflektiert, die Perfor-
mance von Metropolregionen und ihre internationale Wett-
bewerbsfähigkeit untersucht sowie Strategien und Instrumente
für eine aktive räumliche Entwicklungspolitik abgeleitet und
diskutiert werden (vgl. Nachrichten der ARL 2/2004, S. 31).
Zum einen geht es im Arbeitskreis darum zu prüfen, inwie-
weit Wachstumsimpulse für die Gesamtwirtschaft vorwie-
gend von den großen Metropolregionen ausgehen, und zum
anderen, ob es sinnvoll wäre, diese dann durch eine aktive
Förderpolitik stärker zu fördern. Damit steht auch das Paradig-
ma der Gleichwertigkeit im Raum auf dem Prüfstand.

Stand und Fortgang der Arbeiten

Die Mitglieder des Arbeitskreises sind bei der Untersuchung
der komplexen Thematik ein großes Stück vorangekommen.
Im Rahmen einer Sitzung am 29. Juni 2006 in Hannover lagen
nahezu alle, überwiegend bereits mehrfach diskutierten Fach-
beiträge vor. Diese konnten zum großen Teil abschließend
beraten werden. Bei der weiteren Arbeit wird es vor allem
darum gehen, die letzten Beiträge abzuschließen, die Ergeb-
nisse der Einzelstudien zusammenzufassen und wichtige
Schlussfolgerungen für die weitere Beschäftigung mit der
Metropolregionsthematik zu ziehen. Dabei soll insbesondere
aufgezeigt werden, in welchen Bereichen weiterer Erklärungs-
bedarf und Herausforderungen für die Raumwissenschaft be-
stehen.

Darüber hinaus ist verabredet worden, eine Empfehlung für
Politik und Verwaltung zu erarbeiten, in der die zentralen
Problem- und Handlungsfelder der Entwicklung(ssteuerung)
von Metropolregionen benannt und Lösungsvorschläge (In-
strumente) diskutiert werden. Die Empfehlungen werden sich
entweder an Akteuren bzw. Akteursebenen oder an Politik-
feldern orientieren. Als relevante Politikfelder wurden ausge-
wählt: Raumordnungspolitik, Infrastrukturpolitik (Verkehr und
Kommunikation), Standortentscheidungen öffentlicher Einrich-
tungen, Finanzausgleichspolitik, Integrationspolitik, EU-Struk-
turpolitik sowie Forschungs- und Technologiepolitik. Die Tä-
tigkeit des Arbeitskreises wird voraussichtlich Ende 2006 ab-
geschlossen sein.

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23
E-Mail: Toennies@ARL-net.de

Arbeitskreis „Metropolregionen“

biegt auf Zielgerade ein
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Arbeitskreis „Notwendigkeit

einer Volkszählung“ beendet

seine Tätigkeit

Datenlage

In Deutschland hat es seit fast 20 Jahren keine Volkszählung
mehr gegeben. In den alten Ländern fand die letzte große
Zählung – nach mehrfacher Verschiebung wegen massiver
Proteste – 1987 statt, in den neuen wurde bereits 1981 das
letzte Mal „durchgezählt“.

Seitdem hat sich in der Republik viel getan. Nicht nur durch
die Auswirkungen der Globalisierung wirtschaftlicher Aktivi-
täten, der europäischen Integration und der deutschen Verei-
nigung, sondern auch und gerade durch die Abnahme und
Alterung der Bevölkerung und den Zuzug von Spätaussied-
lern, Bürgerkriegsflüchtlingen und Ausländern ist die Datenla-
ge immer unsicherer geworden. Vor allem in den neuen
Ländern gibt es aufgrund der massiven, zudem sozial und
altersstrukturell selektiven Abwanderung kaum noch verlässli-
che Planungsgrundlagen. Daher weiß zurzeit niemand ge-
nau, wie viele deutsche und andere Einwohner in Deutsch-
land wirklich leben, wie alt oder wie arm sie sind, wie viele
Kinder sie haben und wie hoch die Wohnungsleerstände in
den Regionen, Städten und Dörfern sind. Dies führt zu erheb-
lichen Fehlplanungen und Fehlinvestitionen.

Handlungsbedarf

Für 2010/11 ist die nächste EU-weite Volkszählung vorgese-
hen. Mit den gesetzlichen Vorarbeiten dazu müsste in Deutsch-
land spätestens 2007 begonnen werden. Bislang ist geplant,
die Vollerhebung durch einen „registergestützten Zensus“ –
eine Volkszählung „light“ – zu ersetzen, der sich in erster Linie
auf vorhandene Daten der kommunalen Melderegister und
der Bundesagentur für Arbeit stützt. Aus der Sicht der Raum-
wissenschaft und Raumplanung mit ihrem großen Bedarf an
Daten als Grundlage für Szenarien und Prognosen, die Auf-
stellung von Programmen und Plänen oder für Zwecke des
Monitoring und der Erfolgskontrolle erscheint dieses Vorge-
hen unzureichend. Die Melderegister der Kommunen und
die Angaben der Ausländerbehörden sind häufig unzuverläs-
sig, die Zahlen der Arbeitsverwaltung unvollständig. Diese
Daten stellen für die Volkszählung keine ausreichende Basis
dar. Sie führen zwangsläufig zu falschen Gesamtergebnissen.
Fehlerhafte Basisdaten können nicht zu einer stimmigen „Volks-
zählung“ hochgerechnet werden. Zudem werden für viele
Planungsaufgaben kleinräumig gegliederte Daten benötigt.
Auch diese kann ein registergestützter Zensus nicht liefern.

Stellungnahme

Um zu dieser für die räumliche Planung und Forschung wich-
tigen Frage qualifiziert Stellung nehmen zu können, hat das
Präsidium der ARL im Frühjahr 2006 den von Ltd. Ministerial-
rat Gerd-Rainer Damm, Saarbrücken, geleiteten Ad-hoc-Ar-
beitskreis „Notwendigkeit einer Volkszählung aus der Sicht
von Raumplanung und raumwissenschaftlicher Forschung“
eingerichtet. Ziel war die Erarbeitung eines Positionspapiers,

das die Notwendigkeit einer Vollerhebung für die Bereiche
der Bevölkerungs-, Berufs- und Arbeitsstätten- sowie der Woh-
nungs- und Gebäudestatistik aus der Sicht von Raumplanung
und Raumwissenschaft darstellt.

Der Arbeitskreis konnte seine Beratungen bereits im Rah-
men einer Sitzung am 9. Juni 2006 in Frankfurt am Main
abschließen und das Positionspapier vorlegen. Es ist in der
Rubrik „Zur Diskussion“ in diesem Nachrichtenheft abgedruckt.

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23
E-Mail: Toennies@ARL-net.de

Neuer Ad-hoc-Arbeitskreis

Novellierung des

Raumordnungsgesetzes

Im Juli 2006 hat ein neuer Ad-hoc-Arbeitskreis zum Thema
„Novellierung des Raumordnungsgesetzes“ unter dem Vor-

sitz von Dr. Ernst-Hasso Ritter seine Arbeit aufgenommen.
Weitere Mitglieder sind: Prof. Dr. Wolfgang Durner, Prof. Dr.
Wilfried Erbguth, Prof. Dr. Hans Kistenmacher, Dr. Martin
Kment, Dipl.-Ökon. Heinz Konze, Ass. jur. Frank Reitzig, Dr.
Holger Schmitz.

Die Einrichtung dieses Arbeitskreises ist mit Blick auf die
Föderalismusreform und die mit ihr einhergehenden Ände-
rungen der verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen für
die Raumordnung erforderlich geworden (siehe auch Beitrag
von Ritter: „Das uneingeschränkte Abweichungsrecht nach
Art. 72 Abs. 3 GG“, in diesem Heft). Die Grundgesetzände-
rungen beinhalten insbesondere eine Auflösung der einsti-
gen Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes. Für das
Recht der Raumordnung heißt das, es wird in die konkurrie-
rende Zuständigkeit des Bundes überführt. Die für die konkur-
rierende Gesetzgebung des Bundes bislang umfassend gel-
tende Erforderlichkeitshürde des Art. 72 Abs. 2 GG wird auf
einige Regelungsbereiche beschränkt. So wird die Materie
der Raumordnung künftig nicht der Erforderlichkeitsklausel
unterliegen. Die anstehenden Neuregelungen sehen weiter
vor, dass die Länder im Bereich des Raumordnungsrechts –
auch wenn der Bund gesetzgeberisch tätig geworden ist –
hiervon abweichende Vorschriften treffen können.

Der AAK möchte mit seiner Arbeit möglichst früh auf die
Debatten zu einem neuen ROG Einfluss nehmen. Dazu sucht
er zum einen die Kooperation mit den Beteiligten, die an der
Entstehung des neuen ROG mitwirken, und wird zum ande-
ren eine eigene Stellungnahme hierzu abgeben. Diese soll
nicht als detaillierter, „paragraphenscharfer“ Gesetzentwurf
verfasst werden, sondern Grundsatzfragen und -probleme im
Zusammenhang mit einer Neuregelung des Raumordnungs-
rechts erörtern und Lösungsmöglichkeiten aufzeigen.

Grundsätzlich sieht der Arbeitskreis die neuen kompetenz-
rechtlichen Vorzeichen als Chance für eine grundlegende
Neuordnung des Raumordnungsrechts: Der Bund solle die
ihm künftig zustehende Gesetzgebungskompetenz umfas-
send nutzen, um das ROG im Sinne einer „Vollregelung“ neu
zu gestalten. Nach Einschätzung des Arbeitskreises werden
die Länder mit großer Wahrscheinlichkeit von der ihnen im
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Bereich der Raumordnung zustehenden Abweichungsgesetz-
gebung Gebrauch machen. Das müsse bei der Neukonzepti-
on des ROG bedacht werden.

Erster Arbeitsschritt des AAK ist die Erstellung eines „Im-
pulspapiers“, das zu den Möglichkeiten und Chancen eines
neuen Raumordnungsgesetzes Stellung nimmt und im Herbst
dieses Jahres vorliegen soll. Besonderer Bedeutung wird darin
der Analyse des neuen verfassungsrechtlichen Hintergrundes
des Raumordnungsrechts beigemessen. Dieser juristische Teil
greift u. a. die Frage auf, ob und welche Grenzen das Grund-
gesetz den Abweichungsrechten der Länder setzt bzw. ob es
einen abweichungsfesten Kern gibt. Darüber hinaus soll ge-
klärt werden, ob die Bundesraumordnung weiter kraft Natur
der Sache der ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz
des Bundes unterliegt. Die weiteren Themen des Papiers
betreffen den grundsätzlichen Auftrag der Raumordnung und
ihre Zukunft in Deutschland. Letztere Fragestellung bezieht
sich auch auf europäische Entwicklungen und deren Einfluss
auf die Raumordnung in der Bundesrepublik. Ferner werden
die Regelungen aus dem alten ROG daraufhin durchforstet,
ob sie sich als sinnvoll erwiesen haben und beibehalten wer-
den können, um darauf aufbauend erforderliche Änderungen
bzw. Neuregelungen zu ermitteln. Schließlich wird in der
Stellungnahme die verpflichtende Substanz bzw. Bindungs-
wirkung des Raumordnungsrechts thematisiert.

Jana Kenzler, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 43
E-Mail: Kenzler@ARL-net.de

Strategien zur künftigen

Raumentwicklung in

Baden-Württemberg

Seit Februar 2006 beschäftigt sich eine Arbeitsgruppe der
LAG Baden-Württemberg mit den „Strategien künftiger

Raumentwicklung in Baden-Württemberg“. Ausgangspunkt
für die AG ist der Aufruf „Raumentwicklung ist Chefsache“,
den das Junge Forum der ARL im November 2004 an die
Ministerpräsidenten der Länder richtete (siehe NACHRICH-
TEN 4/2004). Ziel des offenen Briefes war, die Verantwortli-
chen in der Politik auf die Bedeutung einer zukunftsgerichte-
ten Raumentwicklung hinzuweisen. Diese könne einen wich-
tigen Beitrag bei der Bewälti-
gung der Auswirkungen des glo-
balen Wettbewerbs, des demo-
graphischen Wandels und der
veränderten Rahmenbedingun-
gen durch die EU-Erweiterung
leisten. Gleichzeitig müsse je-
doch ein Wandel von Planungs-
behörden zu „Raum-Entwick-
lungsagenturen“ erfolgen, um
der steigenden Bedeutung in-
formeller Verfahren zur Verbes-
serung von Standorteigenschaf-
ten und zum Ausgleich zwi-
schen ökonomischen, ökologi-
schen und sozialen Fragen Rech-

nung tragen zu können. Der Aufruf hält fest, dass die koordi-
nierende und vernetzende Funktion der Raumplanung durch
sich verschärfende Rahmenbedingungen immer wichtiger wird.

Die LAG-Arbeitsgruppe unter der Leitung von Dr.-Ing. Dirk
Engelke, Gesellschafter des Planungsbüro pakora.net, Karlsru-
he, hat zum Ziel, die Aussagen des offenen Briefes für Baden-
Württemberg zu konkretisieren und Strategien für eine zu-
künftige Raumentwicklung in Baden-Württemberg zu ent-
werfen. Behandelt werden dabei sowohl inhaltliche als auch
organisatorische Aspekte. Die Zusammensetzung der Arbeits-
gruppe bildet ein breites Spektrum relevanter Akteure der
räumlichen Entwicklung ab: Die Mitglieder – zu einem gro-
ßen Teil Mitglieder des Jungen Forums oder diesem gerade
„entwachsen“ – sind Vertreter der Regionalplanung in Baden-
Württemberg und der Schweiz, von Kommunen, der Ebene
der Landesplanung, der universitären Forschung, von Infra-
strukturbetreibern sowie der privaten Planungspraxis.

Bei den ersten Arbeitstreffen diskutierte die AG aufbauend
auf Impulsreferaten verschiedener AG-Mitglieder die Rah-
menbedingungen der räumlichen Entwicklung in Baden-Würt-
temberg, insbesondere auf europäischer Ebene, sowie die
Herausforderungen für die Raumplanung aus Landessicht und
beschäftigte sich mit den Diskrepanzen zwischen marktwirt-
schaftlichen Wertschöpfungsprozessen und gesellschaftlichen
Planungsaufgaben. In den folgenden Sitzungen sollen Ent-
wicklungstendenzen für Baden-Württemberg skizziert wer-
den und dabei v. a. auch Gleichzeitigkeit und Unterschied-
lichkeit der räumlichen Entwicklung in verschiedenen Regio-
nen des Landes dargestellt werden. Konkretisiert werden soll
dann, auf welcher Ebene (Land, Region, Kommune) die sich
daraus ergebenden Aufgaben gelöst werden müssen bzw.
welche sich ggf. planerischer Steuerung entziehen und wie
hiermit umzugehen ist. Ein Schwerpunkt soll darauf liegen,
wie Potenziale für die Raumentwicklung erkannt und umge-
setzt werden können und was dies für die Rolle der räumli-
chen Planung bedeutet.

Die abzuleitenden Handlungsansätze sollen dann mit Ver-
tretern der Planungspraxis und in der LAG diskutiert werden,
um eine Rückkopplung auf breiter Basis und die Einbeziehung
von Know-how verschiedener Ebenen und Institutionen in die
Ergebnisse der Arbeitsgruppe zu gewährleisten.

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

v. l.: Henrike Jacob, Steffi Rosentreter, Wolfgang Jung, Torsten Beck, Susanne Fischer
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Neue/“alte“ Forschungsthemen

im Nordwesten

Überblick über den Stand des IKZM in Norddeutschland und
betonte, dass es trotz mehrjähriger Debatten nach wie vor für
den Meeres- und Küstenbereich in Deutschland keine Raum-
planung gebe. Zuständige Behörde sei bislang das Bundes-
amt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH). Die Nut-
zungsansprüche an den Meeresraum seien fragmentiert und
so gut wie nicht abgestimmt. Es fehle ein integriertes Nut-
zungskonzept. Buchholz empfahl, die damaligen LAG-Ergeb-
nisse aufzugreifen und fortzuführen. Vor allem Verfahrensfra-
gen und Fragen der Umsetzung von IKZM seien bislang weit-
gehend ausgeblendet worden. Es müsse ein integrativer An-
satz verfolgt und dabei die gesamte Küstenzone (Land und
Meer) erfasst werden. Auch sollten Erfahrungen aus der Praxis
in die theoretische Diskussion eingebracht werden. Ziel einer
neuen LAG-Initiative könnte die Erarbeitung eines raumplane-
rischen Handlungsrahmens mit Empfehlungen zur Umset-
zung des IKZM sein.

Die Ausführungen von Buchholz wurden durch Erfahrungs-
berichte aus den Ländern Niedersachsen und Schleswig-Hol-
stein ergänzt. Eike Franck aus der niedersächsischen Landes-
planung informierte, dass in Niedersachsen bereits IKZM in
der Raumordnung stattfindet. Sie wies hier auf die Novellie-
rung des LROP und auf das Raumordnungskonzept für das
niedersächsische Küstenmeer (ROKK) hin. Derzeit werde von
der Landesplanung ein Konzept für das weitere IKZM-Vorge-
hen erarbeitet, das nach der Sommerpause mit den anderen
Ressorts abgestimmt werden soll. Dr. Christian Diller betonte
ebenfalls, dass IKZM für die Raumordnung in Schleswig-Hol-
stein von wesentlicher Bedeutung ist. Es sei eines der Kern-
themen. Am Beispiel des ROB „Meer“ und des maritimen
Clusters erläuterte er die planerische Situation und die Kon-
flikte im Zusammenhang mit IKZM und wies auf die Grenzen
der Steuerungsmöglichkeiten im Meer auf Seiten der Raum-
ordnung hin.

In der anschließenden Diskussion wurde auf die Vielfalt
bereits vorhandener Projekte und Analysen zum IKZM hinge-
wiesen und angeregt, beispielsweise die Evaluierung der bis-
herigen IKZM-Strategien in den Mittelpunkt neuer Forschun-
gen zu stellen. Auch mit diesem Thema wird sich zunächst die
Lenkungsgruppe der LAG weiter beschäftigen.

Nachhaltige Tourismusentwicklung

Überlegungen zu neuen Forschungsthemen wurden mög-
lich, weil sich die beiden Arbeitsgruppen der LAG zu den
Metropolregionen in Nordwestdeutschland und zur nachhal-
tigen Tourismusentwicklung an Nord- und Ostsee dem er-
folgreichen Abschluss ihrer Untersuchungen nähern. Der Lei-
ter der Tourismus-AG, Prof. Dr. Götz von Rohr, berichtete in
Bremen über den Bearbeitungsstand.

Die AG betrachtet neben Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen auch Mecklenburg Vorpommern und den dänischen
Küstenraum. Dabei geht es einerseits um die Ausgangssituati-
on auf der Angebots- und Nachfrageseite und andererseits um
Chancen und Probleme, die sich für die Nord- und Ostseeküs-
te auch im internationalen Vergleich ergeben. Man hat es mit
einem dynamischen Wandel bei der Nachfragestruktur und
mit einem eher schwerfälligen Wandel bei der Angebotsstruk-
tur auf niedersächsischer und schleswig-holsteinischer Seite
zu tun. Die Ansprüche der potenziellen Urlauber sind mehrdi-

Mitglieder und Gäste der LAG Bremen, Hamburg, Nie-
dersachsen, Schleswig-Holstein kamen unter der Lei-

tung von Prof. Dr. Götz von Rohr, Universität Kiel, stellv. Leiter
der LAG, am 30. Juni d. J. in Bremen zur 99. Sitzung zusam-
men. Im ersten Block wurden potenzielle Forschungsthemen
erörtert.

Regionalisierung im Norden

Dr. Christian Diller, Referatsleiter im Innenministerium des
Landes Schleswig-Holstein, Kiel, stellte am Beispiel des nörd-
lichsten Bundeslandes Konzepte und Strategien der Regiona-
lisierung vor. Er ging dabei auf den stattfindenden Wandel
und die Dezentralisierungsdebatte in der Regionalplanung
ein und betonte den politisch motivierten Zuschnitt der vor-
gesehenen neuen Planungsräume in Schleswig-Holstein. Hin-
tergrund sei der zunehmende Wettbewerb der Regionen,
der die Regionalplanung vor neue und schwierige Herausfor-
derungen stelle. Diller regte eine vergleichende GIS-gestütz-
te Untersuchung am Beispiel der Siedlungsentwicklung für
Schleswig-Holstein und Niedersachsen an. Mit K.E.R.N. und
der Region Flensburg böten sich zwei interessante Beispiel-
räume im nördlichen Bundesland an.

In der ausführlichen Diskussion kristallisierten sich denkbare
zentrale Fragen heraus. Welche Konzepte der Regionsbil-
dung werden zurzeit diskutiert und was lässt sich daraus ver-
gleichend folgern? Inwieweit spielt der Wettbewerbsgedan-
ke eine Rolle? Wie lassen sich verschiedene strukturpolitische
Konzepte sinnvoll miteinander verknüpfen? Kann die Raum-
planung dem stattfindenden Regionalisierungsprozess neue
Impulse geben und umgekehrt? Ist es sinnvoll, über den natio-
nalen Tellerrand zu blicken?

Insgesamt stieß die Themenanregung von Diller auf breite
Zustimmung in der LAG. Die Lenkungsgruppe wird in ihrer
nächsten Sitzung das Thema weiter beraten und alle notwen-
digen Schritte vorbereiten.

Integriertes Küstenzonenmanagement

Es war selbstverständlich, dass die LAG für die nordwestdeut-
schen Länder der ARL mit Beginn der ersten Diskussionen um
das „Integrierte Küstenzonenmanagement“ (IKZM) sich un-
verzüglich mit der Rolle der räumlichen Planung im Zusam-
menhang mit IKZM befasste. So hat die LAG mit der Arbeit
„Neue Aufgaben in den deutschen Küstenzonen: Gedanken
über die Weiterentwicklung der räumlichen Planung an Nord-
und Ostsee“ Pionierarbeit geleistet. Die Untersuchungser-
gebnisse sind 2001 von der ARL als Arbeitsmaterial Nr. 280
veröffentlicht worden und waren dann auch eine wichtige
Grundlage für die 1. Nordseekonferenz zum IKZM, die ge-
meinsam von der ARL und der niedersächsischen Landespla-
nung am 18./19.06.2001 in Cuxhaven durchgeführt wurde.

Nach wie vor sind Fragen zum IKZM offen. So war es an der
Zeit, dass die Thematik erneut Gegenstand der Beratungen in
der LAG wurde. Prof. Dr. Hanns J. Buchholz, Hannover, der
auch die seinerzeitige LAG-Aktivität geleitet hatte, gab einen
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mensional geworden und erfordern eine flexible Angebots-
struktur. Zu bedenken sind auch die Förderdisparitäten zwi-
schen Mecklenburg-Vorpommern auf der einen sowie Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein auf der anderen Seite und die
sich 2007 verändernde Förderkulisse seitens der EU. Proble-
matisch gestaltet sich der Handlungsspielraum der Regional-
planung gegenüber Investoren. Hier ist eine integrative und
grenzüberschreitende Kooperation und Abstimmung unbe-
dingt notwendig. Die Ergebnisse der AG wenden sich nicht an
Anbieter und Tourismusunternehmen, sondern an die Regio-
nalplanung, die Bauleitplanung und die Wirtschaftsförderung.
Die angestrebten Empfehlungen werden Hinweise zum Um-
gang der Planung mit den neuen Herausforderungen geben.

Ressourcenmanagement

Es ist bei früherer Gelegenheit berichtet worden, dass sich
Mitglieder der LAG an einer Projektgruppe beteiligen, deren
Ziel es ist, am Beispiel des Landkreises Emsland Möglichkei-
ten einer zukunftsfähigen multifunktionalen Landwirtschaft
durch Übernahme und Finanzierung von Aufgaben der Res-
sourcenbewirtschaftung auszuloten.

Die Mitglieder der Projektgruppe, Prof. Dr. Ortwin Peith-
mann, Universität Oldenburg, und Prof. Dr. Gerd Turowski,
Delmenhorst, berichteten, dass zwischenzeitlich eine Ziel-
struktur erarbeitet wurde, in der die Elemente Sicherung, Schutz
und Erhalt von tragender Bedeutung seien. Wesentliches
Merkmal sei die Praxisorientierung des Projektes. Hier läge
der Schlüssel zum Erfolg. Nur wenn ein tragfähiges Konzept
beispielhaft und erfolgreich umgesetzt werde, sei eine Brei-
tenwirkung zu erzielen. In einem ersten Untersuchungsschritt
sei nach alternativen Erwerbsmöglichkeiten für die Landwirte
jenseits der Pflanzen- und Tierproduktion gesucht worden.

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de

Mitgliederversammlung

der LAG Bayern

Ihre zweite diesjährige Mitgliederversammlung führte die
LAG Bayern am 30. Juni 2006 in Landshut durch. Regie-

rungspräsident Dr. Walter Zitzelsberger hieß die Mitglieder
der LAG im Hause der Regierung von Niederbayern in der
Landshuter Altstadt herzlich willkommen und gab einen kur-
zen Überblick über die Entwicklung der Stadt Landshut, die
Struktur des Wirtschaftsraumes Niederbayern und seiner Teil-
räume sowie seiner wichtigsten Branchen.

Clusterkonzept

Im Mittelpunkt der Sitzung stand das Clusterkonzept der Baye-
rischen Staatsregierung, das derzeit erarbeitet wird. Baudirek-
tor Dietmar Schneyer vom Bayerischen Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie stellte das
Konzept vor. Es setzt sich aus zwei Säulen zusammen, der
„Cluster-Offensive Bayern“ und dem Regionalmanagement
einschließlich einer regionalen Netzwerkbildung. Ziel der
„Cluster-Offensive Bayern“ ist es, 19 verschiedene Cluster –
verstanden als Netzwerke von Akteuren einer Branche ein-

schließlich Unternehmen, Hochschulen und Forschungsein-
richtungen – zu schaffen. Schneyer spricht hier von den „19
Leuchttürmen“. Die Bildung von branchenbezogenen Clus-
tern soll dazu beitragen, die Innovationsfähigkeit der Akteure
zu stärken, die Produktivität der Branchen zu erhöhen sowie
eine Bindung der Akteure an ihren jeweiligen Standort zu
befördern. Dies schließt auch die Etablierung von Clustern als
„Marke“ mit ein. Zur Umsetzung dieser Ziele sollen Cluster-
managements geschaffen werden. Diesen obliegt es, ein Kon-
taktnetzwerk aufzubauen und zu pflegen, zu einer Profilbil-
dung in der Hochschullandschaft beizutragen sowie Grün-
dungsaktivitäten und Leitprojekte zu initiieren. Hinzu kommt
eine professionelle Öffentlichkeitsarbeit. Die zweite Säule
fokussiert auf das in Bayern bereits etablierte Regionalmana-
gement und ist fach- und branchenübergreifend als integrier-
te regionale Wirtschaftsförderung zu verstehen.

An den Vortrag schloss sich eine lebhafte Diskussion mit
breiter Beteiligung an, die sich schwerpunktmäßig auf das
Verhältnis der beiden Säulen zueinander, auf die Relation der
bisherigen Wirtschaftsförderung zur neuen Konzeption, auf
eine mögliche Unterrepräsentierung ländlicher Räume, auf
Probleme der Clusterabgrenzung sowie auf die angedachte
finanzielle Ausstattung der Clustermanager bezieht.

Die LAG Bayern hatte sich bereits zuvor intensiv mit dem
Clusterbegriff sowie Zielen und Instrumenten von Clusterpo-
litik befasst. Im Rahmen einer Ad-hoc-Arbeitsgruppe haben
sich acht Mitglieder der LAG mit Clusterkonzepten beschäf-
tigt und die Clusterpolitik aus dem Blickwinkel der intendier-
ten Wachstumsausrichtung und der damit einhergehenden
Raumwirksamkeit bewertet. In Landshut wurde der Entwurf
des Papiers „Wie hell strahlen ‘Leuchttürme’? Anmerkungen
zur Clusterpolitik in ländlichen Räumen“ intensiv besprochen,
ergänzt und zur Veröffentlichung als „Positionspapier aus der
ARL“ (siehe „Zur Diskussion“ in diesem Heft) vorbereitet.

Ländliche Räume

Der Nachmittag galt der Diskussion von Themen für eine
neue Arbeitsgruppe. Die Mitgliederversammlung stimmte
zu, eine Arbeitsgruppe zum Thema „Ziele und Strategien
einer aktuellen Politik für die ländlichen Räume in Bayern“
einzurichten. Prof. Dr. Jörg Maier, Bayreuth, erklärte sich be-
reit, die Leitung zu übernehmen. Er skizzierte bereits erste
Überlegungen zum Programm dieser Arbeitsgruppe. Vor al-
lem geht es darum, in eine Politik für ländliche und periphere
Räume in Bayern auch die dort lebende Bevölkerung verstärkt
einzubeziehen und sie für bürgerschaftlich getragene Aktivi-
täten in Bereichen zu gewinnen, die künftig von Seiten der
öffentlichen Hand nur noch in einem geringeren Umfang
abgedeckt werden können. Zudem gilt es, der teilweise auf-
kommenden Resignation angesichts schlechter wirtschaftli-
cher Perspektiven durch zivilgesellschaftliches Engagement
entgegenzutreten. Die Arbeitsgruppe möchte einen Beitrag
zu der Fragestellung leisten, wie eine aktuelle Politik für sol-
che Räume gestaltet werden könnte. Das Forschungspro-
gramm für die Arbeitsgruppe wird bei der nächsten Mitglie-
derversammlung am 7./8. Dezember 2006 in Augsburg zur
Diskussion gestellt.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de
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LAG-Leitungstreffen 2006

Traditionell findet einmal jährlich ein Treffen der ARL-Lei-
tung mit den LAG-Leitungen statt. Es dient zum einen als

Plattform für die LAGs, zum wechselseitigen Austausch über
die jeweiligen Aktivitäten und insbesondere über Belange,
die alle LAGs in ähnlicher Weise betreffen. So ist es möglich,
bestimmte Grundsatzaspekte quer über alle LAGs zu erörtern
und zu koordinieren. Das Treffen gibt zum anderen aber auch
der ARL-Leitung eine gute Gelegenheit, Grundsätze der ARL-
Arbeit mit den LAGs auszutauschen und Anregungen aus
dem Arbeitsfeld der LAGs (mit seinem praxisorientierten Be-
zug in die Länder und Regionen hinein) für die anderen Ar-
beitsgremien der ARL aufzunehmen.

Bericht des Präsidenten

Das diesjährige Leitungstreffen fand im Mai in Kassel statt. Für
das ARL-Präsidium gab Präsident Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard
einen Überblick zur Standortbestimmung der ARL. Er konzen-
trierte sich dabei auf einzelne Schwerpunkte; wichtige Stich-
worte hierzu sind u. a.:

■ Intensivierung der Strategiediskussion vor dem Hintergrund
des letzten erfolgreichen Audits und im Vorfeld der An-
fang nächsten Jahres anstehenden Evaluation

■ künftige europabezogene Forschung

■ Notwendigkeit der Evaluierung des Wissenstransfers in
die Planungspraxis

■ neuere Arbeitsgruppen in den LAGs

■ Neuordnung der Referatestruktur im Sekretariat

Letzteres hatte sich im Zuge personeller Veränderungen im
Sekretariat angeboten. Klaus Borchard würdigte in diesem
Zusammenhang die beiden langjährigen Wissenschaftlichen
Referenten Dr. Hans Pohle und Dr. Volker Wille und bedank-
te sich für die gute Zusammenarbeit sowie für ihr Engage-
ment nicht zuletzt auch im Hinblick auf die von ihnen betreu-
ten LAGs. Beide sind in den Ruhestand getreten.

Im Anschluss an den Bericht des Präsidenten ergab sich
eine Diskussion. Dabei wurden ausgewählte Aspekte aufge-
griffen und vertieft erörtert. An die LAG-Leiter erging für ihre
Arbeit die Bitte des Präsidiums, die vom Wissenschaftlichen
Beirat angeregte Hinzuziehung von Fachleuten aus der priva-
ten Wirtschaft auszuweiten.

Berichte aus den LAGs

Im Vorfeld des LAG-Leitungstreffens waren Kurzinformatio-
nen zum Arbeitsstand in den einzelnen LAGs verteilt worden.

MinDgt Dr. Bernhard Heinrichs, Schwerin, wies besonders
auf die Arbeitsgruppe „Räumlich differenzierte Entwicklungs-
und Förderstrategien in Nordostdeutschland 2006+“ sowie
auf die von Prof. Dr. Wilfried Erbguth, Rostock, geleitete Ar-
beitsgruppe „Europäisches Naturschutzrecht bei Vorhaben der
Landesregierung“ hin.

Prof. Dr. Hubert Job, München, informierte über das Er-
scheinen des Arbeitsmaterials zum Flächenmanagement und
über die Arbeitsgruppen zu „Aspekten innovativer Regional-
entwicklung“ und zu den „Sprint Regions“ sowie über die Ad-

hoc-Arbeitsgruppe zu Clusterbildung, -politik und Regional-
management der LAG Bayern.

Für die LAG Sachsen / Sachsen-Anhalt / Thüringen verwies
Prof. Dr. Martin T. W. Rosenfeld, Halle, auf die beiden Arbeits-
gruppen „Freiraumschutz durch Raumordnung“ und „Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse“. Die Herbstsitzung 2006
der LAG soll sich mit Stadtumland-Beziehungen befassen.

Dr. Susan Grotefels, Münster, ging für die LAG Nordrhein-
Westfalen auf die beiden abgeschlossenen Arbeitsgruppen
„Demographischer Wandel in ausgewählten Regionstypen –
Herausforderungen und Chancen für regionale Politik in NRW“
und „Wasserwirtschaft und Raumplanung“ ein. Zwei neue
Arbeitsgruppen nehmen ihre Arbeit auf („Neue Regionalisie-
rungsansätze / neue Raumkategorien in Nordrhein-Westfa-
len unter besonderer Berücksichtigung der europäischen
Metropolregion Rhein-Ruhr“ und „Entwicklungen in den länd-
lichen Räumen von Nordrhein-Westfalen“).

VerbDir. Dr.-Ing. Stefan Köhler, Ravensburg, erinnerte aus
Sicht der LAG Baden-Württemberg an die letztjährige Wis-
senschaftliche Plenarsitzung und an die Tagung zum Wandel
der Kulturlandschaft Ende 2005, ferner an die gemeinsame
Sitzung mit der LAG Bayern und an ein Zukunftsforum, das in
Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft durchgeführt wor-
den ist.

Für die LAG Bremen / Hamburg / Niedersachsen / Schles-
wig-Holstein verwies SenRat Dr. Ralph Baumheier, Bremen,
auf deren zwei Arbeitsgruppen zu den Metropolregionen in
Nordwestdeutschland und zum Tourismus an Nord- und Ost-
see und skizzierte den Rahmen für die 100. Sitzung der LAG
im Herbst dieses Jahres in Hannover.

Schließlich erläuterte für die LAG Hessen / Rheinland-Pfalz
/ Saarland Ltd. MinRat Gerd Rainer Damm, Saarbrücken, die
neue Struktur der Sitzungen und hob einzelne Aspekte aus
der laufenden Arbeit zum Rahmenthema „Demographischer
Wandel“ hervor.

ARL-Generalsekretär Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich beton-
te den erheblichen Nutzen der Verbundforschung durch die
Einsetzung von Arbeitskreisen und LAG-Arbeitsgruppen zu
wichtigen Themenfeldern und ermunterte die LAGs, das Prä-
sidium hier auch künftig zu unterstützen, beispielsweise im
Hinblick auf Fragen der ländlichen Räume. Dr. Andreas Klee
erinnerte an frühere Absprachen zur noch intensiveren Ein-
bindung des Jungen Forums der ARL und stellte eine Liste
potenzieller Mitwirkender in Aussicht.

Die ARL-Leitung bestärkte die LAGs noch einmal in dem
Bemühen, Kolleginnen und Kollegen aus dem jeweils be-
nachbarten Ausland in die Arbeiten einzubeziehen. Von Sei-
ten der LAGs wurde angemerkt, dass dies teilweise schon der
Fall sei. Dabei gestaltet sich die Zusammenarbeit sehr unter-
schiedlich. Generell gilt, dass kleinere oder auch größere Er-
folge in aller Regel von engagierten Personen abhängen und
sich außerdem dann am ehesten erzielen lassen, wenn the-
matische Anknüpfungspunkte vorhanden sind.

Kulturlandschaften

Auf die zunehmende Bedeutung des Themenfeldes „Kultur-
landschaften“ wurde abschließend hingewiesen. In dem Zu-
sammenhang wurde unterstrichen, dass die ARL sich verstärkt
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diesem Thema widmen wird. Nicht zuletzt angesichts der
aktuellen Leitbilddiskussion in Deutschland ist der Zeitpunkt
hierfür günstig. Es wurde vereinbart, dass die LAGs prüfen,
inwieweit das Thema in die weitere Arbeit integriert werden
kann. Schon jetzt sind einzelne Aspekte bereits Bestandteile
der Untersuchungen (so etwa touristische Gesichtspunkte
oder Aspekte der Naherholung), aber bisher nicht in thema-
tisch übergreifender Weise.

Burkhard Lange, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 28
E-Mail: Lange@ARL-net.de

Großflächiger Einzelhandel

ist  und bleibt wichtiges Thema

der Regionalplanung

Die Mitglieder des Informations- und Initiativkreises (IIK)
Regionalplanung der ARL luden sich zu ihrer Sitzung am

14./15. Juli 2006 in Frankfurt/Main Gäste ein. Es war bereits
das 19. Treffen dieses Anfang
1996 eingerichteten For-
schungsgremiums.

Windenergienutzung

Unter der Moderation des
Gastgebers, Erster Beig. Jens
Peter Scheller, Planungsver-
band Ballungsraum Frankfurt/
Rhein-Main, standen im ersten
Teil des Treffens Konsequen-
zen aus der aktuellen Recht-
sprechung zur Windenergie-
nutzung für die Regionalpla-
nungspraxis im Vordergrund.
Roland Wernig, Ltd. Planer der
Planungsgemeinschaft Region
Trier, hielt den ersten Gastvor-
trag. Er lieferte Grundlagenin-
formationen zur Rechtskon-
struktion (§ 15 (1) BauGB) und
zu regionalplanerischen Um-
setzungsmöglichkeiten (Vor-
rang-, Vorbehalts-, Eignungs-,
Ausschlussgebiete) und ging ausführlich auf die Rechtspre-
chung ein (Windenergie substanziell Raum schaffen, Wir-
kung in Aufstellung befindlicher Ziele, Natura-2000-Proble-
matik, Berücksichtigung städtebaulicher Planungen, Photo-
voltaik und Windenergieanlagen, Planungsschaden). In sei-
nem abschließenden Ausblick thematisierte Wernig Zielab-
weichungsverfahren, die Normenkontrolle von B-Plänen und
die Fortschreibung von Regionalplänen zur Windenergienut-
zung. Es schloss sich eine intensiv geführte Diskussion an.

Großflächiger Einzelhandel

Aus der Diskussion bei der 18. Sitzung des IIK Ende 2005 zur
aktuellen Rechtsprechung zum großflächigen Einzelhandel
und ihren Konsequenzen für die praktische Planungsarbeit

auf der Ebene der Landes- und Regionalplanung ergab sich für
die Mitglieder die Notwendigkeit, sich zu diesem wichtigen
Thema der Regionalplanung zu positionieren. Es wurde eine
Stellungnahme verabredet, mit der der IIK zwei Ziele verfolgt.
Zum einen geht es darum, die Fachöffentlichkeit und insbe-
sondere die Politik für die Herausforderungen durch die Ent-
wicklungen im großflächigen Einzelhandel und für die Mög-
lichkeiten der räumlichen Planung, vor allem der Landes- und
Regionalplanung, zur Koordinierung und Steuerung zu sensi-
bilisieren.

Auf der anderen Seite will der IIK im Sinne seiner Anschub-
aufgabe dem Präsidium eine Prüfungsbasis schaffen, ob und
in welcher Weise zu diesem auch weiterhin zentralen Thema
inhaltlich breitere und tiefergehende Untersuchungen unter
dem Dach der ARL notwendig sind.

Zur Sitzung in Frankfurt lag ein Papierentwurf vor, den ein
kleines Team unter der Federführung von Dirk Vallée, Ltd.
Techn. Direktor des Verbandes Region Stuttgart, erarbeitet
hat. Nach ausführlicher Diskussion wurde das Papier verab-
schiedet und dem Präsidium der ARL übergeben. Auf Be-

Mitglieder des IIK Regionalplanung

schluss des Präsidiums ist die Stellungnahme des IIK zwi-
schenzeitlich als Positionspapier Nr. 67 aus der ARL veröffent-
licht und in Politik, Verwaltung und Wissenschaft breit verteilt
worden. Wir haben das Papier vorn in diesem Heft abge-
druckt. Interessenten können es sich auch von der Website
der ARL im Internet (www.ARL-net.de) downloaden.

Raumplanung – wozu?

Seit seinem Bestehen unterstützt der IIK das Präsidium der
ARL bei seinen Bemühungen, für die Notwendigkeit räumli-
cher Planung auf den verschiedenen Ebenen in Deutschland
zu werben und dafür regelmäßig Überlegungen zur Fortent-
wicklung und Zukunftssicherung der Raumplanung – nicht
nur, aber ganz besonders der Landes- und Regionalplanung –
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anzustellen. Hier sei an die beiden jüngsten Positionspapiere
des IIK erinnert:

■ Nr. 61: Gesellschaftliche Bedeutung und Zukunft der Re-
gionalplanung

■ Nr. 63: Die regionale Ebene zukunftsfähig machen! Zu
den Verwaltungsreformdiskussionen in den Ländern

Beide Papiere haben wir auch in den Nachrichten der ARL
abgedruckt (Nr. 4/2005 bzw. Nr. 1/2006) und in die Website
der ARL eingestellt. Und beide Papiere sind gute thematische
Ergänzungen zu den Stellungnahmen des Präsidiums „Raum-
planung tut Not“ (ARL-Nachrichten 3/2004) und des Jungen
Forums der ARL „Raumentwicklung ist Chefsache!“ (ARL-
Nachrichten 4/2004) sowie der gemeinsamen Handreichung
der ARL mit den Schulgeographen „Raumplanung heute“
(siehe ARL-Nachrichten 4/2005).

In Absprache mit dem Präsidium der ARL hat der IIK Jürgen
Schultheis, Journalist der Frankfurter Rundschau, gebeten, auf
der Grundlage der genannten Papiere und weiterer Materiali-
en aus der ARL zum Thema in kompakter und plakativer Form
darzulegen, warum Raumplanung wichtig ist und in Zukunft
noch an Bedeutung zunehmen wird. Die ARL möchte mit
einer solch populären Darstellung über ihren bisherigen Haupt-
adressatenkreis hinaus eine breite Öffentlichkeit erreichen,
möglichst viele Leute thematisch „abholen“. Jürgen Schult-
heis nahm als Gast am IIK-Treffen teil und diskutierte mit den
Mitgliedern ausführlich seinen Beitrag, den wir in in Heft 4/
2006 der ARL-Nachrichten zur Diskussion stellen werden.

Dritte deutsche Regionalplanertagung

Wie mehrfach an dieser Stelle berichtet, wird nach der ersten
Regionalplanertagung der ARL in Chemnitz im Jahr 1995 und
der zweiten im Rahmen der Euregia in Leipzig im Jahr 2002
die dritte Regionalplanertagung am 6./7. September 2007 in
Gera stattfinden. Dabei soll der Fragenkreis „Regionalplanung
im europäischen Kontext“ aufgegriffen werden. Auf Wunsch
des Präsidiums hat der IIK Regionalplanung ein Vorbereitungs-
team eingesetzt, um die Veranstaltung inhaltlich zu strukturie-
ren. In der Sitzung in Frankfurt wurde ein erster Programment-
wurf beraten.

Umsetzung der Plan-UP-RL

Mitglieder des IIK wirken in einem Gremium der ARL mit, das
den Prozess der Umsetzung der EU-Richtlinie zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung für Pläne und Programme raumwissen-
schaftlich begleitet. Im Januar d. J. fand ein Austausch mit den
Regionalplanerinnen und -planern in Hannover statt (siehe
ARL-Nachrichten 1/2006, S. 39/40). Ein zweiter Workshop ist
für den 29.01.07 in Mannheim vorgesehen. Wir informieren
hierüber rechtzeitig.

Dietmar Scholich, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 37
E-Mail: Scholich@ARL-net.de
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Wie der Präsident der ARL, Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard,
in seiner Begrüßung und Eröffnung deutlich machte,

befasst sich die ARL schon seit ihrer Gründung vor 60 Jahren
regelmäßig, wenn auch im Hinblick auf unterschiedliche
Schwerpunkte, mit dem Themenfeld Wasser. Dies sollte nicht
verwundern, denn Wasser ist die Grundlage des Lebens, es ist
elementar wie kein anderer Stoff. Nicht nur als Nahrungsmit-

tel ist es unverzichtbar, sondern es
dient uns auch als Produktionsmit-
tel und Energielieferant, als Trans-
portweg für Menschen und Gü-
ter, als Vorflut für Abwässer, als
Erholungsfläche, als Lebens- und
Naturschutzraum, und nicht zu-
letzt ist es auch ein wichtiges Ele-
ment in der kulturellen Ausdrucks-
weise verschiedener Völker. Es ist
in jeglicher Hinsicht raumbeein-
flussend – damit immer wieder
auch ein Thema der Raumplanung

und raumwissenschaftlichen Forschung. Mit der diesjährigen
Wissenschaftlichen Plenarsitzung (WP) wurde ein weiter Bo-
gen geschlagen vom Schutz der Ressource Wasser bis hin zur
(Meeres-)Wasserfläche und zum Management der vielfälti-
gen Meeres- und Küstenzonennutzungen.

In den Grußworten von Thomas-Jörg Leuchert, Vor-
sitzender des Regionalen Planungsverbandes Mitt-
leres Mecklenburg und Landrat des Landkreises Bad
Doberan, sowie von Christoph Weinhold, Leiter des
Amtes für Stadtplanung, Rostock, wurde betont, dass
es kaum ein besseres Ambiente als die Yachthafen-
residenz Hohe Düne in Rostock-Warnemünde für
diese Tagung hätte geben können und dass es Stadt
und Region als besondere Auszeichnung empfin-
den, wenn eine renommierte wissenschaftliche Ein-
richtung wie die ARL ihre Jahrestagung an der Küste
Mecklenburg-Vorpommerns durchführt.

Minister Helmut Holter, Ministerium für Arbeit, Bau und
Landesentwicklung Mecklenburg-Vorpommern, stellte in sei-
nen Grußworten klar die Notwendigkeit raumplanerischen
Handelns sowohl in Bezug auf die
Ressource Wasser als auch in Bezug
auf das Management von Küstenzo-
nen heraus. Von umfassendem Sach-
verstand geprägt ging er zuvorderst
auf die Verpflichtung zu nachhalti-
gem Handeln ein, welches den Res-
sourcenschutz ebenso einschließe
wie den Hochwasserschutz und die
Risikovorsorge. Angesichts der meck-
lenburg-vorpommerschen geomor-
phologischen Gestalt mit einem An-
teil an Wasserflächen von ca. 30 %
an der Landesfläche und angesichts der Tatsache, dass es
Küstenanrainerstaat ist, wies Holter auf die gebotene Zusam-
menarbeit nicht nur unterschiedlicher Ministerien im eigenen
Bundesland hin, sondern darüber hinaus auch auf die Zusam-
menarbeit mit der Bundesraumordnung (v. a. bezogen auf die
12-Seemeilen-Zone). Auch sei im gesamten Ostseeraum eine
gute Zusammenarbeit unabdingbar.

Der Hafen Rostock-Warnemünde

Klaus Borchard

Helmut Holter
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Raum – Zeit – Akteure

Die administrative Komplexität, die sich aus dem Schutz, der
Nutzung und dem Management von Wasser, Wasserflächen
und -körpern ergibt, verdeutlichte im ersten Grundsatzvortrag
Dr. Helge Wendenburg, Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit, Bonn, eindrücklich. So ha-
ben nicht nur die so genannten Wasserdirektoren, ein infor-
melles Gremium, das sich aus den Wasserabteilungsleitern
der mitgliedstaatlich jeweils zuständigen Ministerien und aus
Vertretern der EG-Kommission zusammensetzt, über die
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) der EU zu
beraten. Es müssen in einer Vielzahl von Belangen auch Ver-
treter aus Nicht-EU-Staaten in entsprechende Überlegungen
einbezogen werden. Gewissermaßen regiert die EU-Kom-
mission mit ihrer WRRL, die ausschließlich für das EU-Territo-
rium Gültigkeit beanspruchen kann, in Drittstaaten hinein,
wenn sie als Grundvoraussetzung des nachhaltig ausgerichte-
ten Managements eines Flusskörpers das jeweilige Flussein-
zugsgebiet zur Basis aller Entscheidungen macht. Auch der
Rückzug auf die administrativ definierten Flussgebietseinhei-

Plenum

ten löst das Problem der Grenzüberschreitung nicht, wenn
Beeinträchtigungen von Wasserqualität oder des Wasserre-
gimes im Oberlauf eines Flusses auf dem Hoheitsgebiet eines
Drittstaates entstehen. Im direkten Umfeld des Tagungsortes,
d. h. im baltischen Raum, kann ein weitgehend von der EU
bestimmter Schutz des Meeres erfolgen. Hingegen stellt sich
die Situation im Mittelmeerraum sehr viel komplizierter dar.
Gleiches gilt für die großen Flüsse Europas, allen voran die
Donau, die noch nicht ausschließlich auf EU-Territorium ver-
läuft.

Insbesondere in föderal organisierten Staaten wie der Bun-
desrepublik Deutschland potenzieren EU-Richtlinien die oh-
nehin existierende Komplexität. Die bloße Nennung von Zah-
len lässt dies bereits erahnen: Neben dem Wasserhaushalts-
gesetz des Bundes haben es die zuständigen Behörden, die
durch die WRRL aufgefordert sind, über Ländergrenzen hin-
weg koordiniert zu agieren, mit 32 Länderrechtsregelungen
zu tun. Darin sind noch nicht die künftig womöglich sehr
unterschiedlichen Länderraumordnungsgesetze enthalten. So
stellt nicht nur die Verfolgung eines einheitlichen Ziels inner-

halb der Bundesrepublik Deutschland und Europas eine He-
rausforderung für die Akteure des Gewässerschutzes und des
Wassermanagements dar, sondern auch die Einhaltung einer
gleichgerichteten Geschwindigkeit in Bezug auf die Maßnah-
menumsetzung.

Block I: Raumplanung und Wasser-

wirtschaft als Verantwortungsge-

meinschaft

Steuerungsasymmetrien

Dr. Timothy Moss, Leibniz-Institut für Regionalentwicklung
und Strukturplanung, Erkner, schlug mit seinem Beitrag einen
Spannungsbogen zwischen zwei unterschiedlichen, aber mit-
einander verwobenen Trends bezüglich der Regelung von
Wassernutzungen. Es bedürfe einer Neujustierung des Ver-
hältnisses zwischen wasserwirtschaftlicher und raumpolitischer
Steuerung, da einerseits erkennbar sei, dass mit dem Flächen-
ansatz zur Gefahrenabwehr sowie mit dem Rückgriff auf geo-

morphologische Qualitätskriterien für Oberflächengewässer
ökologischen Belangen seit In-Kraft-Treten der WRRL erhebli-
cheres Gewicht beigemessen wird. Gleichwohl sei sowohl
bei kommunalen wie auch privatwirtschaftlichen Versorgungs-
unternehmen erkennbar, dass ein Prozess der Kommerziali-
sierung der Siedlungswasserwirtschaft einsetzt. Moss zeigte
auf, dass gut bestellte Betriebe in strukturstarken Räumen ihre
Angebote verbessern, wohingegen finanziell und personell
geschwächte Unternehmen vor allem in schrumpfenden Re-
gionen um die Aufrechterhaltung von Mindeststandards kämp-
fen. Damit trage die Wasserinfrastruktur – ein klassisches
regionalpolitisches Instrument zum Abbau räumlicher Dispa-
ritäten – mancherorts zur Verschärfung räumlicher Ungleich-
heiten bei.

Dem steht eine ungünstige Konstellation der Regelungsin-
stanzen gegenüber: Das Verhältnis zwischen Raumplanung
und wasserwirtschaftlicher Planung ist durch tiefer gehende
institutionelle Asymmetrien belastet, welche, so Moss, mit
der WRRL insgesamt eine Verschärfung erfahren. Einen we-
sentlichen Ansatz zur Lösung sieht er im Aufbrechen des
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traditionellen ordnungsrechtlichen Rahmens, der weiterhin
auf das Territorialprinzip gestützt wird. Dieser müsse durch
neue Steuerungsansätze ersetzt werden, die den europäi-
schen und internationalen Einflüssen gerecht werden.

Werkstattberichte I

Auf das Einführungsreferat von Moss im ersten Tagungsblock
folgte eine Reihe von Werkstattberichten, die das Auditorium
in aktuelle Detailfragen der Thematik eintauchen ließ.

Dipl.-Ing. Peter Fuhrmann, Umweltministerium Baden-Würt-
temberg, Stuttgart, informierte in seinem Bericht über das
Kernstück der EU-WRRL, den Bewirtschaftungsplan. Wegen
vielfältiger, sich zum Teil widersprechender Rahmenbedin-
gungen, denen die Umsetzung der WRRL unterliegt, versu-
che Baden-Württemberg, einen pragmatischen Ansatz für die
Umsetzung der WRRL zu entwickeln. So seien viele der ur-
sprünglich geplanten oder wünschenswerten Maßnahmen
nicht durchführbar, weil sich vielfach eine Zielkollision mit
anderen EU-Vorgaben ergebe. Dazu zählt u. a. die EU-Fisch-
seuchen-Richtlinie, die eine Herstellung der Durchgängigkeit
in manchen Gewässern verbiete, oder die FFH-Richtlinie, die
neben der Natürlichkeit von Gewässern die Seltenheit von
Organismen als Schutzziel verfolgt. Eine unzureichende recht-
liche Durchsetzbarkeit aufgrund von Wasserkraft- oder Alt-
rechten, die Kollision mit anderen Planungen (z. B. Bauleitpla-
nung, Denkmalschutz) oder mangelnde Flächenverfügbarkeit
bis hin zu unverhältnismäßigen Kosten bzw. fehlenden öf-
fentlichen Mitteln stellen begrenzende Faktoren einer opti-
malen Umsetzung dar. Um die mit der WRRL gesteckten
Ziele überhaupt erreichen zu können, sind nach Ansicht Fuhr-
manns mehrere Bewirtschaftungsplanzyklen notwendig. Eini-
ge Ziele sind seiner Ansicht nach jedoch zu hoch gesteckt –
zumindest in den dafür vorgesehenen Fristen. Er vermute,
dass es wohl zu einer Definition von weniger strengen Um-
weltzielen kommen werde, wenngleich die damit einherge-
hende aufwändige Diskussion möglicherweise erst im 2. oder
3. Bewirtschaftungsplanzyklus auf der Basis bis dahin gewon-
nener Erkenntnisse geführt werden kann.

Dipl.-Ing. Matthias Neff, Staatliches Umweltfachamt Ost-
thüringen, Gera, fasste den Prozess der Schadensbeseitigung
und des Hochwasserschutzes in Gößnitz an der Pleiße zusam-
men. Ausgelöst durch den rund 5 Mio. EUR teuren Schaden in
Folge des im Jahr 2002 eingetretenen Hochwasserereignis-
ses bestand dringender Handlungsbedarf, durch geeignete
Ausbaumaßnahmen einen Hochwasserschutz, den so genann-
ten HQ

100
, zu erreichen. Dieser kommt statistisch betrachtet

nur alle 100 Jahre einmal vor. Ein Unterfangen, das dem Erhalt
des natürlichen Retentionsvermögens und damit den Grund-
sätzen von Wassergesetzgebung und Raumplanung entge-
genstand. Durch frühzeitige Koordination während der not-
wendigen Plangenehmigungsverfahren konnte stadtplaneri-
schen Interessen der Stadt Gößnitz sowie Naturschutzinteres-
sen weitgehend Rechnung getragen werden, wenngleich,
wie Neff abschließend selbstkritisch feststellte, eine Einbin-
dung des Gesamtprojektes in die Raum- und Flächennutzungs-
planung nicht erfolgte.

Aus der Sicht eines Flussgebietsbewirtschafters schilderte
anschließend Dipl.-Ing. Rudolf Hurck den von der Emscherge-
nossenschaft/Lippeverband, Essen, gewählten Ansatz zum

Gewässerschutz im Sinne der WRRL. Dem baden-württem-
bergischen Beispiel nicht unähnlich, machte auch Hurck auf
die unterschiedlichen Ziele bei der Gewässerbewirtschaftung
seitens verschiedener Akteure aufmerksam. So stünde Arten-
schutz kostengünstiger Unterhaltung, Hochwasserschutz und
anderen Belangen gegenüber. Man mache sich daher seitens
der Genossenschaft vorrangig darüber Gedanken, wie der
Nährstoffeintrag über die Haupteintragspfade – kommunale
Kläranlagen und die Nährstoffüberschüsse aus der Landwirt-
schaft – kostengünstig verringert werden könne. Die Wasser-
wirtschaft, so stellte er fest, sei allein jedenfalls nur begrenzt in
der Lage, die Belastungen zu minimieren. Eine Verringerung
sei nur im Zusammenwirken mit den jeweiligen Fachplanun-
gen und Nutzern zu erreichen.

Den vierten Werkstattbericht in diesem Themenblock er-
stattete Pierre Bütz, Geschäftsführer der Eurawasser Nord
GmbH, Rostock, und zugleich Sponsor der diesjährigen Wis-
senschaftlichen Plenarsitzung. Zu Beginn seiner Ausführun-
gen ließ er wissen, dass aus der Sicht eines Wasserversorgers
die im Landesraumentwicklungsprogramm getroffenen Fest-
legungen zum Ressourcenschutz Trinkwasser eine gute
Grundlage zur Gewährleistung der Trinkwasserqualität seien.
Ein besonderes Augenmerk richtete er auf ein Problemfeld,
dessen die ARL sich seit geraumer Zeit intensiv annimmt: der
demographische Wandel. Bedingt durch Bevölkerungsrück-
gang sei mit einem Ansteigen der Verbraucherkosten zu rech-
nen, indem durch geringeren Verbrauch höhere Fixkosten
entstehen. Ebenfalls wirkt sich der gegenüber den Vorjahren
oder Dekaden geringere Verbrauch negativ auf die Qualität
des Trinkwassers aus. Dies müsse durch siedlungsstrukturelle
Konzentration sowie durch einen solidarischen Ausgleich un-
terschiedlicher Kosten in Stadt und Land verhindert werden.

Block II: Integriertes Küstenzonen-

management als Aufgabe und

Chance der Raumplanung

Mit dem zweiten Tagungsabschnitt wurde ein weiteres, nicht
minder interessantes Thema angeschnitten: das integrierte
Küstenzonenmanagement (IKZM).

Planung im Bereich der Küsten und Meere

Prof. Dr. Wilfried Erbguth, Universität Rostock, führte fun-
diert, streckenweise durchaus scharfzüngig und auch für juris-
tische Laien verständlich in die Fragestellungen zur Anwend-
barkeit bundesdeutschen Rechts, insbesondere des Planungs-
rechts, in marinen Bereichen ein. Erst durch neuartige Nut-
zungsformen, aber auch im Gefolge der Einsicht in vornehm-
lich ökologische Schutzerfordernisse auf See fanden diese
Gebiete breitere Aufmerksamkeit. Offshore-Windenergienut-
zung mit ihren Folgen bildet nur ein Beispiel von Entwicklun-
gen in diesen Teilräumen. Andere Nutzungsinteressen erlan-
gen erst peu à peu gleichen Stellenwert – auch weil Nut-
zungsinteressen sich dort mehr und mehr überlagern. Die
Forderung nach einer vorausschauenden und effektiven Steue-
rung der vielfach vernetzten und kollidierenden Belange ver-
langen nach rechtlichen Vorgaben, um die Ordnung der ver-
schiedenen Aktivitäten nicht dem freien Spiel der Kräfte zu
überlassen.
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Erbguth schilderte die unterschiedlichen Kompetenzen in
den vom Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen
definierten Meereszonen. Aus ihnen leiten sich allgemein
Grund und Umfang der dortigen Geltung des nationalen
Rechts ab. Dessen Steuerungseignung schätzt Erbguth aller-
dings als suboptimal ein, woraus sich Notwendigkeiten erge-
ben, das einschlägige Recht auch vor dem Hintergrund der
Verfassungsänderung bezüglich des Art. 72 Abs. 3 des Grund-
gesetzes nachzubessern resp. fortzuentwickeln. Vor allem, so
Erbguth, sei zu überdenken, ob die Zuständigkeit für die Raum-
planung in der AWZ (ausschließliche Wirtschaftszone) auf
Bundesebene sinnvoll sei. Seiner Ansicht nach führt die Nicht-
Wahrnehmung dieses Belangs auf der jeweiligen Länderebe-
ne zu einer schwächeren Position gegenüber den Fachpla-
nungen. In diese Position habe man sich allerdings selbst
hineinmanövriert.

Werkstattberichte II

Schon mit einer seiner ersten Folien verblüffte MinDgt Dr.-
Ing. Bernhard Heinrichs, Ministerium für Arbeit, Bau und Lan-
desentwicklung Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin, das
Auditorium – wurde doch sogleich deutlich, dass es in der 12-
Seemeilen-Zone kaum noch ungenutzte Flächen gibt. An den
Eignungsgebieten für Windenergieanlangen, den Vorrang-
und Vorbehaltsgebieten für Naturschutz und Rohstoffsiche-
rung sowie an Trassenkorridoren für Kabel und Leitungen
verdeutlichte er bisherige Erfahrungen mit der Raumplanung
im Küstenmeer Mecklenburg-Vorpommerns und sieht diese
als unbestritten notwendig an. Gleichsam hält er es für gebo-
ten, die IKZM-Strategie der EU-Kommission in Brüssel mit zu
beeinflussen, um der Raumplanung auf regionaler Ebene eine
zentrale Rolle bei der Umsetzung der nationalen IKZM-Stra-
tegien zuzuweisen. Dazu sei ein weiteres INTERREG-Vorha-
ben, PlanCoast, mit Partnern von der Adria und vom Schwar-
zen Meer geplant.

Dipl.-Geogr. Hildegard Zeck, Niedersächsisches Ministeri-
um für den ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz, Hannover, ging auf die raumplanerische
Koordination von Vorhaben zwischen Land und Meer am
Beispiel der Windenergienutzung ein. Sie machte vor allem
deutlich, dass die Handhabung des IKZM noch in den Kinder-
schuhen steckt. Denn die erstmalige Konkretisierung der 12-
Seemeilen-Zone als teilräumliches Planungsgebiet des nie-
dersächsischen LROP erforderte allein hinsichtlich der Frage
pragmatische Lösungen, welche seeseitigen Planungsraum-
grenzen zu den Niederlanden und zu den benachbarten Bun-
desländern Hamburg und Schleswig-Holstein festgelegt wer-
den sollten. Diesbezüglich gibt es keine eindeutigen und von
beiden Seiten anerkannten Grenzfestlegungen. So habe man
in Teilbereichen den Planungsraum nicht nach Planungszu-
ständigkeit durch Landes- und Staatsgrenzen, sondern nach
den Planungserfordernissen, d. h. durch gemeinsame Verstän-
digung auf Grenzen festgelegt. Künftig solle die “integrierte
Entwicklung der Küste, der Inseln und des Meeres” als eige-
nes Kapitel in die Gliederungsstruktur des LROP aufgenom-
men werden.

Zum Abschluss der Werkstattberichte schlug Dr. Ulrich Bau-
ermeister, Hafen-Entwicklungsgesellschaft Rostock und Zen-
tralverband Deutscher Seehafenbetriebe, Rostock, noch den

Bogen zur Bedeutung der maritimen Wirtschaft für die Ent-
wicklung der Ostseeregion. Auf der Basis einer detaillierten
Situationsanalyse im Ostseeraum entwickelte er vornehmlich
eine Argumentationslinie wider eine feste Fehmarn-Belt-Que-
rung und warnte vor der Gefahr, dass eine Querung – wenn
sie denn realisiert würde – die Entwicklungschancen der ost-
deutschen Seehäfen erheblich mindern würde.

Diskussionsbericht

Die Beiträge in den beiden von Prof. Dr. Christina von
Haaren, Leibniz-Universität Hannover, moderierten Dis-
kussionsrunden der WP deckten, entsprechend den Vor-
trägen auf der Veranstaltung selbst, ein breites inhaltli-
ches Spektrum ab. Für den Umgang mit dem Umweltgut
Wasser wurde die Notwendigkeit einer integrativen Be-
trachtung und einer Zusammenarbeit der verschiedenen
Instanzen und Fachbehörden bei der Lösung von Nut-
zungskonflikten und beim Bemühen um einen möglichst
umfassenden Ressourcenschutz deutlich herausgestellt.
Dieser Leitgedanke zog sich durch die engagierte Diskus-
sion beider Veranstaltungstage, deren Schwerpunkte im
Folgenden wiedergegeben sind. Eine ausführliche Dar-
stellung wird sich im Tagungsband der Wissenschaftli-
chen Plenarsitzung 2006 finden.

Umsetzung der EG-Wasserrahmen-

richtlinie

Bei der Diskussion nach dem ersten Veranstaltungsblock
wurde im direkten Bezug auf den Vortrag von Dr. Timo-
thy Moss zunächst das Spannungsfeld der Kommerziali-
sierung in der Wasserversorgung einerseits und der Öko-
logisierung in der Gewässerpolitik durch die WRRL ande-
rerseits thematisiert. Obwohl beide Prozesse sich nicht
grundsätzlich ausschlössen, so sei doch zu erwarten, dass
durch einen in Zukunft erhöhten Kostendruck auf die
Wasserversorger und durch eine verstärkte Kommerziali-
sierung – von Liberalisierung im eigentlichen Sinne kön-
ne nicht geredet werden – zusätzlich zu den vom Staat
vorgeschriebenen Aufgaben kaum freiwillige Leistungen,
insbesondere mit dem Ziel einer weitergehenden Scho-
nung der Ressourcen, erfolgen dürften.

Vertieft wurden im Folgenden v. a. Fragen nach den
institutionellen Strukturen für die Umsetzung der Ziele
der WRRL. Diese verlangt – und das ist ein entscheiden-
der Aspekt der durch die Richtlinie erfolgenden Ökologi-
sierung in der Gewässerpolitik – die Orientierung an Flus-
seinzugsgebieten anstelle von Verwaltungseinheiten und
stellt somit einen Gegensatz zur herkömmlichen wasser-
wirtschaftlichen Organisation in Deutschland dar, die sich
vorrangig an administrativen Grenzen orientiert. Durch
die Forderung einer integrativen Betrachtung von Gewäs-
sern mit ihren Einzugsgebieten besteht zudem ein hoher
Koordinierungs- und Abstimmungsbedarf zwischen den
unterschiedlichen Flächennutzungen.

Dr. Helge Wendenburg und Dipl.-Ing. Peter Fuhrmann
wiesen in der Diskussion zunächst auf die heterogenen
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Rahmenbedingungen in verschiedenen Regionen hin, die
einerseits die Existenz sehr unterschiedlicher Ziele, Grund-
sätze und Instrumente in unterschiedlichen Räumen be-
gründeten, andererseits aber auch zur Notwendigkeit einer
zentralen Koordination und übergeordneter Regelungen
führten. In diesem Zusammenhang wurde betont, dass die
Erfordernisse der Bewirtschaftungspläne – zumindest auf
Ebene der Teileinzugsgebiete – nicht alleinige Aufgabe der
Wasserwirtschaftsbehörden seien, sondern auch eine Be-
teiligung der Kommunen und der Öffentlichkeit notwendig
werde.

Wendenburg legte weiterhin dar, dass der Rahmen für
diese Planungen in einem Umweltgesetzbuch zu schaffen
sei, in dem die Inhalte der derzeitig geltenden (Umwelt-)
Gesetze zusammengestellt würden. Das Bundeswasserrecht
müsse dabei Grundsätzliches festlegen, z. B. wie groß die
Räume für die Bewirtschaftungspläne geschnitten werden
müssten. Weitere Fragen, wie z. B. nach der Zuordnung
von Flusseinheiten zu den Kategorien Gewässer erster oder
zweiter Ordnung, seien aber Aufgabe der Länder. Damit
würden in bestimmten Dingen einheitliche Anforderungen
in Bund und Ländern geschaffen, was heute vielfach nicht
gegeben sei und gerade auch für Unternehmen mit Stand-
orten in mehreren Ländern Planungssicherheit biete.

In der sich anschließenden, zum Teil sehr pointiert geführ-
ten Diskussion zur Umsetzung der WRRL wurde zwar – von
Vertretern von Raumplanung wie Wasserwirtschaft – wie-

chende Konflikte mit anderen Flächennutzungen derzeit
noch nicht thematisiert würden.

Als Fazit lässt sich hervorheben, dass nach wie vor die
Notwendigkeit besteht, die Rolle der Raumplanung bei der
Umsetzung der WRRL und ihr Verhältnis zur Wasserwirt-
schaft zu klären. Vordringlich sei, Lösungsmodelle zu ent-
wickeln, die die inhaltlichen Ziele der WRRL in den Vorder-
grund stellen und somit deren umfassendem ökologischen
Ansatz entsprechen und sich in die bestehenden Verwal-
tungsstrukturen und institutionellen Umstände einfügen.
Die momentan bestehende Chance einer tatsächlichen
Ökologisierung der Planung dürfe nicht vertan werden. Die
Diskussion gab somit dem ARL-Arbeitskreis „Wasser und
Raumplanung“, der seit Mai 2006 besteht (s. eigenen Be-
richt in diesem Heft), einige Aufgaben mit auf den Weg.

Thematisiert wurden im Speziellen auch die Konflikte,
die sich durch die Zielvorgaben der EG-WRRL und die Praxis
der europäischen Agrarpolitik ergeben. Diese widersprä-
che in ihrer derzeitigen Ausgestaltung und v. a. im Hinblick
auf die Kürzungen ihrer zweiten Säule, die die Mittel zur
ländlichen Entwicklung umfasst, klar einer ökologische Be-
lange stärker berücksichtigenden Wasserpolitik. Hier seien
Veränderungen notwendig; bloße Bemühungen zur Ver-
besserung der Gewässergüte kämen häufig nur einer Symp-
tombekämpfung gleich. Es kann somit von einer integrie-
renden Betrachtung verschiedener Flächennutzungen kei-
ne Rede sein. In der Diskussion hierzu wurde die „Vision“

derholt betont, dass Konflikte zwischen verschiedenen Flä-
chennutzungen ohne eine integrierende Herangehenswei-
se nicht gelöst werden können. Hier bestünde, wie ein
Diskussionsteilnehmer es formulierte, ein „deutlicher Be-
zug“ der Wasserwirtschaft zur Raumplanung. Wie dieser
Bezug konkret aussehen müsse, ist aber – dies kam in der
Diskussion deutlich zu Tage und wurde z. T. offen bedauert
– noch weitgehend unklar; hier bestehe nach wie vor gro-
ßer Forschungs- und Handlungsbedarf. Die tatsächliche Um-
setzung der grundsätzlichen Absichtserklärungen zu inte-
grativem und lokal differenziertem Vorgehen wurde sehr
kritisch gesehen. Dies sei umso dramatischer, da – wie die
Werkstattberichte des ersten Blocks klar zum Ausdruck ge-
bracht hätten – die Qualität der Gewässer viel schlechter sei
als bislang angenommen, weil bei der Bewertung nach den
Vorgaben der WRRL nicht nur die Wasserqualität, sondern
auch die Strukturgüte einbezogen würde. Ein Problem sei,
dass die Wasserwirtschaft noch nicht in der Umsetzungs-
phase der Maßnahmenprogramme sei und somit auftau-

entwickelt, dass die Raumplanung daran beteiligt wäre, die
räumlichen Kulissen für die Zahlung von Ausgleichsgeldern
zu entwickeln.

Aufgaben und Chancen

der Raumplanung im Meer

Anknüpfend an die Werkstattberichte ergab sich Erörte-
rungsbedarf zu den rechtlichen Möglichkeiten und zur Prak-
tikabilität von Planungen im Küstenmeer, also innerhalb der
12-Seemeilen-Zone. Dabei wurde insbesondere die bishe-
rige Praxis der Planungen in Mecklenburg-Vorpommern und
Niedersachsen diskutiert, die Dr.-Ing. Bernhard Heinrichs
und Dipl.-Geogr. Hildegard Zeck in ihren Referaten vorge-
stellt hatten. In Mecklenburg-Vorpommern ist das Küsten-
meer über das Landesraumentwicklungsprogramm in die
räumliche Gesamtplanung einbezogen, das große Teile des
Küstenmeeres als Ausschlussgebiet für die Errichtung von
Offshore-Windenergieanlagen ausweist. Auch in Nieder-

v. l.: Rudolf Hurck, Pierre Bütz, Christina von Haaren, Matthias Neff, Peter Fuhrmann
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sachsen hat sich die Landesplanung die raumordnerische
Koordination und Festlegung von Standorten für die Er-
richtung von Offshore-Windparks zur Aufgabe gemacht;
eine Darstellung findet sich im Landes-Raumordnungspro-
gramm Niedersachsen.

In diesem Zusammenhang wurde § 35 BauGB ange-
sprochen, der sich mit unbeplanten Flächen einer Ge-
meinde, dem sog. Außenbereich, befasst. Erläutert wurde
zunächst, dass die Vorschrift die Errichtung von Windener-
gieanlagen als privilegierte Vorhaben in diesem Bereich
einstuft und solche Anlagen planerisch absichert. Zu be-
achten ist dabei, dass die Regelung nur für eingemeindete
Gebiete gilt und daher bei Offshore-Windparks im nicht
eingemeindeten Küstenmeer keine Anwendung findet.
Darüber hinaus wurde deutlich, dass die Anwendbarkeit
des BauGB wegen dessen terrestrisch bezogenen Ansat-
zes problematisch sei und bei einer Ausdehnung der An-
wendbarkeit die relevanten Vorschriften des BauGB den
besonderen seeseitigen Bedingungen angepasst werden
müssten.

Die Diskussionsleiterin Prof. Dr. Christina von Haaren
lenkte die Debatte sodann auf das Thema IKZM, insbeson-
dere mit der Fragestellung, wie diese Managementme-
thode in die Planungspraxis eingebunden werden könne.
Mit Bedauern wurde darauf hingewiesen, dass die IKZM-
Strategie kein formalrechtliches Instrument für die Pla-
nung im Küstenbereich sei, sondern nur informellen Cha-
rakter trage. Denn gerade für Planer, die an problemorien-
tierten Lösungen interessiert seien, stellten die IKZM-Emp-
fehlungen hilfreiche Managementvorgaben bereit, die in
die planerische Praxis einbezogen werden sollten. Inso-
weit wurde im weiteren Verlauf der Diskussion die Auf-
nahme einer Sollvorschrift zur Anwendung der IKZM-Stra-
tegie in das ROG empfohlen, gleichzeitig aber auch ein-
geräumt, dass eine solche Forderung wohl schwer durch-
zusetzen sei, weil insbesondere aus politischen Reihen
die Notwendigkeit bzw. Bedeutung der Raumordnung
und ihrer Instrumente kritisch betrachtet würden.

Zündstoff für die Diskussion bot vor allem die Föderalis-
musreform. Die neuen kompetenzrechtlichen Möglich-
keiten stehen nach Meinung der Kritiker im Widerspruch
zum Ziel dieser Reform der Entflechtung von Bund- und
Länderzuständigkeiten. Die Befürworter betonten hinge-
gen, dass nun – vor allem auch mit Blick auf die Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie bzw. einer diesbezügli-
chen Bundesregelung – von Anfang an eine Zusammen-
arbeit zwischen Bund und Ländern notwendig sei und sich
über einen gemeinsamen Abstimmungsprozess die Erfor-
derlichkeit abweichender landesgesetzlicher Vorschriften
minimieren bzw. auf länderspezifische Regelungsberei-
che beschränken lasse. Abschließend wurden die Folgen
der Abweichungsregelung für die Raumordnung beleuch-
tet und herausgehoben, dass für diesen Bereich kein ab-
weichungsfester Kern festgelegt ist. Dennoch wurde über-
wiegend dafür plädiert, im Bereich der Raumordnung ein
einheitliches Bundesrecht zu schaffen.

Vom Regionalen zum Internationalen

Abgerundet wurde die Wissenschaftliche Plenarsitzung durch
den Vortrag von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Klaus Töpfer, früherer
Bundesumwelt- und Bundesraumordnungsminister sowie Di-
rektor des UN-Umweltprogramms und des Zentrums für
menschliche Siedlungen, Höxter, der den Blick des Auditori-

ums auf internationale Zu-
sammenhänge richtete.
Die weltweite Nachfrage
nach qualitativ hochwerti-
gem Süßwasser steigt im-
mer weiter, während die
verfügbare Menge dra-
stisch sinkt. Zwar, so Töp-
fer, sei Wasser ein globa-
les Problem, aber es sei
keine global zu bewälti-
gende Aufgabe. Diese
müsse ganz ohne jeden
Zweifel regional bewältigt
werden. In einem Teil der
Welt ist Wasserpolitik vor

allem Mengenpolitik: Gegenwärtig haben auf der Erde etwa
1,5 Milliarden Menschen keinen Zugang zu bezahlbarem und
gesundheitlich unschädlichem Wasser. Die Mengenproble-
matik – durchaus aber auch die Qualitätsproblematik – könne
in hohem Maße auf eine Energieproblematik reduziert wer-
den, denn man könne beinahe flächendeckend beliebige
Mengen Wasser vorhalten in dem Moment, in dem beliebige
Energiemengen zur Verfügung stünden. Als Stichwort sei die
sehr viel Energie verzehrende Entsalzungstechnologie zu nen-
nen. In Deutschland ist Wasser im Vergleich zu anderen Län-
dern nie ein Engpassfaktor gewesen. Seine ausreichende Ver-
fügbarkeit in den meisten Teilen des Landes war sicher ein
wesentlicher Faktor der Industrialisierung. Allerdings hat die
beinahe unbeschränkte Verfügbarkeit auch dazu geführt, dass
die entwickelten Technologien nie besonders wassersparen-
de gewesen sind. Daraus entstanden schon vor Jahrhunder-
ten Fehlentwicklungen. Weil aber heute und in früheren Zei-
ten Überleben oder Sterben, Krieg oder Frieden oftmals von
einer ausreichenden Verfügbarkeit qualitativ nicht gesund-
heitsschädlichen Wassers abhingen, müssen Forschungspro-
jekte heute, so Töpfer, an sparenden Technologien und an
effizienten Steuerungsverfahren ansetzen, mit denen auf der
Basis einer integrierten räumlichen Planung kluge und weit-
sichtige Politik – regional, national und international – ge-
macht werden kann.

In seinem Schlusswort resümierte ARL-Präsident Borchard,
dass die z. T. dramatische demographische Entwicklung auch
ganz erhebliche Folgen für den Wasserabsatz und die Pflege
der vorhandenen Netze für Wasserinfrastruktur habe, die sich
teilweise schon jetzt als überdimensioniert herausstellten. Die
Folgen – technischer wie auch finanzieller Art – sind beträcht-
lich und verlangen nach einer Redimensionierung der Netze.
Es handelt sich dabei um ein klassisches Strukturproblem,
dessen Lösung die betroffenen Kommunen und vor allem
auch ihre Versorgungsunternehmen aber wohl überfordern
dürfte. Seitens der Politik sind bisher noch keine ernsthaften
Anstrengungen unternommen oder gar Europäische Struktur-

Klaus Töpfer

Veranstalt_3-06(S045-057).p65 14.09.2006, 14:3550



51 3/2006

VERANSTALTUNGEN

hilfemittel bereitgestellt worden. So lasse sich aus dieser Er-
kenntnis die Forderung ableiten, dass zur Lösung solcher Pro-
bleme unbedingt ein eigenes Förderprogramm aufgelegt
werden müsste.

Darüber hinaus sei im zweiten Themenblock deutlich ge-
worden, dass die Rechtsgrundlagen für das IKZM noch im-
mer „landseitig“ geprägt sind und damit den Besonderheiten
des „maritimen“ Gegenstands der Planung nicht gerecht wer-
den. Unbestritten sei aber die Notwendigkeit vorsorgender
Raumplanung auch für das Küstenmeer – nicht zuletzt als

Wie bereits in den Vorjahren hat auch das Treffen 2006
eine kleine Gruppe vorbereitet. Zu ihr gehörten Birte From-
mer, Lena Herlitzius, Susanne Bieker und Alexandra Selz von
der Technischen Universität Darmstadt, Institut WAR, Sabi-
ne von Löwis und Frank Othengrafen von der HafenCity
Universität Hamburg, Institut für Stadt-, Regional- und Um-
weltplanung, sowie Sebastian Wilske und Dirk Seidemann
von der Universität Karlsruhe, Institut für Städtebau und Lan-
desplanung. So viel darf hier vorweg genommen werden:
Sie haben die drei Tage sowohl in inhaltlicher als auch in
organisatorischer Hinsicht hervorragend vorbereitet und be-

“Räumliche Planung im Wandel – Welche Instrumente haben
Zukunft?” – so lautete das Motto des diesjährigen Treffens
des Jungen Forums in Darmstadt. Wer die gegenwärtigen
Diskussionen in den Raumwissenschaften und in der Planungs-
praxis verfolgt, weiß, dass dieses von den Mitgliedern des
Jungen Forums gewählte Thema eine hohe Aktualität und
Brisanz besitzt. Anlass genug, dass sich vom 17. bis 19. Mai
2006 in Darmstadt Nachwuchswissenschaftler und Berufsan-
fänger kreativ, aber auch kritisch mit den bestehenden und
zukünftig möglichen Instrumenten der Planung befassten und
so die Diskussion insgesamt bereicherten.

Treffen des Jungen Forums 2006

unerlässlicher Beitrag der Länder für das Konflikt- und Risiko-
management auf See, die Umsetzung der nationalen Küsten-
zonenstrategie sowie für die maritime Planungspolitik des
Bundes.

Evelyn Gustedt, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 29
E-Mail: Gustedt@ARL-net.de

Jana Kenzler, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 43
E-Mail: Kenzler@ARL-net.de

Gerhard Overbeck, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22
E-Mail: Overbeck@ARL-net.de

Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Jungen Forum 2006
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gleitet. Der Tagungsort Jugendherberge mag etwas unge-
wöhnlich klingen. Dort boten sich jedoch neu renovierte und
komfortable Tagungsräume, verbunden mit der Möglichkeit,
vor Ort zu übernachten und für die notwendige Stärkung zu
sorgen.

Der Präsident der ARL, Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard, eröffne-
te die mit über 50 Teilnehmern ausgebuchte Veranstaltung am
Nachmittag des 17. Mai. Er betonte die Bedeutung des Jungen
Forums in der Akademie und erläuterte an mehreren Beispie-
len, wie der Sachverstand der Mitglieder des Jungen Forums
bereits in konkrete Vorhaben der Akademie eingebunden wer-
den konnte. Seitens der Technischen Universität Darmstadt
und des Vereins zur Förderung des Instituts WAR richtete Prof.
Hans Reiner Böhm Grußworte an die Anwesenden.

Mit seinem Vortrag “Räumliche Planung heute – Notwen-
digkeit und Wandel” eröffnete Prof. Borchard dann den inhalt-
lichen Teil der Veranstaltung. Ihm folgten zwei in der Praxis
tätige Planer: Jens Scheller, Erster Beigeordneter des Planungs-
verbands Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main, und Dr. Dirk
Vallée, Leitender Technischer Direktor beim Verband Region
Stuttgart. Beide gaben einen interessanten Einblick in räumli-
che Situation, planerische Perspektiven und Problempunkte
in ihren Regionen. Besonderes Augenmerk richteten sie auf
die Frage, welchen Stellenwert formelle und informelle In-
strumente bei der Bewältigung der vielfältigen planerischen
Aufgaben haben. Beide kamen zu dem Schluss, dass es ange-
sichts der strukturellen Veränderungen einer integrierten Stra-
tegie bedarf, bei der formale Planungsinstrumente angewen-
det werden müssen, gleichzeitig aber auch Spielraum für
ergänzende informelle Instrumente besteht. Anschließend
klang der erste Abend mit einem “Come Together” in den
Räumen der Jugendherberge aus.

Am folgenden Tag wurde in vier Arbeitsgruppen intensiv
diskutiert. In der ersten ging es um zukunftsfähige Steuerung
durch Kooperation, Kommunikation und Partizipation, mode-
riert von Birte Frommer und Lena Herlitzius. Im Fokus der
Betrachtungen standen dabei Fallbeispiele für den Umgang
mit informellen Instrumenten und kooperativen Verfahren im
Rahmen von Planungsprozessen. In drei Input-Referaten wur-
den Anstöße für die folgende Diskussion gegeben. Dabei
wurden unter anderem Planungsverfahren beim Stadtumbau
Ost und Instrumente zur interkommunalen Kooperation in
einem hessischen Landkreis vorgestellt. Die zweite Arbeits-
gruppe, moderiert von Sabine von Löwis und Frank Othengra-
fen, widmete sich dem regionalen Wissen und lernenden
Regionen. Hier wurden Strategien und Instrumente für eine
wissensbasierte Stadt- und Regionalentwicklung thematisiert.
Auch hier gab es mehrere Input-Referate. Sie griffen Fragen
des universitären Wissenstransfers, des Konzeptes “Wissens-
management” und von Kommunikationsprozessen in Unter-
nehmensnetzwerken auf. Zudem wurden die Fallbeispiele
Frankfurt/Rhein-Main und Rhein-Neckar als Wissensregionen
vorgestellt. In der dritten Arbeitsgruppe ging es um die Frage,
ob formelle Planungsinstrumente in eine Sackgasse münden.
Susanne Bieker und Alexandra Selz übernahmen hier die
Moderation. Zunächst ging es um eine Systematisierung der
Instrumente der räumlichen Planung, dann standen Beispiele
im Mittelpunkt von Input-Referaten und Diskussionen. Die
vierte Arbeitsgruppe hatte den Titel “Informations- und Kom-
munikationstechnologien – Chance zur Modernisierung tradi-

tioneller planerischer Instrumente?” und wurde von Sebastian
Wilske moderiert. Hier standen vor allem Fragen der virtuel-
len Planungskommunikation im Vordergrund. Einige Beispie-
le wurden in Input-Referaten vorgestellt.

Dass Planung keine Trockenübung ist, wurde bei der Stadt-
exkursion am Nachmittag des 18. Mai deutlich. Das Vorberei-
tungsteam hatte einen Rundgang durch die Innenstadt von
Darmstadt organisiert. Die Führung hatte der Leiter der städ-
tischen Denkmalpflege übernommen. Allen Teilnehmenden
wurde schnell deutlich, vor welchen Herausforderungen die
Stadtplanung und Denkmalpflege nach der im Zweiten Welt-
krieg fast vollständig zerstörten Innenstadt stand und noch
immer steht. Auch die Mathildenhöhe war Ziel der Exkursi-
on, bei der einzigartige Jugendstilgebäude in einer parkähnli-
chen Anlage bestaunt werden konnten. Anschließend traf
man sich zum gemeinsamen Essen in der Weststadtbar –
einer modern gestalteten Kneipe in
einem ehemaligen Bahngebäude
am Stadtrand.

Mathildenhöhe

Am letzten Tag wurden zunächst die Diskussionen in den
Arbeitsgruppen fortgesetzt, bevor alle im Plenum zusammen-
kamen, um die jeweiligen Ergebnisse vorzustellen und zu
diskutieren. Einig war man sich, dass die räumliche Planung
angesichts der aktuellen Herausforderungen einen hohen Stel-
lenwert behalten muss, wohl wissend, dass hierzu Überzeu-
gungsarbeit nötig ist, denn viele Politiker sind von der Leis-
tungsfähigkeit und Bedeutung der Planung nicht oder nicht
mehr überzeugt. Dabei wird es auch darauf ankommen, for-
melle und informelle Instrumente mit ihren jeweiligen Vortei-
len im Rahmen übergeordneter Strategien zu kombinieren.
Formelle Instrumente sind nach wie vor unverzichtbar, jedoch
können sie allein nicht immer zum bestmöglichen Ergebnis
für alle beteiligten Akteure führen.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de
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Thüringen hat – jedenfalls mit Blick auf die neuen Länder –
eine vergleichsweise lange Tradition der Regionalplaner-

tagungen. Seit 1995 werden im Freistaat jährlich – gemein-
sam mit der Akademie für Raumforschung und Landespla-
nung (ARL) und den regionalen Planungsgemeinschaften,
teilweise auch mit weiteren Partnern – solche Tagungen ver-
anstaltet. Als Forum des Gedanken- und Erfahrungsaustau-
sches sowie der Wissensvermittlung und der regionalen Prä-
sentation sind sie längst etabliert und finden – über das enge-
re regionalplanerische Publikum hinaus – starkes Interesse.
Alljährlich nehmen etwa 200 Vertreter aus der Planungspra-
xis, der Wissenschaft, der Wirtschaft, der Politik und der inter-
essierten Öffentlichkeit an den Tagungen teil. Dabei wird
jede Veranstaltung in besonderer Weise durch das Tagungs-
thema, den damit im Zusammenhang stehenden Tagungsort
sowie das begleitende Programm geprägt.

„GRÜNES BAND“ und „Eiserner Vorhang“

Auf der 12. Thüringer Regionalplanertagung am 8. und 9. Juni
2006 in Meiningen stand mit dem „GRÜNEN BAND“ ein
Thema auf der Tagesordnung, das bislang regionalplanerisch
wenig Beachtung gefunden hat, obwohl Thüringen mit 737
Kilometern (rd. 52 %) den größten Anteil aller deutschen
Länder an diesem Naturverbundsystem hat (mehr als ein Drit-
tel entfallen allein auf die Planungsregion Südwestthüringen).
Der „Eiserne Vorhang“ trennte einst rücksichtslos und willkür-
lich Orte und Straßen, Lebens- und Kulturräume mit entspre-
chenden (Natur-)Denkmälern und Geschichten – mit der Fol-
ge, dass sich die wirtschaftlichen, politischen und sozialen
Entwicklungen voneinander abkoppelten. Andererseits ent-
stand in den letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts durch
strickte Abschottung ein Naturverbundsystem von hohem
Rang. Das „GRÜNE BAND“ hat im europäischen Maßstab
eine besondere ökologische Bedeutung, es ist aber auch Raum
für unterschiedliche wirtschaftliche Tätigkeiten. Der Landes-
entwicklungsplan Thüringen (http://www.thueringen.de/de/
tmbv/rolp/plaene/th/content.html) zählt das „GRÜNE BAND“
zu den Räumen mit ökologisch besonders bedeutsamen Land-
schaften. Auch im Koalitionsvertrag der Bundesregierung vom
11.11.2005 wird es als Nationales Naturerbe erwähnt. Die
Potenziale, die das „GRÜNE BAND“ für die Regionalentwick-
lung bietet, werden allerdings – auch im europäischen Rah-
men – kaum genutzt, da das Spannungsfeld zwischen ökolo-
gischen Erfordernissen (FFH) und ökonomischen Interessen
(Arbeitsplätze) in den ehemaligen Grenzregionen oft noch
zusätzlich durch historische Probleme, Sprachbarrieren und
Neiddebatten belastet wird.

Unter dem Motto „(T)Räume verbinden – Regionalentwick-
lung in Grenzregionen“ ist die diesjährige Thüringer Regional-
planertagung der Frage nachgegangen, wie insbesondere
unter diesen Bedingungen Chancen genutzt und Potenziale
nachhaltig erschlossen werden können. Mit Vorträgen, Dis-
kussionsrunden und Exkursionen wurden dafür vielfältige An-
stöße gegeben. Informationsstände, Schautafeln und diverse

Materialien vermittelten darüber hinaus erste Eindrücke von
der gastgebenden Planungsregion (http://www.thueringen.
de/tlvwa/RPG-Suedwest/Start_Sued west.htm) und gewähr-
ten Einblicke in ein INTERREG-Projekt, das – unter der Lead-
partnerschaft der Thüringer Landgesellschaft – mit dieser Ta-
gung seinen Auftakt hatte.

Der besondere Reiz dieser Tagung lag gerade darin, dass sie
in Verbindung mit dem „kick-off-meeting“ zu diesem INTER-
REG III B-Projekt stattfand und so regionale Aspekte der gast-
gebenden Planungsregion Südwestthüringen mit europäi-
schen Sichtweisen verknüpfen konnte. Aus sieben europäi-
schen Staaten waren die Partner im Projekt „GREEN BELT“
angereist. Gemeinsam wollen sie mit Unterstützung der eu-
ropäischen Gemeinschaftsinitiative INTERREG versuchen, den
ehemaligen “Todesstreifen“ durch eine bessere Kommunika-
tion zwischen den einst getrennten Regionen und die Verbin-
dung naturschutzfachlicher Aspekte mit regionalentwicklungs-
politischen Absichten in einen gesunden “Lebensraum“ zu
verwandeln. Insbesondere die Erfahrungen und Anregungen
der Projektbeteiligten aus anderen europäischen Regionen
zum Umgang mit dem historisch und ökologisch bedeutsa-
men Erbe wurden von den Tagungsteilnehmern als wertvoll
bewertet.

„GRÜNES BAND“ und europäische

Entwicklungsstrategien

Auch Prof. Dr. Martin Rosenfeld, Institut für Wirtschaftsfor-
schung, Halle/Saale, der als Leiter der LAG Sachsen/Sachsen-
Anhalt/Thüringen namens der ARL die Tagung eröffnete,
bezeichnete die Zusammenarbeit in Europa – gerade in solch
sensiblen Bereichen – als besonders wichtig. Er machte aber
auch auf die Möglichkeiten und Defizite aufmerksam, die es
bei der Inwertsetzung und Vermarktung des „GRÜNEN BAN-
DES“ gibt. Eine stärkere Beschäftigung mit diesem Thema
und eine – auch europäisch – abgestimmte Entwicklungsstra-
tegie hält er in Verbindung mit vielfältigen lokalen Initiativen
für unabdingbar.

Ähnlich argumentierte der Staatssekretär im Thüringer Mi-
nisterium für Bau und Verkehr, Roland Richwien, der in sei-
ner Rede (http://www.thueringen.de/de/tmbv/aktuelles/
22506/) die großen Chancen hervorhob, die sich durch die
Grenzöffnung ergeben haben. Er trat dafür ein, „aus den
‚Trümmern’ des ehemaligen ‚Eisernen Vorhangs’ mit dem
‚GRÜNEN BAND’ ein Symbol für nachhaltige Entwicklung in
Europa zu schaffen“ und dabei die Bürgerinnen und Bürger
unmittelbar in die Regionalentwicklung, aber auch in die
Vorstellungen europäischer Raumentwicklungspolitik einzu-
beziehen. Dafür gibt es nach seiner Meinung schon eine
Reihe guter Beispiele, aber auch noch weniger genutzte,
jedoch lohnenswerte Ansätze. Die gegenwärtig laufende
Fortschreibung der Regionalpläne könne genutzt werden,
das Thema zu kommunizieren und regionalpolitisch zu veran-
kern.

12. Thüringer Regionalplanertagung in Meiningen
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„GRÜNES BAND“ und Naturschutz

Dr. Karin Ullrich, Bundesamt für Naturschutz, Bonn, hob be-
sonders die naturschutzfachliche Bedeutung des „GRÜNEN
BANDES“ hervor (http://www.bfn.de/0311_gruenes_
band.html). Aufgrund seiner Dimension (über 6.800 km vom
Barentsee bis zum Schwarzen Meer quer durch Europa), sei-
ner Lage (teils verarmte Landschaften mit hohem Entwick-
lungspotenzial) und seiner natürlichen Ausstattung (mehr als
600 gefährdete Tier- und Pflanzenarten allein in Deutschland)
sei es sowohl national als auch international von besonderer
Beutung für den Biotopverbund. Die Referentin wies aller-
dings auch auf Gefährdungen durch falsche Bewirtschaftung
und massive Bau-vorhaben hin. Zudem stellte sie Strategien,
Instrumente und konkrete Projekte vor, mit denen das „GRÜ-
NE BAND“ langfristig gesichert und bekannt gemacht wer-
den soll.

„GRÜNES BAND“ und Raumordnung

Der nächste Redner, Dr. Hans-Peter Gatzweiler, Bundesamt
für Bauwesen und Raumordnung, Bonn, ging vor allem auf
großräumige Fragestellungen und Entwicklungsvoraussetzun-
gen in Grenzregionen ein. Er betonte die besondere Rolle, die
Thüringen dabei wegen seiner zentralen Lage mitten in Euro-
pa hat. An Erkenntnissen aus der laufenden Raumbeobach-
tung sowie der Debatte zu neuen raumordnerischen Leitbil-
dern erläuterte er die Möglichkeiten raumplanerischer und
regionalpolitischer Interventionen.

Nach Meinung des Staatssekretärs im Thüringer Ministeri-
um für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt, Prof. Dr.
Christian C. Juckenack, muss das „GRÜNE BAND“ „als einzig-
artiges Biotopverbundsystem … aber auch als zeitgeschichtli-
ches Mahnmal und touristisch interessanter … Anziehungs-
punkt erhalten und entwickelt werden.“ Dabei betonte er,
dass dies „nachhaltig, konfliktfrei und im Konsens … gestaltet
werden“ muss und verwies auf das von der Thüringer Landes-
regierung bereits im Herbst 1998 beschlossene Konzept zur
Zukunft des „GRÜNEN BANDES“. Mit eindrucksvollen Bei-
spielen belegte er, dass seither – unterstützt mit Instrumenten

der Land- bzw. Regionalentwicklung – viel für die Sicherung
und Entwicklung des ehemaligen Grenzstreifens getan wur-
de (http://www.thueringen.de/de/tmlnu/themen/landent-
wicklung/gruenes-band). Als zentrales Problem benannte er
die Klärung der Eigentumsfragen und die Übertragung der
Bundesflächen an die Länder. Hier habe sich Thüringen in den
vergangenen Jahren besonders stark engagiert. Er geht davon
aus, dass die Verhandlungen im Herbst dieses Jahres zum
Abschluss gebracht werden können und die Flächen dann
entsprechend geordnet sowie genutzt bzw. gepflegt werden
können. Die einzelnen Aktivitäten sollen dabei dem Leitbild
gerecht werden und sich mittelfristig auch finanziell selbst
tragen.

Die anschließende Diskussionsrunde, moderiert von Prof.
Dr. Heidi Sinning, Fachhochschule Erfurt, machte deutlich,
dass das „GRÜNE BAND“ in dieser Region – und darüber
hinaus – mit leidvollen Erinnerungen, bemerkenswerten In-
itiativen und großen Hoffnungen, aber auch manchen Kon-
flikten, sehr präsent ist. Es kamen Erwartungen (z. B. zur touris-
tischen Entwicklung), Widersprüche (z.  B. zu naturschutz-
fachlichen Vorstellungen), Kritiken (z.  B. zu behördlichen
Entscheidungen) und Anregungen (z.  B. für neue Planungen)
zur Sprache.

INTERREG III B-Projekt „GREEN BELT“

Der zweite Tag stand zunächst ganz im Zeichen des INTER-
REG III B-Projektes „GREEN BELT“. Vertreter der an diesem
Projekt beteiligten Partner stellten interessante und engagier-
te grenzüberschreitende Naturschutz- und Regionalentwick-
lungsprojekte entlang des „GRÜNEN BANDES“ vor. Dabei
wurde auch übereinstimmend der Wille zu intensiver Zusam-
menarbeit, effizienter Vernetzung aller Aktivitäten und kon-
sequenter Ausrichtung auf eine sanfte, ökonomisch wirksame
Inwertsetzung dieses Raumes betont.

Abschlussdiskussion

Clauda Loock-Hirnschal, Mitteldeutscher Rundfunk, diskutier-
te abschließend mit Vertretern von Ämtern und Verbänden,
die sich aus ganz unterschiedlichem Blickwinkel um die Zu-
kunft des „GRÜNEN BANDES“ kümmern. Bei durchaus diffe-
renzierten Vorstellungen und akzentuierten Prioritäten stimm-
ten Dr. Karin Kowol, BUND, Alois Lang, IUCN, Rainer Franke,
Amt für Landentwicklung und Flurneuordnung, Albert Seifert,
Bauernverband, Ralf Luther, Regionale Planungsgemeinschaft,
Ewald Klüber, Wartburgkreis, und Heidi Brandt, Werratal Tou-
ristik, letztlich darin überein, dass es gelingen muss und kann,
das „GRÜNE BAND“ für nachfolgende Generationen zu si-
chern und zugleich für heutige Bedürfnisse wirtschaftlich nutz-
bar zu machen. Alle Diskutanten brachten – aus Interesse an
der Region und aus Verantwortung für nachfolgende Genera-
tionen – ihren Willen zu Verständigung und Zusammenarbeit
zum Ausdruck. Solche Tagungen und Projekte sind dafür – so
das Fazit – wertvolle Podien und Impulsgeber.

Rüdiger Sauerbrey
Thüringer Ministerium für Bau und Verkehr

Tel.: (+49-361) 3 79 12 52
E-Mail: Ruediger.Sauerbrey@tmbv.Thueringen.de

Plenum

Veranstalt_3-06(S045-057).p65 14.09.2006, 14:3554



55 3/2006

VERANSTALTUNGEN

Die Kooperation der ARL mit dem schweizerischen Bun-
desamt für Raumentwicklung (ARE) hat lange Tradition.

Am 4. Juli 2006 fand eine weitere Begegnung von schweize-
rischen und deutschen Planern und Wissenschaftlern in Bern
statt. Das Programm umfasste aus beiden Ländern jeweils drei
Referierende. Aspekte der Verkehrsplanung auf nationaler
Ebene sowie auf regionaler Ebene, Grundsatzfragen von Raum-
ordnung und Verkehr sowie Verkehrsgroßprojekte und Stadt-
entwicklung standen auf der Tagesordnung. Die einzelnen
Präsentationen sind auf den Websites des ARE und der ARL
einsehbar: www.are.admin.ch/are/de/are/referate/ und
www.ARL-net.de.

Von besonderem Interesse für die deutschen Planer ist der
schweizerische Sachplan Verkehr, für den das ARE die Feder-
führung innehat und mit weiteren fünf Bundesämtern die
Arbeit daran zu koordinieren hat. Dipl. arch. Michel Matthey,
ARE, Bern, erläuterte, dass darin die Verkehrsinfrastruktur von
gesamtschweizerischer Bedeutung, Ziele, Strategien und Prio-
ritäten und die Koordinierungserfordernisse mit der Raument-
wicklung behandelt werden. Verschiedene Dokumente, die
in der Schweiz die Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur be-
einflussen – beispielsweise über die Finanzierung der Schie-
neninfrastruktur, den Infrastrukturplan, Netzbeschlüsse Stra-
ße/Schiene oder diverse andere Rechtsvorlagen – werden
mit dem Sachplan Verkehr koordiniert und müssen zu den
kantonalen Richtplänen Kohärenz aufweisen. Wenn zum Teil
auch Probleme bei der Umsetzung des Sachplans gesehen
werden, so ist er doch von vornherein umsetzungsorientiert
angelegt worden.

Demgegenüber hat sich die Raumordnung in der Bundes-
republik bekanntermaßen eher der Macht des Faktischen –
dem Bundesverkehrswegeplan – unterzuordnen. Allerdings
steuert die Raumordnung bei der Aufstellung desselben, so
MinDgt Manfred Sinz, BMVBS, Berlin, beispielsweise eine
Raumwirksamkeitsanalyse bei, die Entwicklungsziele im Sin-
ne des Abbaus von Strukturschwächen und Erreichbarkeitsde-
fiziten sowie Verlagerungsziele für regionale/lokale Verkehrs-
entlastungen beinhalte.

Vorgehen auf regionaler Ebene

Georg Tobler, ARE, Bern, ging anschließend auf die Agglo-
merationspolitik der Schweiz ein, in die neben anderen Fach-
politiken auch die Verkehrsplanung im Sinne einer Gesamt-
strategie einfließt. Die dafür bereitgestellten Mittel ab 2008
(6 Mrd. CHF für die Dauer von 20 Jahren) werden an Träger-
schaften von Gemeinden gegeben, denen es gelingt, aus
einer integrierten Gesamtstrategie Aktionsmodule und Pro-
jekte zu entwickeln und dies über nur einen Ansprechpartner
abzuwickeln. Mindestvoraussetzung ist der Entwurf einer Ver-
kehrs- und Siedlungsstrategie, die Wirkungen und Kosten
transparent darlegt, Partizipation und Controlling sicherstellt
und in qualitativer Hinsicht Siedlungsinnenentwicklung för-
dert, Umwelt- und Ressourcenschutz beachtet sowie für Ver-
kehrssicherheit und Energieeffizienz der Verkehrsträger sorgt.

Nach bisherigen Erkenntnissen seien die vorgelegten Strate-
gien allerdings in Menge und Ausrichtung angedachter Maß-
nahmen noch zu stark verkehrsorientiert.

Am Beispiel der Region Hannover, des Städtenetzes EXPO-
Region und der Metropolregion Hannover-Braunschweig-
Göttingen stellte Dr. Solveigh Janssen, Region Hannover,
aktuelle Bemühungen dieser Region in Bezug auf die Ver-
kehrspolitik und Planung vor. Im Rahmen einer Integrierten
Verkehrsentwicklungsplanung (IVEP) werden Maßnahmen zur
Verbesserung der Verkehrssituation gemeinsam oder unter
Beteiligung mit Partnern aus Gemeinden, Universitäten und
Straßenbauämtern entwickelt. Die Maßnahmen beziehen sich
u. a. auf Bahnhofsrahmenpläne, Park and Ride-Anlagen, ein
LKW-Lenkungs-Netz unter Einschluss wissenschaftlicher Be-
gleitung zur Erarbeitung einer digitalen Navigationshilfe und
schließlich auch ein Radwegenetz. Letzteres wird allenfalls als
Teil einer gesamten Radverkehrsstrategie betrachtet, in die
u. a. auch die Kombinationsnutzung mit öffentlichen Verkehrs-
mitteln und einheitlichem Ticketing fällt.

Kontroversen

Dieses Element, das von Janssen für die Entwicklung der Me-
tropolregion herausgestellt wurde, rief bei den Mitdiskutan-
ten Verwunderung darüber hervor, dass eine Metropolregion
sich mit solchen „Peanuts“ befasst. Schließlich, so Sinz, handle
es sich bei einer Metropolregion nicht um ein Bürgerkonzept,
sondern es bedürfe in einer Informations- und Wissensgesell-
schaft eines elitären Konzeptes. Im Wesentlichen wurden
dagegen zwei Argumente ins Feld geführt: Zum einen wird
mit der Aufnahme in den Kreis der Metropolregionen nicht
der Anspruch außer Kraft gesetzt, im Sinne der Nachhaltigkeit
vernünftige Konzepte zu entwickeln, die alle Möglichkeiten
von Mobilität – und vor allem solche, die energieschonend
sind – enthalten. Nicht auszuschließen, zumindest aber wün-
schenswert wäre, dass gerade die so genannte Elite solche
Konzepte nachfragt. Zum anderen müssen zwei Arten von
Metropolregionen unterschieden werden. Es gibt diejenigen
Regionen oder Metropolen, in denen es z.T. über Jahrhunder-
te hinweg zu einem Anwachsen ihrer Bedeutung gekommen
ist. In ihnen ist die Bevölkerung, die nirgends nur aus der so
genannten Elite besteht, sich dieser Bedeutung bewusst. Da-
von zu unterscheiden sind solche Regionen, die aufgrund
aktueller politischer Beschlüsse die Chance erhalten, im Sin-
ne dieser Beschlüsse eine Sonderrolle gegenüber Dritten
einzunehmen. Hier bedarf es einer Vermittlung der damit
verknüpften Gedanken an die Masse der Bevölkerung, um
einen hohen Grad an Identifikation mit einer Gebietseinheit
zu erzeugen, die nicht qua se als Einheit empfunden wird.
Projekte, die einen unmittelbaren Bezug zur täglichen Le-
benswelt der Bevölkerung darstellen, erleichtern die Vermitt-
lungsarbeit.

Verkehr und Raumordnung in Deutschland und der Schweiz
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Raumwirkungen und Großprojekte

Noch einmal kam schließlich Michel Matthey zu Wort und
erläuterte schweizerische Untersuchungen zu Raumwirkun-
gen von Verkehrsinfrastruktur. Man habe nicht feststellen kön-
nen, dass neue Entwicklungen durch neue Verkehrsinfrastruk-
tur ausgelöst worden seien. Zumeist können sie aber Trends
verstärken. Daneben sei von erheblicher Bedeutung, welche
Rolle die lokalen und regionalen Akteure spielten. Das wohl
größte Problem der räumlichen Planung sei nach wie vor, die
Raumwirkungen von Projekten einschätzen zu können.

Darauf nahm zum Abschluss Ltd. BauDir. Michael Stoll,
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Berlin, Bezug. Er be-
fasste sich mit dem Hauptbahnhof Berlin/Lehrter Bahnhof
sowie mit dem Großflughafen Berlin/Brandenburg Internatio-
nal. Angesichts der nun in Berlin vorhandenen Schienenkapa-
zitäten nicht nur in Ost-West-Richtung, sondern auch in Nord-
Süd-Richtung sei nämlich zu vermuten, dass eine mögliche
positive Raumwirkung insbesondere auf Ostseehäfen und
deren Fähraufkommen durch eine Förderung der geplanten
festen Fehmarn-Belt-Querung konterkariert würde mit der
Folge, dass zwei ohnehin große Städte, nämlich Hamburg
und Kopenhagen, weiter würden wachsen können. In ähnli-
cher Weise könne allerdings der geplante Großflughafen die
Nachfrage nach Flugverbindungen für einen großen Teil Po-
lens an sich ziehen. Für die Stadt Berlin wird die Raumwirkung
unmittelbar nicht nur positiv sein, denn sie wird sich ange-
sichts einer nur noch geringen Nachfrage nach neuem Wohn-
raum Zwischennutzungen für die dann frei werdenden „Sah-
nestücke“ der jetzigen Flughäfen Tegel und Schöneberg über-
legen müssen.

Als Fazit der Veranstaltung konnten die Delegationsleiter
Dr. Fritz Wegelin, stellv. Direktor des ARE, Bern, und Prof. Dr.-
Ing. Klaus Borchard, Präsident der ARL, Königswinter, feststel-
len, dass Planung nach wie vor genügend Zeit benötigt, um
solide Entscheidungsgrundlagen zu schaffen. Demgegenüber
steht das Verlangen der Politik nach kurzfristigen Lösungen.
Die Raumwirkungen dessen, was tatsächlich errichtet wird,
sind aber häufig von immenser Beständigkeit: die Ausfallstra-
ßen der Stadt Zürich befinden sich noch heute mehr oder
weniger auf den Trassen der alten Römer.

Der deutsch-schweizerische Austausch wird Ende des Jah-
res in Hannover fortgesetzt.

Evelyn Gustedt, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 29
E-Mail: Gustedt@ARL-net.de

Ankündigungen

Wissenschaftliche

Plenarsitzung 2007

„Metropolregionen

und territoriale Kohäsion“

Durch den forcierten globalen Wettbewerb und die
sich neu herausbildenden Netzwerke und Koopera-

tionen in Europa verändern sich die großen Bevölkerungs-
schwerpunkte und die Metropolen in ihrer Bedeutung für
Wachstum und Entwicklung im internationalen Maßstab.
Daher wird auch die raumwissenschaftliche und raument-
wicklungspolitische (Leitbild-)Diskussion seit einiger Zeit
in starkem Maße vom Konzept der Metropolregionen,
d. h. großer, sich dynamisch entwickelnder Räume mit
hoher Wirtschaftsaktivität und Bevölkerungsdichte, be-
stimmt. Die neuen räumlichen Entwicklungsprozesse
werden zugleich gravierende Auswirkungen auf die
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse bzw. das Leitziel
der territorialen Kohäsion haben.

Diese für die zukünftige Raumentwicklung in Deutsch-
land und Europa zentrale Thematik wird im Rahmen der
Wissenschaftlichen Plenarsitzung 2007 der ARL behan-
delt. Stattfinden wird die Veranstaltung am 14. und 15.

Juni in der Metropolregion Hamburg, einem dynamischen
Investitionsstandort in Deutschland mit der HafenCity als
Europas größtem Bauvorhaben.

Diesen Termin sollten Sie sich bereits jetzt fest vormer-
ken!

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23
E-Mail: Toennies@ARL-net.de

❐

3. Deutsche

Regionalplanertagung 2007

der ARL

Mittlerweile werden die Vorbereitungen der Tagung
detaillierter und der Termin steht fest. Bitte merken

Sie sich den 6. und 7. September 2007 vor. Unter dem
Titel “Regionalplanung im europäischen Kontext” wird es
dann in Gera darum gehen, sich einen Überblick über
aktuelle raumbeeinflussende Geschehnisse auf der EU-
Ebene zu verschaffen, sich die Bedingungen räumlicher
Planung – wie z. B. den demographischen Wandel – zu
vergegenwärtigen und gemeinsam anhand einiger Kern-
themen darüber zu diskutieren, ob und in welcher Form
Planung vor allem auf der regionalen Ebene sich wandeln
kann und muss. Mit Erscheinen des ersten NACHRICH-
TEN-Hefts 2007 werden Sie das Programm erhalten.

Evelyn Gustedt, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 29
E-Mail: Gustedt@ARL-net.de
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12. Konferenz für Planerinnen

und Planer NRW

Steuerung des Einzelhandels

in Nordrhein-Westfalen

Die Standortentwicklung von Einzelhandelsprojekten
ist in weiten Bereichen noch immer von Zufälligkei-

ten der Flächenverfügbarkeit bestimmt. Längst ist deutlich
geworden, dass kommunale Einzelhandelskonzepte vor al-
lem auch interkommunal, gar regional gedacht und ver-
bindliche Spielregeln vereinbart werden müssen, um die
gewünschte Wirkung einer gezielten regionalen Stand-
ortsteuerung des großflächigen Einzelhandels zu erreichen.

Die hochaktuelle Thematik der räumlichen Steuerung
des Einzelhandels (siehe auch unter „Zur Diskussion“ in
diesem Heft) steht im Mittelpunkt der diesjährigen Konfe-
renz für Planerinnen und Planer in NRW, die gemeinsam
von der Landesarbeitsgemeinschaft der ARL, dem Institut
für Landes- und Stadtentwicklungsforschung und Bauwe-
sen (ILS) NRW sowie der Landesgruppe der DASL durch-
geführt wird. In mehreren Vorträgen werden zunächst die
vorherrschenden Trends der Einzelhandelsentwicklung, die
Situation aus Unternehmenssicht, die Bedeutung der In-
nenstädte als Orte von Handel, Freizeit und Unterhaltung
sowie die Handlungsstrategien der Landesplanung behan-
delt. In drei Arbeitsgruppen werden dann – jeweils auf der
Basis von Impulsstatements – die Themen

■ Einzelhandel und Planungsrecht

■ Aktivierende Ansätze zur Stärkung der Zentren und

■ Möglichkeiten überörtlicher Steuerung

vertieft diskutiert. Den Abschluss der Tagung bildet eine
Gesprächsrunde mit Vertretern aus Politik, Wissenschaft,
Wirtschaft und Verwaltung zur Steuerung der Einzelhan-
delsentwicklung in Nordrhein-Westfalen.

Stattfinden wird die Veranstaltung am 23. Oktober 2006

beim Regionalverband Ruhr in Essen.

Gerd Tönnies, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 23
E-Mail: Toennies@ARL-net.de

❐

Umweltprüfung von Regional-

plänen – Diskussion von

Lösungsansätzen aus der

Planungspraxis

Ein Workshop zur Umweltprüfung von Regionalplänen?
Gab es den nicht bereits vor etwa einem Jahr? Ja, den

gab es im Januar 2006 in Hannover (s. ARL-Nachrichten 1/
2006). Und im Ergebnis wurde festgehalten, dass der Infor-
mations- und Austauschbedarf zu diesem Thema auf der
Praxisseite immer noch so groß ist, dass es notwendig
erscheint, einen zweiten Workshop durchzuführen (De-
tails s. nächste Seite). Nach wie vor beschäftigt sich die

Praxis der Landes- und Regionalplanung mit der Frage, wie
mit einem personell, finanziell und verfahrensmäßig ver-
tretbaren Aufwand den Anforderungen an eine Umwelt-
prüfung rechtssicher Rechnung getragen werden kann.

Die „Richtlinie über die Prüfung der Umweltauswirkun-
gen bestimmter Pläne und Programme (2001/42/EG)“ war
bis zum 20.07.2004 in nationales Recht umzusetzen. Früh-
zeitig haben sich die Akademie für Raumforschung und
Landesplanung (ARL) und die Ministerkonferenz für Raum-
ordnung (MKRO) aus Sicht der Raumordnung mit den
rechtlichen und inhaltlichen Anforderungen an die Umset-
zung der Richtlinie befasst. Das ROG hat mit seiner Ände-
rung vom 24.06.2004 den Rahmen für Landesregelungen
zur Umweltprüfung von Raumordnungsplänen geschaf-
fen. In etlichen Ländern sind zwischenzeitlich die entspre-
chenden Landesregelungen in Kraft getreten.

Wichtige Leitlinien bei der Umsetzung der Richtlinie in
das deutsche Raumordnungsrecht sind (siehe auch: Positi-
onspapier der MKRO, veröffentlicht in den ARL-Nachrich-
ten 2/2003):

■ Das hoch entwickelte und stark differenzierte Recht
der Raumordnung und Landesplanung in der Bundesre-
publik Deutschland sieht die Berücksichtigung der Um-
weltauswirkungen bereits vor. Daher bedarf es keiner
neuen Verfahren, um den Anforderungen des Gemein-
schaftsrechts nachzukommen. Diese können als ergän-
zende Regelungen in die bestehenden Vorschriften
über die Verfahren zur Aufstellung und Fortschreibung
von Raumordnungsplänen integriert werden.

■ Es sollen Verfahrensregelungen getroffen werden, die
den Verwaltungsaufwand möglichst minimieren, u. a.
Mehrfachprüfungen weitestgehend vermeiden.

■ Zur Wahrung der Rechtssicherheit ist eine allgemeine
Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Aufstellung und Fort-
schreibung der Pläne und Programme der Raumord-
nung zu empfehlen.

■ Zur Vermeidung von ineffizienter Doppelarbeit bei der
Überwachung der Umweltauswirkungen (Monitoring)
sollte soweit möglich von den vorhandenen Überwa-
chungsinstrumenten wie z. B. der „laufenden Raumbe-
obachtung“ auf Bundes- und Länderebene Gebrauch
gemacht werden.

Zwischenzeitlich liegen die ersten Beispiele für Umwelt-
prüfungen von Landes- und Regionalplänen vor. Eine Do-
kumentation der beim ersten Workshop zum Thema im
Januar 2006 in Hannover präsentierten Ansätze ist unter
www.arl-net.de abrufbar. Aus der Planungspraxis heraus
gibt es jedoch nach wie vor ein ungebrochenes Bedürfnis
nach einem Forum zur Diskussion von Lösungsmöglichkei-
ten für die einzelnen Bearbeitungskomplexe der Umwelt-
prüfung. Diesem Anliegen will die Veranstaltung, die am
29. Januar 2007 in Zusammenarbeit mit dem Lehrstuhl für
Wirtschaftsgeographie der Universität Mannheim und dem
Verband Region Rhein-Neckar durchgeführt wird, Rech-
nung tragen.

Als Einführung in das Thema wird ein Überblick über die
Regelungen zur Umweltprüfung im aufgrund der Föderalis-
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musreform neu zu fassenden ROG sowie über Anforde-
rungen an die einzelnen Verfahrensschritte aus rechtlicher
Sicht gegeben. Im Anschluss werden im Hauptteil der
Veranstaltung in vier Arbeitsgruppen Fallbeispiele aus der
Regionalplanung vorgestellt und diskutiert. Die zum Teil
noch nicht völlig abgeschlossenen Verfahren zeigen Lö-
sungsansätze zur grenzüberschreitenden Umweltprüfung,
Abschichtung, Betrachtung der kumulativen Umweltaus-
wirkungen und Alternativenprüfung. Der Diskussion zu
Fragen des Verfahrens, einschließlich Öffentlichkeitsbetei-
ligung, Abwägung, zusammenfassender Erklärung und Be-
kanntmachung, Monitoring sowie zu Fragen des Umfangs
und Detaillierungsgrads der Umweltprüfung, des Untersu-
chungsumfangs, der Untersuchungstiefe und -methoden
soll ein breiter Raum gewidmet werden.

Petra Ilona Schmidt
Ministerium für Arbeit, Bau und Landesentwicklung

Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin
Tel. (+49-385) 588 - 38 00,

E-Mail: Petra.Schmidt@am.mv-regierung.de

Workshop: Umweltprüfung von Regionalplänen

Universität Mannheim
29. Januar 2007

10:00 – 17:00 Uhr

Veranstalter:

Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Lehrstuhl für Wirtschaftsgeographie, Abt. Volkswirt-
schaftslehre, Universität Mannheim

Verband Region Rhein-Neckar

Teilnahmegebühr: 45,- EUR (inkl. Verpflegung während
der Veranstaltung)

Teilnehmerzahl: max. 100 (Anmeldung erforderlich)

Programm (Änderungen vorbehalten):

Plenarvorträge (vormittags):

■ Die Novellierung des Raumordnungsgesetzes (Min-
Dgt. Dipl.-Ing. Manfred Sinz, Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung)

■ Rechtssicherheit bei der Umweltprüfung von Raum-
ordnungsplänen (N.N.)

Arbeitsgruppen (nachmittags):

■ AG 1: Grenzüberschreitende Umweltprüfung
(Koordination: MinR Dipl.-Ing. Petra Ilona Schmidt)

■ AG 2: Abschichtung
(Koordination: Prof. Dr. Catrin Schmidt)

■ AG 3: Kumulative Umweltauswirkungen/Monitoring
(Koordination: Dipl.-Ing. Marie Hanusch)

■ AG 4: Alternativenprüfung
(Koordination: Prof. Dr. Christian Jacoby)

Die Einladung mit Programm und Anmeldungsformular
für den Workshop wird Anfang Oktober versandt. Weite-
re Informationen zur Veranstaltung erhalten Sie im Sekre-
tariat der ARL (Ansprechpartner: Dr. Gerhard Overbeck,
Tel. (+49-511) 3 48 42 – 22; E-Mail: Overbeck@ARL-net.de).

Forschungs- und Sitzungsberichte
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Hannover 2006, Bd. 228, 312 S., m. farb. Abb.
ISBN 3-88838-057-X

Kulturlandschaften

als Herausforderung

für die Raumplanung

Ulf Matthiesen, Rainer Danielzyk,

Stefan Heiland, Sabine Tzschaschel (Hrsg.)

Verständnisse – Erfahrungen –

Perspektiven

Mit der Novellierung von 1998 wurde der Begriff „ge-
wachsene Kulturlandschaften“ erstmals im Raumord-

nungsgesetz verankert. Um dem gesetzlichen Auftrag zur
Erhaltung von Kulturlandschaften Genüge tun zu können, gilt
es, den Begriff und die aus dem Gesetz abzuleitenden Aufga-
ben zu konkretisieren und Arbeitshilfen für die raumplaneri-
sche Praxis zu entwickeln. Dabei ist zu klären, wie die zwi-
schen verschiedenen Fachbereichen zum Teil stark differie-
renden Verständnisse und Herangehensweisen zu einzelnen
Aspekten des Themenfeldes „Kulturlandschaft“ zusammen-
geführt werden können. Insbesondere muss sich die Raum-
ordnung auch damit auseinandersetzen, wie mit der Dynamik
von Kulturlandschaften umzugehen ist. Bei all dem gilt, dass
ganz unterschiedliche Landschaftstypen, z.B. auch Stadtland-
schaften, als Kulturlandschaften betrachtet werden können.

Der vorliegende Band, Ergebnis eines gemeinsamen Arbeits-
kreises der vier raumwissenschaftlichen Einrichtungen der Leib-
niz-Gemeinschaft, befasst sich zunächst mit Kulturlandschaf-
ten als Gegenstand aktueller Diskurse und behandelt im An-
schluss raumordnungsrechtliche und fachdisziplinäre Zugän-
ge zum Thema. Weiter werden Kulturlandschaften im Span-
nungsfeld zwischen Privateigentum und Gemeinschaftsgut
diskutiert. Der umfangreichste Teil des Bandes widmet sich
Methoden, Problemen und Perspektiven im Umgang mit Kul-
turlandschaften in der Planungspraxis und stellt deutsche und
europäische Beispiele vor. Das Abschlusskapitel gibt Hand-
lungsempfehlungen zur Rolle der Regionalplanung und stellt
Herausforderungen im planerischen Umgang mit Kulturland-
schaften sowie weiteren Forschungsbedarf dar.

Vorwort

Stefan Heiland Kulturlandschaften in der Raumord-
Sabine Tzschaschel nung – Zur Entstehungsgeschichte
Volker Wille eines Themas

I Kulturlandschaften als Gegenstand aktueller planerischer,

rechtlicher und wissenschaftlicher Diskurse – Begriffs-

klärung und Positionen

Winfried Schenk Der Terminus „gewachsene Kultur-
landschaft“ im Kontext öffentlicher
und raumwissenschaftlicher Dis-
kurse zu „Landschaft“ und „Kultur-
landschaft“
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Gerold Janssen Rechtsfragen zur Einbeziehung der
Kulturlandschaft in die Raum-
ordnung

Rainer Danielzyk Die Aufgabe und Rolle der Regio-
Eberhard Eickhoff nalplanung bei der Umsetzung des

„kulturlandschaftlichen Gesetzes-
auftrags“

Stefan Heiland Zwischen Wandel und Bewahrung,
zwischen Sein und Sollen: Kultur-
landschaft als Thema und Schutz-
gut in Naturschutz und Landschafts-
planung

Ulf Matthiesen Zur Kultur „gewachsener Kulturland-
schaften“ – Konzeptions- und Ver-
fahrensvorschläge für eine syste-
matischere Berücksichtigung kul-
tureller Landschaftskodierungen bei
der planungsbezogenen Kulturland-
schaftsanalyse

Ingrid Apolinarski Kulturlandschaft als regionales
Ludger Gailing Gemeinschaftsgut. Vom Kulturland-
Andreas Röhring schaftsdilemma zum Kulturland-

schaftsmanagement

II Kulturlandschaften in der Planungspraxis:

Methoden, Probleme, Perspektiven

Winfried Schenk Ansätze zur planungsbezogenen
Analyse von gewachsenen Kultur-
landschaften aus der Sicht der
Kulturlandschaftspflege

Thomas Gunzelmann Geschichtliche Überlieferung im
Raum – der Ansatz der historischen
Kulturlandschaft in der Denkmal-
pflege

Klaus-Dieter Kleefeld Kulturgüter innerhalb der Umwelt-
Peter Burggraaff verträglichkeitsprüfung

III Kulturlandschaften konkret:

Beispiele aus Deutschland

Manfred Kühn Die Potsdamer Kulturlandschaft –
Ansätze und Probleme regionaler
Planung

Catrin Schmidt Das Kulturlandschaftsprojekt
Ostthüringen

Isolde Roch Die Entwicklung der Kulturland-
schaft „Elbtal Dresden“

Thomas Gunzelmann Kulturlandschaft zwischen Raum-
ordnung und Denkmalpflege – das
bayerische Beispiel

Ulrich Bernard Praktische Beispiele für Planungs-
Alexander Erb ansätze: Vorgehensweisen, Pro-
Hubert Job bleme, Perspektiven – das Beispiel
Moritz Warth München

Angelika Halama Eigentums- und Besitzwechsel und
ihr Einfluss auf die Kulturland-
schaftsentwicklung, dargestellt am
Beispiel des Gutes Duckwitz im
Raum Tessin-Gnoien in Mecklen-
burg-Vorpommern

IV Kulturlandschaften konkret:

Beispiele aus dem europäischen Ausland

Haik Thomas Porada Die Neufassung des gesetzlichen
Rahmens für die Kulturlandschafts-
pflege in Schweden und ihre Aus-
gestaltung in der Praxis

J. Hans F. Bloemers Kulturlandschaften in den Nieder-
landen – Erhaltung durch nach-
haltige Entwicklung in der Raum-
ordnung

Hans-Rudolf Egli Die Kulturlandschaft in der
schweizerischen Raumordnung

V Die Zukunft der „gewachsenen Kulturlandschaft“

in der Raumplanung

Manfred Kühn Der Stellenwert der Kulturlandschaft
Rainer Danielzyk in der Regional- und Raumpla-

nung – Fazit, Ausblick und Hand-
lungsempfehlungen

Kurzfassungen/Abstracts

❐

Holger Gnest, Markus Schöfer

Ansätze für eine zukunftsfähige

Raumplanung

Stand und Perspektiven in Praxis

und  Ausbildung

Arbeitsmaterial
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Hannover 2006, Nr. 324, 58 S.
ISBN 3-88838-324-2

Welchen politischen Stellenwert hat die Raumplanung
in Bezug auf die ihr von der Politik zugeschriebene

Steuerungs- und Lösungskapazität? Wie ist der Stand der raum-
planerischen Ausbildung vor dem Hintergrund des Bologna-
Prozesses? Mit welchen beruflichen Anforderungen und mit
welchen Arbeitsmarktchancen werden Absolventen von Raum-
planungsstudiengängen konfrontiert?

Durch diese Fragestellungen wird im vorliegenden Arbeits-
material der ARL auf die großen Herausforderungen der Raum-
planung als öffentliche Aufgabe einerseits und als Hochschul-
disziplin andererseits eingegangen. Anhand von Interviews
mit Politikern und Experten aus Planungspraxis und Wissen-
schaft werden Ansätze für eine zukunftsfähige Raumplanung
skizziert und Empfehlungen für die Weiterentwicklung der
raumplanerischen Ausbildung dargelegt.
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Walter Schönwandt Vorwort

Aufgabenstellung, Ergebnisse

und Empfehlungen

Walter Schönwandt 1 Einleitung

Wolfgang Jung 1.1 Ausgangspunkte und Ziele

1.2 Selbstverständnis der Arbeits-
gruppe

2 Vorgehensweise der Arbeits-
gruppe

3 Ergebnisse

3.1 Konzeptuelle Fundamente der
Planung

3.2 Evaluation der Wirkungen
planerischer Instrumente

3.3 Abstimmung und Durchsetzung
der Planung

3.4 Binnen- und Außensicht der
räumlichen Planung

3.5 Planeraus- und -weiterbildung

3.6 Unterstützung der Praxis durch
die Wissenschaft

4 Schlussfolgerungen und
Empfehlungen auf Grundlage
der Sondierung

Handlungsansätze

und Planung

Walter Schönwandt 5 Planungsansätze und Planungen
nach dem Prinzip „Probleme
zuerst“

5.1 Planungsansätze

5.2 Probleme-zuerst-Planungen

Handlungsansatz „Probleme

zuerst“ in Fallbeispielen

6 „Probleme zuerst“:
Grundlagen und Fallbeispiele

Rüdiger von der Weth 6.1 Psychologie des Planens

Max van den Berg 6.2 Strategic Planning, Dutch
Experience

Hans-Georg Bächtold 6.3 Probleme zuerst – Fallbeispiele
aus dem Kanton Basel-Land-
schaft

Rolf Signer 6.4 Probleme zuerst: Transalpiner
Schienengüterverkehr –
„Bypässe“ an Ober- und Hoch-
rhein? Langfristperspektiven für
eine integrierte Raum- und Eisen-
bahnentwicklung am Hochrhein
und Oberrhein

Literatur

Anhang

Kurzfassungen/Abstracts

Arbeitsmaterial
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung

Hannover 2006, Nr. 326, 80 S.
ISBN 3-88838-326-9

Ausgewählte Methoden

und Instrumente

in der räumlichen Planung

Kritische Sondierung als Beitrag zur Diskussion

 zwischen Planungswissenschaft und -praxis

Walter Schönwandt, Wolfgang Jung (Hrsg.)

Aufgabenstellungen und Vorgehensweisen räumlicher Pla-
nung unterliegen seit jeher Veränderungen, die dazu

führen, dass die eingesetzten Methoden und Instrumente
kritisch hinterfragt und gegebenenfalls durch andere ergänzt
oder ersetzt werden.

Entsprechend war es Ziel einer Arbeitsgruppe der Landesar-
beitsgemeinschaft Baden-Württemberg der ARL, ausgewähl-
te Methoden und Instrumente in der räumlichen Planung zu
hinterfragen und insbesondere Schwachstellen an der Naht-
stelle zur Wissenschaft zu identifizieren. Mittels einer Sondie-
rung, die bei zwölf Interviewpartnern aus der Planung in Ba-
den-Württemberg durchgeführt wurde, wurden die konzep-
tuellen Fundamente der Planung, die Wirkung planerischer
Instrumente, die Abstimmung und Durchsetzung der Planung,
Binnen- und Außensicht, die Planeraus- und Weiterbildung
sowie die mögliche Unterstützung der Praxis durch die Wis-

Vorwort

1 Einleitung

1.1 Problemstellung

1.2 Zielsetzung

1.3 Methodik und Aufbau der Arbeit

2 Stand und Stellenwert der Raumplanung im Spannungs-
feld von Planungsverwaltungen und Politik

2.1 Einschätzungen zur Raumplanung von Politikern

2.2 Einschätzungen zur Raumplanung von Experten aus
Planungspraxis und Wissenschaft

2.3 Bewertung und Empfehlungen

3 Stand und Stellenwert der raumplanerischen Aus-
bildung im Lichte des Bologna-Prozesses

3.1 Relevante Informationen zum Bologna-Prozess

3.2 Beurteilung der Hochschulausbildung in raumplanungs-
relevanten Studiengängen

3.3 Beurteilung des Arbeitsmarktes hinsichtlich der neuen
Studiengänge

3.4 Bewertung und Empfehlungen

4 Zusammenfassung und Ausblick

Literatur

Anhang

Kurzfassung / Abstract

senschaft kritisch hinterfragt. Auf der Grundlage dieser Son-
dierung werden Empfehlungen für die Weiterentwicklung
planerischer Methoden und Instrumente formuliert und eine
strategische Vorgehensweise nach dem Prinzip „Probleme
zuerst“ vorgestellt. Fallbeispiele illustrieren diesen Ansatz.

❐
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PositionspapierePositionspapierePositionspapiere

Positionspapiere entstehen in Beratungsgremien, die sich mit aktuellen Fragen der Raumentwicklung auf nationaler und
europäischer Ebene beschäftigen und dazu kurzfristig Empfehlungen erarbeiten, die sich an Adressaten aus Politik,

Verwaltung und Wissenschaft richten.

Nr. 57 Strategien für Großstadtregionen

im 21. Jahrhundert

Empfehlungen für ein Handlungsfeld von
nationaler Bedeutung
Positionspapier aus der ARL und der DASL

Nr. 58 Flächenhaushaltspolitik

Ein Beitrag zur nachhaltigen Raumentwicklung
Positionspapier aus der Ad-hoc-Arbeitsgruppe
„Flächenhaushaltspolitik“ der ARL

Nr. 59 Was leistet die EU-Strukturförderung

für die Regionalentwicklung?

Positionspapier aus der Landesarbeitsgemein-
schaft Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland der ARL

Nr. 60 Notwendigkeit einer Europäischen

Raumentwicklungspolitik

Positionspapier ausdem Ad-hoc-Arbeitskreis
„Europäische Raumentwicklungspolitik“ der ARL

Nr. 61 Gesellschaftliche Bedeutung und Zukunft

der Regionalplanung

Positionspapier aus dem Informations- und
Initiativkreis „Regionalplanung“ der ARL

Nr. 62 Folgen des demographischen Wandels

für Städte und Regionen in Deutschland –

Handlungsempfehlungen

Positionspapier aus dem Sekretariat der ARL

Nr. 63 Die regionale Ebene zukunftsfähig machen!

Zu den Verwaltungsreformdiskussionen in den
Ländern
Positionspapier aus dem Informations- und
Initiativkreis „Regionalplanung“ der ARL

Nr. 64 Zur Vereinfachung und Beschleunigung von

Zulassungsverfahren für Verkehrsprojekte

Stellungnahme zum Gesetzesantrag
(BR-Drs. 94/06)
Positionspapier aus dem Ad-hoc-Arbeitskreis
„Planung und Recht“ der ARL

Nr. 65 Zur Modernisierung der bundesstaatlichen

Ordnung (Bereich Raumordnung)

Stellungnahme zu den Verfassungsänderungen
zu Art. 72 Abs. 3 GG (BT-Drs. 16/813)
Positionspapier aus dem Ad-hoc-Arbeitskreis
„Planung und Recht“ der ARL

Nr. 66 Wie hell strahlen „Leuchttürme“? Anmerkungen

zur Clusterpolitik in ländlichen Räumen

Positionspapier aus der Ad-hoc-Arbeitsgruppe der
Landesarbeitsgemeinschaft Bayern der ARL.
In diesem Heft, s. „Zur Diskussion“.

Nr. 67 Großflächiger Einzelhandel als Herausforderung.

Raumordnungspolitischer Handlungsbedarf zur

Sicherung der Lebensqualität durch verbraucher-

nahe Grundversorgung im Einzelhandel

Positionspapier aus dem Informations- und
Initiativkreis „Regionalplanung“ der ARL.
In diesem Heft, s. „Zur Diskussion“.

Nr. 68 Notwendigkeit einer Volkszählung für Deutsch-

land aus der Sicht von Raumentwicklungspolitik

und raumwissenschaftlicher Forschung

Positionspapier aus dem gleichnamigen Ad-hoc-
Arbeitskreis der ARL.
In diesem Heft, s. „Zur Diskussion“.

Die Positionspapiere aus der ARL können als pdf-Datei von der Website der ARL (www.ARL-net.de/News) heruntergela-
den werden oder sind über das Sekretariat der ARL (E-Mail: Berswordt@ARL-net.de, Tel. 0511 – 3 48 42 – 13) zu beziehen.

NEU
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Die Ordentlichen Mitglieder (OM) der ARL kamen am 24.
Juni 2006 zu ihrer ersten Mitgliederversammlung dieses

Jahres zusammen. Sie fand im Anschluss an die Wissenschaft-
liche Plenarsitzung in Rostock statt. Vor Beginn der Sitzung
gedachten die Anwesenden der seit der letzten Zusammen-
kunft verstorbenen Mitglieder OM Gerhard Oberbeck, KM
Norbert Kloten, KM Dieter Sauberzweig und KM Helmut
Schaefer.

Bericht des Präsidenten

Traditionsgemäß legte zu Beginn der Versammlung Präsident
Prof. Dr.-Ing. Klaus Borchard über die Arbeit des Präsidiums
seit der letzten Mitgliederversammlung Rechenschaft ab. Sein
Bericht wird von den OM immer mit großem Interesse aufge-
nommen, denn es ergibt sich für sie die Gelegenheit, mit dem
Präsidium in einen Austausch über Fragen laufender Projekte
und des Erkenntnistransfers einzutreten. Borchard begann sei-
ne Ausführungen mit dem Hinweis, dass die ARL vom Senats-
ausschuss Evaluierung der Leibniz-Gemeinschaft am 8./9. März
2007 evaluiert wird. Die umfangreichen Vorbereitungen sind
bereits vor einiger Zeit angelaufen, die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Sekretariat unterstützen das Präsidium durch
zahlreiche Vorarbeiten. Zu Beginn dieses Jahres sind die OM
gebeten worden, ihre aktuellen Interessen- und Arbeitsgebie-
te zu benennen. Von den genannten 217 Themen entfallen,
so Borchard, mit 38 % die meisten auf den Forschungsschwer-
punkt „Räumliche Planung, raumbezogene Politik“ und 29 %
auf „Wirtschaft, Technik, Infrastruktur“. Damit haben sich ge-
genüber dem Vorjahr keine nennenswerten Veränderungen
ergeben, sodass nach wie vor gesagt werden kann, dass die
ARL die „richtigen“ Themen in Gang gesetzt hat.

Der Präsident berichtete ausführlich über die zahlreichen
Aktivitäten zur Politikberatung. So wurden in den letzten
Monaten eine Reihe von Positionspapieren veröffentlicht,
beispielsweise zu den räumlichen Konsequenzen des demo-
graphischen Wandels, zur Vereinfachung und Beschleunigung
von Zulassungsverfahren für Verkehrsprojekte und eine Stel-
lungnahme zu den Vorschlägen der Föderalismuskommissi-
on. Darüber hinaus unterstützt und begleitet die ARL das
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
bei der Vorbereitung der deutschen EU-Ratspräsidentschaft
bei raumwissenschaftlichen Fragen. Die ARL ist auch in die
Diskussion und Erarbeitung von neuen Leitbildern der Raum-
entwicklung in Deutschland eingebunden.

Schließlich informierte Borchard die OM über neu einge-
setzte Arbeitskreise, Ad-hoc-Arbeitskreise und Arbeitsgrup-
pen der Landesarbeitsgemeinschaften. Darüber hinaus sind
eine Reihe von Expertenworkshops durchgeführt worden oder
in Vorbereitung, um zu prüfen, ob und in welcher Form sich
die ARL mit offenen Forschungsfragen befassen sollte. Dazu
gehören die Themen Ländliche Räume, Langfristperspekti-
ven der Raum- und Energieentwicklung, Wissensgesellschaft,
Regionale Inzidenz des Steuersystems und Wettbewerb der
Regionen. Auf großes Interesse stießen die Ausführungen

Borchards zu den europabezogenen Aktivitäten der ARL in
Mittel- und Südosteuropa. Auch nach Abschluss der Aktivitä-
ten der ehemaligen Europa-Arbeitsgemeinschaft für diese
Räume werden regelmäßige Aktivitäten mit Unterstützung
von Dritten stattfinden. Gedacht ist an die Einsetzung einer
kleinen transnationalen Gruppe, deren Hauptaufgabe es ist,
Themen vorzuschlagen und Aktivitäten zu koordinieren, bei-
spielsweise in Form von Veranstaltungen. Für eine erste Ver-
anstaltung Anfang 2007 ist das Thema „Planungskulturen im
Vergleich“ im Gespräch.

Im Anschluss an den Bericht des Präsidenten beriet die
Mitgliederversammlung über die im Sekretariat erarbeiteten
Papiere „Grundsätze der Themenfindung, -auswahl und -prä-
zisierung“ und „Grundsätze und Perspektiven der institutio-
nellen Zusammenarbeit“. Diese gehen auf Anregungen des
Wissenschaftlichen Beirats zurück und sollen in das Konzept
der Qualitätssicherung eingegliedert werden. Die Mitglieder
brachten eine Reihe von Verbesserungsvorschlägen vor und
beschlossen sodann die beiden Papiere als Bestandteil des
Konzepts der Qualitätssicherung.

Metropolregionen

Prof. Dr.-Ing. Jörg Knieling, HafenCity Universität Hamburg,
berichtete im Rahmen der Mitgliederversammlung über den
Stand der Untersuchungen und über Zwischenergebnisse
des von ihm geleiteten Arbeitskreises „Metropolregionen –
Innovation, Wettbewerb, Handlungsfähigkeit“. Der Arbeits-
kreis hat sich mehrere Arbeitsinhalte vorgenommen. Zum
einen sind zu Beginn der Untersuchungen begriffliche Klä-
rungen vorgenommen worden und es wurden Leistungen
und Funktionen von Metropolregionen näher beleuchtet. Zu-
dem fand eine intensive Diskursanalyse statt, die auch die
Entwicklungen im Ausland berücksichtigte. Breiten Raum
nimmt auch die Diskussion verschiedener theoretischer Erklä-
rungsansätze ein, beispielsweise die Regulationstheorie und
die Institutionenökonomie. Schließlich stehen einzelne Kenn-
zeichen von Metropolregionen im Mittelpunkt des Interes-
ses. Der Arbeitskreis befasste sich mit ökonomischen Ver-
flechtungen, mit der Wissensökonomie, mit Zu- und Abwan-
derungen, mit Fragen geeigneter Steuerungsformen von
Metropolregionen und auch mit Raumbildern und Symbolen
solcher Regionen. Knieling gab einen Einblick in den derzeiti-
gen Forschungsstand dieser Aspekte und formulierte erste
Folgerungen für eine Metropolregionen-Politik.

In der Aussprache gaben zahlreiche Mitglieder Empfehlun-
gen für die weiteren Untersuchungen des Arbeitskreises, die
sich beispielsweise auf die Bereiche öffentliche Güter in Me-
tropolregionen, gering qualifizierte Migranten und Events be-
ziehen. Abschließend wurde festgestellt, dass das Thema der
Metropolregionen dazu beitragen kann, den derzeit zu beob-
achtenden geringen Stellenwert der Raumplanung aufzufan-
gen. Allerdings dürften auch die Probleme in den ländlichen
Räumen nicht aus den Augen verloren werden.

Versammlung der Ordentlichen Mitglieder
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Territoriale Kohäsion

Anschließend berichtete Prof. Dr.-Ing. Maroš Finka von der
Slowakischen Technischen Universität in Bratislava über den
Stand der Untersuchungen des von ihm geleiteten Europäi-
schen Arbeitskreises „Territoriale Kohäsion“. Er betonte zu-
nächst, dass territoriale Kohäsion sowohl als ein politisches als
auch als ein theoretisches Konzept begriffen werden kann.
Ziel ist jeweils, einen Beitrag zu einer ausgewogeneren Ent-
wicklung in den Teilräumen der EU zu leisten. Dies soll unter
anderem durch die Reduktion existierender Disparitäten, die
Vorbeugung neuer territorialer Ungleichgewichtigkeiten, die
Harmonisierung der sektoralen Politiken mit der Regionalpoli-
tik und durch die Bildung von Netzwerken zwischen den
Regionen erreicht werden. Der Europäische Arbeitskreis hat
zunächst damit begonnen, eine Zustandsanalyse als Basis für
eine kritische Bewertung des Konzeptes vorzunehmen. In die
Analyse sind Aussagen aus dem Rotterdam-Prozess, der Lissa-

Das Präsidium berief folgende Persönlichkeiten in Wür-
digung ihrer Mitwirkung in der ARL zu Korrespon-

dierenden Mitgliedern:

■ Lic. iur. Lukas Bühlmann, Schweizerische Vereinigung
für Landesplanung, Bern/Schweiz

■ Prof. Dr. Marion Eich-Born, Friedrich-Schiller-Univer-
sität Jena, Institut für Geographie

■ Dipl.-Ing. Timo Fichtner, Hochschule Neubranden-
burg/Agendabüro Stettiner Haff, Rothenklempenow

■ PD Dr. Christine Hannemann, Humboldt-Universität
Berlin, Institut für Sozialwissenschaften

■ Dipl.-Geogr. Dipl.-Phil. Jörn Hollenbach, Ministerium
für Arbeit, Bau und Landesentwicklung Mecklenburg-
Vorpommern, Schwerin

■ Dr. Gerold Janssen, Leibniz-Institut für ökologische
Raumentwicklung, Dresden

■ Dipl.-Geogr. Sabine von Löwis, HafenCity Universität
Hamburg, Institut für Stadt-, Regional- und Umwelt-
planung

■ Dipl.-Geogr. Klaus Mensing, CONVENT Planung und
Beratung GmbH, Hamburg

■ Dipl.-Ing. Steffi Rosentreter, Stadt Ravensburg, Tief-
bauamt

■ Prof. Dr.-Ing. Heidi Sinning, Fachhochschule Erfurt,
Fachgebiet Planung und Kommunikation

Wie bereits mehrfach an dieser Stelle berichtet, bieten
ARL und FRU in Zusammenarbeit mit der HafenCity

Universität Hamburg ein Mentoring-Programm für junge Pla-
nerinnen und Wissenschaftlerinnen der Raum- und Umwelt-
planung an. Dies soll insbesondere dazu beitragen, die Nach-
wuchsförderung im Bereich der Raumwissenschaften zu ver-
bessern und gezielt junge Frauen zu Beginn ihrer beruflichen

Laufbahn oder bei ihrer wissenschaftlichen Weiterqualifizie-
rung zu unterstützen. Mitte Dezember 2005 fand das Auftakt-
treffen der ersten Runde statt. Sechs Mentees kamen ge-
meinsam mit ihren jeweiligen Mentorinnen in Hannover zu-

Mentoring-Programm

Halbzeittreffen

bon-Strategie sowie übergeordnete Ziele der EU eingeflos-
sen. Auch die Perspektiven und Erwartungen der Mitgliedsta-
ten wurden hier subsumiert. Darüber hinaus geht es darum,
Bedingungen für die sinnvolle Weiterführung des Prozesses
zu formulieren. Hier wurden Empfehlungen zu den Inhalten
und Zielen einer Politik der territorialen Kohäsion ebenso
ausgesprochen wie für weitere Forschungen. Die Ausführun-
gen wurden von der Mitgliederversammlung gewürdigt. Es
wurde darauf hingewiesen, dass das Konzept der territorialen
Kohäsion weitreichende denkbare Potenziale aufweist. Die
Umsetzung der Potenziale durch politische Entscheidungsträ-
ger ist jedoch sehr schwierig.

Präsident Borchard schloss die Sitzung mit der Einladung zur
nächsten Mitgliederversammlung, die am 1. Dezember 2006
in Gütersloh stattfinden wird.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

Neue Korrespondierende

Mitglieder

v.l.: Christiane Westphal, Marie Hanusch, Nina Hangebruch,
Catrin Schmidt, Evelyn Gustedt, Lara Bartscherer, Barbara Zibell,

Katharina Steinkraus, Sabine Weiland, Annika Schönfeld
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sammen und stellten Projekte vor, die sie in dem einjährigen
Projektzeitraum bearbeiten wollen.

Am 29. Juni 2006 trafen sich die Mitwirkenden zu einem
Halbzeittreffen in Hannover. Bei dieser Zusammenkunft stan-
den nicht die Projekte im Vordergrund der Diskussionen, son-
dern es ging vorrangig um Fragen der individuellen fachlichen
und strategischen Weiterentwicklung. Ein Ziel des Projektes
ist es, dass die Mentees von den Erfahrungen der Mentorin-
nen lernen. So wurden bei diesem Treffen zunächst auch die
Biografien der Mentorinnen thematisiert, aus denen Erkennt-
nisse für die eigenen Lebenswege abgeleitet wurden, gerade
was Fragen der Karriereplanung und der Gleichberechtigung
betrifft. Diese Diskussionen fanden einerseits im Plenum statt,
andererseits im Rahmen eines „Speed Datings“. Dabei führ-
ten die Mentees mit allen Mentorinnen kurze Einzelgesprä-
che und erörterten fachlich-biografische Fragen. Insbesonde-
re war es für die jungen Damen interessant zu wissen, wie die
erfahrenen Kolleginnen dort hingekommen sind, wo sie heu-
te stehen, mit welchen Problemen sie sich konfrontiert sahen
und wie sie Privat- und Berufsleben miteinander verbinden.
Im Rahmen dieser Gespräche wurden dann auch fachliche
Aspekte aufgegriffen und thematisiert.

Im Anschluss an die gemeinsame Veranstaltung mit den
Mentorinnen nahmen die sechs Mentees an einem Qualifika-
tionskurs zum Thema „Kommunikation, Rhetorik, Konfliktlö-
sung“ teil, das von Dr. Sibylle Deutsch, freie Unternehmens-
und Kommunikationsberaterin aus Hannover, geleitet wurde.
Dabei wurden Grundlagen für eine zielführende und erfolg-
reiche Kommunikation ebenso vermittelt wie rhetorische
Grundlagen. Diese bezogen sich beispielsweise auf den Um-
gang mit Lampenfieber, auf den Aufbau von Argumentatio-
nen sowie auf die Planung und die Durchführung von Kurz-
vorträgen mit unterschiedlichen Zielgruppen. Schließlich er-

hielten die Mentees Hilfestellungen für den persönlichen
Umgang mit Konflikten.

Das Abschlusstreffen, bei dem dann auch die einzelnen
Projekte der Mentees vorgestellt werden, wird im Dezember
dieses Jahres in Hannover stattfinden. Es wird mit dem Auf-
takttreffen der zweiten Runde des Programms verknüpft.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

Gäste im Sekretariat

Am 14. Juni 2006 besuchte Prof. Dr. Felicitas Hillmann mit
24 Studentinnen und Studenten der Universität Bremen

das Sekretariat der ARL. Die Mitglieder der Gruppe beschäf-
tigten sich im Rahmen eines vertiefenden Praktikums mit den
konkreten Strukturen und Arbeitsweisen wichtiger (For-
schungs-)Einrichtungen in Norddeutschland. Das Interesse der
Studierenden war zunächst auf die Struktur, die Organisation
sowie die wissenschaftliche und politikberatende Tätigkeit
der ARL gerichtet. Hierüber berichtete Dr. Gerd Tönnies,
Referatsleiter im Sekretariat der ARL. Im Mittelpunkt seiner
Ausführungen standen die Möglichkeiten einer multi- bzw.
transdisziplinären sowie Wissenschaft, Planung, Politik und
Verwaltung kontinuierlich vernetzenden und integrierenden
raumwissenschaftlichen Arbeitsweise. Auf großes Interesse
stießen darüber hinaus Informationen zur Forschungsplanung
und zu aktuellen Arbeitsfeldern der ARL sowie ein Überblick
über die vielfältigen Aktivitäten zu den räumlichen Auswir-
kungen und raumentwicklungspolitischen Handlungsbedar-
fen, die sich aus dem demographischen Wandel in Deutsch-
land ergeben.

Am 30. September 2006 tritt der Leiter des Deutschen Insti-
tuts für Urbanistik, Vizepräsident und OM Prof. Dr. Heinrich

Mäding, in den Ruhestand. Er leitete das größte Stadtfor-
schungsinstitut im deutschsprachigen Raum seit 1992. Zu
seinem Nachfolger wurde OM Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beck-

mann gewählt. Er tritt seinen Dienst am 1. Oktober 2006 in
Berlin an. Zuvor war Klaus J. Beckmann Leiter des Instituts für
Stadtbauwesen und Stadtverkehr sowie Inhaber des gleichna-
migen Lehrstuhls an der RWTH Aachen.

❐❐❐❐❐

Im Rahmen eines Festaktes im Dom zu Greifswald wurde
OM Minister a. D. Prof. Dr. Bruno Benthien von der Ernst-
Moritz-Arndt-Universität Greifswald mit der Goldenen Pro-
motion geehrt. Die Mathematisch-Naturwissenschaftliche
Fakultät erneuerte feierlich die Doktorurkunde, die Benthien
am 18. Februar 1956 mit der Inaugural-Dissertation „Die Le-
witz. Physische Geographie einer mecklenburgischen Einzel-
landschaft“ erlangt hatte.

Personalien
OM Prof. Dr. Klaus Töpfer, früherer Bundesumwelt- und Bun-
desraumordnungsminister sowie Direktor des UN-Umwelt-
programms und des Zentrums für menschliche Siedlungen,
ist ehrenhalber für seinen Einsatz zum Erhalt der Meere mit
dem neuen „Elisabeth-Mann-Borgese-Preis“ ausgezeichnet
worden. Benannt ist die Auszeichnung, die das Land Schles-
wig-Holstein auslobt, nach der Tochter des Schriftstellers Tho-
mas Mann, die sich als Meeresrechtlerin für den Schutz der
Weltmeere engagiert hat.

❐❐❐❐❐

Die Chinese Academy of Science hat im Juni 2006 OM Prof.
Dr. Wolfgang Haber zum Einstein-Professor ernannt – die
höchste Auszeichnung, die einem Ausländer in China zuteil
werden kann. Wolfgang Haber ist der erste ausländische Öko-
loge, der auf diese Weise geehrt worden ist.

❐❐❐❐❐

Die Österreichische Geographische Gesellschaft hat im Mai
2006 die Franz von Hauer-Medaille an OM Prof. Dr. Karl

Ruppert, München, verliehen. Damit werden seine außerge-
wöhnlichen Forschungsleistungen in den Bereichen Kultur-
und Agrargeographie, Regionalpolitik, Landesplanung, Alpen-
und Mitteleuropaforschung anerkannt und gewürdigt.
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OM Prof. Dr.-Ing. Rainer Danielzyk, Direktor des Instituts für
Landes- und Stadtentwicklungsforschung und Bauwesen des
Landes Nordrhein-Westfalen (ILS NRW) ist als stellvertreten-
des Mitglied in den Senatsausschuss der Leibniz-Gemein-
schaft berufen worden, der für die Vergabe der zusätzlichen
Mittel im Rahmen des „Pakts für Forschung und Innovation“
des BMBF zuständig ist.

❐❐❐❐❐

KM Prof. Dr. Paul Gans, Geographisches Institut der Universi-
tät Mannheim, ist als Vertreter der Sektion B (Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften, Raumwissenschaften) in den Senat der
Leibniz-Gemeinschaft gewählt worden. Paul Gans ist künftig
auch als Vertreter des Senats Mitglied im Senatsausschuss
Evaluierung (SAE) der Leibniz-Gemeinschaft.

KM Dr. Heik Afheld, Dipl. Kaufmann und Wirtschaftspublizi-
stischer Berater, Berlin, wurde als Honorarprofessor für Zu-
kunftsforschung an die Kunsthochschule Weißensee in Berlin
berufen.

❐❐❐❐❐

Für die italienische Ausgabe seines Buches „Die Alpen“ hat
KM Prof. Dr. Werner Bätzing im Frühjahr 2006 drei Preise
erhalten. Es handelt sich um den „Prix littéraire René Willien“
der Autonomen Region Aosta-Tal, um den „Premio Letterario
Nazionale Leggimontagna“ und den „Premio ITAS del libro di
montagna“, der der Erinnerung an Eugenio Turri gewidmet ist.
Darüber hinaus wurde Werner Bätzing für sein 25 Jahre langes
Engagement für die Alpen mit dem „King Albert Mountain
Award 2006“ der „King Albert I Memorial Foundation“ geehrt.

Im 81. Lebensjahr verstarb am 18.08.2006 Prof. Ing. arch.
Rudolf Steis Dr. Sc., Mitbegründer der slowakischen Schule
der Ausbildung für die Raumplanung an der Slowakisch
Technischen Universität in
Bratislava. Mit der Akademie
war der Verstorbene mehr als
fünfzehn Jahre eng verbunden.
Die ARL hat Prof. Steis viel zu
verdanken. Ohne sein intensi-
ves, nie nachlassendes und viel-
fältiges Engagement seit der
politischen Wende in Europa
hätte die transnationale Zu-
sammenarbeit der ARL im mit-
tel- und südosteuropäischen
Raum nicht so erfolgreich fort-
entwickelt werden können;
wobei seitens der Akademie auch schon vor 1989 wissen-
schaftliche Kontakte zu Prof. Steis und der TU Bratislava
bestanden.

Ich erinnere mich immer wieder gern an die ersten Besu-
che und Gespräche in Bratislava. Schon damals haben mich
die Freundlichkeit und Kollegialität, die offene und verbind-
liche Art, die Zielstrebigkeit und das fundierte und zugleich
breite Wissen von Prof. Steis fasziniert. Die ARL ist sehr
dankbar, dass er all diese Attribute ohne Abstriche in die
Zusammenarbeit mit der Akademie eingebracht hat. Prof.
Steis hat mit dazu beigetragen, dass schnell auch andere
Fachleute in Mittel- und Osteuropa vom Vorteil einer Ko-
operation mit der ARL überzeugt werden konnten. So nahm
das gemeinsame Schiff „Zusammenarbeit im mittel- und
südosteuropäischen Raum“ schnell Fahrt auf. Und was be-
sonders bemerkenswert ist: Das Schiff hat aufgrund politi-
scher Veränderungen während der Fahrt mehrmals den
Namen gewechselt. Aus der Deutsch-Tschechoslowaki-
schen Arbeitsgemeinschaft wurde die Deutsch-Tschechisch-

Slowakische Arbeitsgemeinschaft und anschließend die
Europa-Arbeitsgemeinschaft für den mittel- und südosteu-
ropäischen Raum (EAG MSO). Die Mannschaft ist in ihren
wichtigen Positionen jedoch nicht von Bord gegangen. Be-
währte Kapitäne, Rudergänger oder Lotsen, wie Prof. Steis,
sorgten für einen stabilen und erfolgreichen Kurs.

In fast zwei Jahrzehnten erfolgreicher Zusammenarbeit
mit Prof. Steis ist eine Vielzahl von beachtlichen Produkten
entstanden. Er hat in verschiedenen Arbeitsgruppen der
ARL im mittel- und südosteuropäischen Raum an verant-
wortlicher Stelle mitgewirkt und sich in zahlreiche Veran-
staltungen aktiv eingebracht. Regelmäßig hat er unsere ge-
meinsamen Diskussionen durch seine hohe fachliche Kom-
petenz bereichert. Bei all dem Einsatz sind wichtige Publika-
tionen entstanden, die erheblich vom fundierten Wissen
und dem breiten Erfahrungsschatz Rudolf Steis’ profitiert
haben. Stellvertretend sei an das Deutsch-Slowakisch-Tsche-
chische Handbuch der Planungsbegriffe und an die verglei-
chenden Arbeiten zur Ausbildung für die Raumplanung in
Europa erinnert.

Für sein unermüdliches Engagement bei Forschungsar-
beiten der ARL ist Prof. Steis hohe Wertschätzung nicht nur
im mittel- und südosteuropäischen Raum entgegengebracht
worden. Auch deshalb ist er im Jahr 1993 zum Korrespon-
dierenden Mitglied der Akademie berufen worden.

Die Akademie verliert mit Rudolf Steis eine bemerkens-
werte, international hoch angesehene Persönlichkeit auf
ihrem Arbeitsgebiet, einen engagierten Mitstreiter, Forscher
und ausgleichenden Mittler zwischen Wissenschaft und
Praxis sowie einen Förderer der Zusammenarbeit in Europa
und der Belange vor allem von Forschung und Entwicklung
im städtischen und regionalen Kontext und nicht zuletzt
einen langjährigen Freund und Weggefährten. Wir werden
unserem liebenswerten Kollegen ein ehrendes Andenken
bewahren.

Dietmar Scholich

Rudolf Steis

✝✝✝✝✝
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Im Rahmen der Wissenschaftlichen Plenarsitzung der ARL
am 22. und 23. Juni 2006 in Rostock-Warnemünde (s. aus-

führlichen Bericht in diesem Heft) wurde der Werner-Ernst-
Preis des Förderkreises für Raum- und Umweltforschung e.V.
(FRU) verliehen.

Wie in den Vorjahren auch, hatte sich der Wettbewerb
inhaltlich an der Jahrestagung der ARL orientiert. Mit dem
Thema „Wasser als Element der Raumplanung“ war ein Ta-
gungsthema gewählt worden, das eine hohe Aktualität und
planerische Relevanz aufweist. Daher beabsichtigte der Vor-
stand des FRU wiederum eine harmonische Einbindung der
Preisverleihung zum gleichen Thema in die Veranstaltung.

Der Werner-Ernst-Preis 2006 hatte zum Ziel,

■ die generelle Bedeutung des Wassers als natürliche Res-
source sowie seine Bedeutung für Gesellschaft und Wirt-
schaft und die räumlichen Auswirkungen und Probleme
der Wassernutzung zu verdeutlichen,

■ den besonderen Vorrang querschnittsorientierter (integra-
tiver) raumplanerischer Entwicklungskonzepte, -strategien
und Handlungsansätze im Zusammenhang mit der Lö-
sung gegenwärtiger und zukünftiger Probleme im Bereich
des Wassers zu begründen und zu veranschaulichen,

■ die veränderten Anforderungen an Planungs- und Koope-
rationskonzepte sowie raumplanerische Instrumente zu
konkretisieren, insbesondere auch mit Blick auf die Raum-
planung im Küsten- und Meeresbereich (IKZM),

■ Wege aufzuzeigen, wie das Verhältnis von Raumplanung
und Wasserwirtschaft in der Zukunft im Sinne einer nach-
haltigen Raumentwicklung gestaltet werden sollte,

■ zu Überlegungen für eine neue Planungskommunikation
zwischen Raumplanung, Wasserwirtschaft und den weite-
ren Planungsbeteiligten anzuregen.

Der Wettbewerb forderte dazu auf, sich mit dem Element
Wasser im Zusammenhang mit der räumlichen Planung aus-
einanderzusetzen und Vorschläge zu diskutieren, welche Fol-
gerungen für die raum- und umweltbezogene Politik und
Planung im weitesten Sinne gezogen werden sollten.

Nach dem Abgabetermin am 30. April 2006 wurden die Wett-
bewerbsbeiträge an die Jury zur Prüfung und Bewertung über-
geben. Mitglieder der Jury waren Dr. Stefan Greiving, Univer-
sität Dortmund, der auch den Vorsitz innehatte, Prof. Dr.
Christina von Haaren, Universität Hannover, und Dipl.-Geogr.
Kirsten Adamczak von der Emschergenossenschaft in Essen.
Ende Mai 2006 legte die Jury ihr Ergebnis vor. Der Vorstand
des FRU folgte der Empfehlung zur Preisvergabe, die vorsah,
zwei zweite und einen dritten Preis zu vergeben. Der Vorsit-
zende des FRU, Prof. Dr.-Ing. Jörg Knieling, gab im Rahmen
der Wissenschaftlichen Plenarsitzung das Wettbewerbsergeb-
nis bekannt und überreichte die Auszeichnungen.

Werner-Ernst-Preis 2006 vergeben

Wasser als Element der Raumplanung

2. Preis

Dipl.-Geogr. Dirk Huchtemann, Rheinisch-Westfälisches
Institut für Wirtschaftsforschung Essen, für seinen Beitrag
„Effizienzgewinn durch Regionalisierung? Abgrenzung ho-
mogener Politikaktionsräume in Flusseinzugsgebieten“

2. Preis

Dr. Oliver Kaiser, Universität Freiburg im Breisgau, Insti-
tut für Landespflege, für seinen Beitrag „Bewertung und
Entwicklung urbaner Fließgewässer unter aktiver Einbe-
ziehung der Öffentlichkeit – Das Projekt StadtGewässer“

3. Preis

Dipl.-Ing. Alice Kube, Referendarin beim Ministerium für
Umwelt, Natur, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen für ihren Beitrag „stadt
ODER landschaft. Erholungskonzept Wasserknoten
Wroclaw/Breslau“

Der dritte Preis wurde Dipl.-Ing. Alice Kube für ihren Beitrag
„stadt ODER landschaft. Erholungskonzept Wasserknoten
Wroclaw/Breslau“ zuerkannt. Ihr Wettbewerbsbeitrag be-
schreibt die landschaftsplanerische Vision einer Verflechtung
von Wasserachsen der Oder und hiermit verbundener Kanäle
im Raum Breslau mit Schwerpunkt auf einem Bewertungs-
und Handlungsrahmen zur Naherholung. Auf Grundlage ei-
ner differenzierten Beschreibung der Rahmenbedingungen
und Entwicklungsgeschichte des heutigen stadtregionalen Sys-
tems wird das Potenzial der Oberflächengewässer zur Grund-
lage der weiteren Entwicklung gemacht. Der Beitrag arbeitet
sowohl bei der Analyse wie auch im konzeptionellen Teil sehr
querschnittsorientiert: Die Einbeziehung der stadtplanerischen,
sozioökonomischen, ökologischen, politischen wie auch was-
serwirtschaftlichen Aspekte führt zu einem Gesamtbild beim
Problemaufriss wie auch zu Ansätzen einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung unter dem Leitbild einer vom Wasser geprägten
Metropole. Die Stärken der Arbeit liegen in der klaren Gliede-
rung des Stadtraumes und der Funktionszuweisungen gewäs-
serbezogener Nutzungen, in der Kraft der Visualisierungen
und dem angemessenen, behutsamen Brückenschlag zwi-
schen Nutzungssteuerung und „Möblierung“ der Flussland-
schaft. Die Arbeit ist logisch aufgebaut, gut lesbar und vermit-
telt durch intelligente grafische Darstellungen eine Fülle an
vielschichtigen Informationen. Es wird auch deutlich, dass die
Verfasserin viel eigene Initiative und Untersuchungen in die
Arbeit eingebracht hat. Die Fallstudie wurde mit dem dritten
Preis bewertet, da sie die Aufgabe „Wasser als Element der
Raumplanung“ im Kontext der Öffnung Europas nach Osten
und damit verbundener Veränderungen im Stadtgefüge und
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in den Lebensgewohnheiten der Menschen beispielhaft dar-
stellt. Im Sinne eines Erkenntnisfortschritts kann diese kultu-
relle Annäherung und ihre Auswirkung auf die Stadtplanung
in Europa einen wichtigen Beitrag leisten.

Einer der beiden zweiten Preise ging an Dipl.-Geogr. Dirk
Huchtemann für seine Arbeit „Effizienzgewinn durch Regio-
nalisierung? Abgrenzung homogener Politikaktionsräume in
Flusseinzugsgebieten“. Er greift das Problem diffuser Einträge
in Oberflächengewässer auf. Die Steuerung ist hier beson-
ders schwierig, da sie nicht über Anlagengenehmigung und
Überwachung erfolgen kann, sondern sich auf eine Änderung
der Praxis der landwirtschaftlichen Flächenutzung richten
müsste. Die dazu geeigneten Maßnahmen wären in einem
regional angepassten Flussgebietsmanagement zu ergreifen.
Ziel der Arbeit ist es, eine Methode zu entwickeln, die es
ermöglicht, die notwendigen Maßnahmen und Instrumente
mit möglichst geringen Transaktionskosten – insbesondere
Verwaltungsaufwand – zu planen und zu implementieren.
Der Autor geht dabei
von der These aus,
dass dies der Fall ist,
wenn die Planungs-
räume möglichst ho-
mogen bezüglich der
für dieses spezifische
Problem steuerungs-
relevanten Faktoren
sind. Ausgangsbau-
steine sind dabei die
Gemeinden, die in-
nerhalb der Flussge-
bietseinheiten zu neu-
en homogenen Pla-
nungsräumen zusam-
mengefasst werden.
Als homogen werden
die Räume dann be-
zeichnet, wenn sie
hinsichtlich

■ der Präferenzen
der Bevölkerung für einen bestimmten Gewässerzustand
ähnlich sind,

■ der Eintragsraten von Schadstoffen ähnlich sind und

■ der Vermeidungsgrenzkosten als Verringerung des Ein-
kommens landwirtschaftlicher Betriebe in Abhängigkeit
von bestimmten Politikmaßnahmen ähnlich sind.

Innerhalb der homogenen Gemeindegruppen können
Maßnahmen mit geringeren Transaktionskosten geplant und
umgesetzt werden, da sie auf einen Raum mit relativ glei-
chen Problemen und Umsetzungsbedingungen wirken. Dirk
Huchtemann löste die Aufgabe, homogene Planungsräu-
me zu finden, mittels einer Clusteranalyse. Am Beispiel der
Ems demonstriert er die Anwendbarkeit der Methode. Mit
der Arbeit wird eine originelle und eigenständige Lösung
für ein Problem an der Schnittstelle zwischen Raumplanung
und wasserwirtschaftlicher Planung präsentiert. Der Autor
überträgt einen ökonomischen Ansatz zur Effizienzsteige-
rung auf ein Raumproblem und leitet die von ihm entwick-
elte Methode zur Neugliederung von Planungsräumen in

Wassereinzugsgebieten systematisch und nachvollziehbar
her.

Der andere zweite Preis wurde Dr. Oliver Kaiser für seinen
Beitrag „Bewertung und Entwicklung urbaner Fließgewässer
unter aktiver Einbeziehung der Öffentlichkeit – Das Projekt
StadtGewässer“ zuerkannt. Er stellt das Freiburger Projekt
„StadtGewässer“ vor, das sich auf zwei Freiburger Gewässer
bezieht (Gewerbekanal und Glasbach), deren Ausgangssta-
tus erhebliche Defizite, aber auch Entwicklungspotenziale
aufgewiesen hatten. Ausgangspunkt der konzeptionellen Über-
legungen des Beitrages waren die bestehenden Defizite bei
der systematischen Erfassung des Zustands urbaner Fließge-
wässer, da sich bisherige Bewertungsansätze – wie übrigens
auch die Wasserrahmenrichtlinie – primär am ökologischen
Zustand von Gewässern orientieren. Ganz im Sinne des Leit-
bildes der nachhaltigen räumlichen Entwicklung wurden ne-
ben ökologischen auch soziale und ökonomische Kriterien
berücksichtigt, und zwar nicht nur mittels quantifizierbarer

Faktoren, sondern
auch mit weichen At-
tributen wie Erlebnis
und Aufenthaltsquali-
tät. Interessant ist in
diesem Kontext die
Art und Weise, wie
das schwierige The-
ma der Messbarkeit
und Bewertung von
„Sinneswahrneh-
mung“ (und insbeson-
dere der visuellen
Wahrnehmung als
wichtigstem Kriteri-
um) angegangen
worden ist. Dieser
Bewertungsansatz ist
auf die beiden Frei-
burger Gewässer an-
gewendet worden
und scheint übertrag-

bar zu sein, was diesen Beitrag über den Wert einer reinen
Fallstudie hinaus auszeichnet. Zudem wurde die Bedeutung
aktiver bürgerschaftlicher Mitwirkung an Planungsvorgängen
aufgezeigt und deren Anwendung begleitet und positiv eva-
luiert. Die Arbeit zeichnet sich außerdem durch eine gute
Herleitung der Problemstellung und Zielsetzung aus, aus de-
nen ein Lösungsansatz abgeleitet wird. Sie ist auch optisch
sehr ansprechend aufbereitet worden. Der Beitrag wurde mit
einem zweiten Preis bewertet, da er das Thema „Wasser als
Element der Raumplanung“ auf überzeugende Art und Weise
in Form einer Fallstudie umgesetzt hat, die eine erkennbare
konzeptionelle Eigenleistung des Autors beinhaltet. Dies stellt
einen in weiten Teilen auch auf andere Fälle übertragbaren
Erkenntnisfortschritt dar.

Nach der Laudatio und der Preisübergabe hatten Dirk Huch-
temann und Oliver Kaiser Gelegenheit, in komprimierter Form
die Hauptgedanken ihrer jeweiligen Arbeit vorzutragen.

Andreas Klee, Tel. (+49-511) 3 48 42 – 39
E-Mail: Klee@ARL-net.de

v.l.: Oliver Kaiser, Alice Kube, Jörg Knieling, Dirk Huchtemann
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Der Förderkreis für Raum- und Umweltforschung e.V. (FRU)
schreibt hiermit den Werner-Ernst-Preis 2007 aus. Das

Wettbewerbsthema lautet:

Metropolregionen

und territoriale Kohäsion

Hintergrund

Angesichts des weltweiten Wettbewerbs und der zunehmen-
den globalen Verflechtung ist die Rolle von Metropolregio-
nen stärker in den Mittelpunkt der regionalökonomischen
und raumordnungspolitischen Diskussion gerückt. Neue theo-
retische Erkenntnisse – beispielsweise aus der Neuen Ökono-
mischen Geographie und der Neuen Wachstumstheorie –
legen nahe, dass die großen Metropolen in der Zukunft die
Kristallisationspunkte und Träger des gesamtwirtschaftlichen
Wachstums sein werden. Metropolregionen werden deshalb
oft als ein Grundstein zur Realisierung der Lissabon-Strategie
der EU (mit dem Ziel der Entwicklung Europas zum weltweit
stärksten Wirtschaftsraum) wahrgenommen.

Zugleich stellt sich die Frage, ob durch die Förderung dieser
Wachstumsmotoren auch Entwicklungsunterschiede inner-
halb Europas ausgeglichen und der räumliche Zusammenhalt
gestärkt werden können, um zu einer nachhaltigen Raument-
wicklung beizutragen. Denn die Europäische Union hat sich
(Art. 3 des Verfassungsentwurfs) das Ziel gesetzt, neben der
wirtschaftlichen und der sozialen Kohäsion die territoriale Ko-
häsion im Gemeinschaftsgebiet zu stärken. Gegenwärtig ist
die EU jedoch durch starke Unterschiede in den Ländern und
Regionen der Mitgliedstaaten in den Bereichen Wirtschafts-
kraft, Produktivität und Arbeitsmarkt gekennzeichnet. Diese
Unterschiede und Ungleichheiten sollen reduziert und eine
ausgeglichene Entwicklung in der EU erreicht werden. Hierzu
müssen einerseits die räumlich wirksamen Fachplanungen
und die Strukturpolitik besser aufeinander abgestimmt wer-
den. Denn aus raumwissenschaftlicher Sicht bezieht sich die
territoriale Kohäsion auf eine ganze Reihe von EU-Politiken
und erfordert eine neue Qualität der Integration. Andererseits
ist es nötig, die territoriale Integration zu verbessern und re-
gionale Kooperationen zu fördern. Im Sinne einer nachhalti-
gen Raumentwicklung müssen Strategien gefunden werden,
um negativen Entwicklungstrends der Polarisierung (z. B. in-
nerhalb der Mitgliedstaaten) begegnen und eine gemeinsa-
me Verantwortung für die Raumentwicklung fördern zu kön-
nen.

Der Wettbewerb um den Werner-Ernst-Preis 2007 möchte

■ die generelle Rolle von Metropolregionen für eine nach-
haltig orientierte europäische Raumentwicklung einord-
nen und die Chancen und Risiken einer metropolenbasier-
ten Raumentwicklung zur Förderung einer ausgegliche-
nen Raumentwicklung veranschaulichen,

■ Wege zu stärker integrierten Lösungen (fachplanerischer
Abstimmung) sowie kooperativer Ansätze (z. B. polyzen-
trale Metropolregionen, Metropolennetze) auf europäi-
scher Ebene aufzeigen,

■ Überlegungen zu Strategien und Instrumenten einer me-
tropolenbasierten Raumentwicklung anregen.

Erwartungen an die Wettbewerbsbeiträge

Der Wettbewerb fordert dazu auf, sich mit den Konzepten
Metropolregionen und territoriale Kohäsion auseinanderzu-
setzen und Vorschläge zu diskutieren, welche Folgerungen
für die raum- und umweltbezogene Politik und Planung im
weitesten Sinn gezogen werden sollten. Themen, die sich
den beiden Bereichen zuordnen lassen, können aus verschie-
denen fachlichen Sichtweisen heraus bearbeitet werden, z. B.
Raumwissenschaften, Stadt- und Regionalplanung, Geogra-
phie, Wirtschaftswissenschaften, Rechts-, Politik- und Sozial-
wissenschaften. Die Berücksichtigung fachübergreifender
Gesichtspunkte liegt jedoch nahe und ist zu empfehlen. Mög-
liche Betrachtungsebenen reichen von der einzelnen Kom-
mune bis zur staatlichen und europäischen Ebene. Erwünscht
sind sowohl Beiträge mit eher theoretischem Ansatz, analyti-
sche Betrachtungen, definitorische und methodische Weiter-
entwicklungen als auch praxisorientierte Erfahrungsberichte
mit wissenschaftlicher Fundierung. Gefragt sind auch persön-
liche Einschätzungen, eigene Ideen und Vorschläge.

Es wird nicht erwartet, dass sich die Wettbewerbsthemen
mit allen Facetten des Ausschreibungsthemas befassen. Eine
Beschränkung auf Teilaspekte ist empfehlenswert. Interes-
sierte können gern zunächst beim Förderkreis anfragen, ob
sich ein vorgesehenes Thema für den Wettbewerb eignet.
Neben eigens für den Werner-Ernst-Preis 2007 erstellten Bei-
trägen können auch solche Arbeiten eingereicht werden, die
auf umfassenderen, bereits vorliegenden oder in Arbeit be-
findlichen Studien-, Projekt- oder Diplomarbeiten sowie Dis-
sertationen beruhen, sofern sie den vorgesehenen Umfang
nicht überschreiten und in sich ohne Kenntnis der zugrunde
liegenden Arbeit verständlich sind.

Werner-Ernst-Preis 2007

(16. FRU-Förderpreis-Wettbewerb)

Internationale Ausschreibung
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Preise und Preisverleihung

Der Werner-Ernst-Preis 2007 ist mit insgesamt 4.500 EUR
dotiert. Vorgesehen ist die Vergabe eines ersten Preises (2.000
EUR), eines zweiten Preises (1.500 EUR) und eines dritten
Preises (1.000 EUR). Auf Vorschlag der Jury kann eine Redu-
zierung der Zahl der Preise und eine andere Aufteilung der
Preissumme erfolgen. Als Anerkennung für weitere, nicht mit
Geldpreisen ausgezeichnete Wettbewerbsbeiträge stehen
wertvolle Buchgeschenke zur Verfügung.

Die Preise werden im Rahmen der Wissenschaftlichen Ple-
narsitzung der ARL am 14./15. Juni 2007 in Hamburg über-
reicht. Die Verfasserin bzw. der Verfasser des mit dem ersten
Preis ausgezeichneten Wettbewerbsbeitrags erhält Gelegen-
heit zur Vorstellung der Arbeit. Darüber hinaus ist beabsich-
tigt, die mit Geldpreisen ausgezeichneten Arbeiten zu veröf-
fentlichen.

Teilnahmebedingungen

Teilnehmen können Studierende, Absolventinnen und Absol-
venten sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Lehre, For-
schung und Praxis aller relevanter Fachbereiche. Das Höchst-
alter beträgt 35 Jahre (Stichtag: 10. April 2007). Zugelassen
sind auch Arbeiten von Teams aus bis zu drei Autorinnen bzw.
Autoren.

Die eingereichten Arbeiten sollten nicht mehr als etwa 20
Seiten DIN A 4 umfassen. Sie sind in deutscher Sprache abzu-
fassen und dürfen noch nicht an anderer Stelle veröffentlicht
oder zur Veröffentlichung angeboten worden sein. Die Arbei-
ten müssen bis zum 10. April 2007 in vierfacher Printversion
und in elektronischer Version – bevorzugt auf CD – zusam-
men mit dem ausgefüllten Bewerbungsbogen (herunterzula-
den von der Homepage des FRU unter www.FRU-online.de)
bei der Geschäftsstelle des Förderkreises eingereicht werden.
Die Printversionen dürfen keinen Hinweis auf die Verfasser

Neue Mitglieder im FRU

Als neue Mitglieder im Förderkreis begrüßt der Vor-
stand:

■ Dipl.-Geogr. Sabine von Löwis, HafenCity
Universität Hamburg

■ Prof. Dr. Dimitrios Melissas, Athen

Das vollständig neu bearbeitete „Handwörterbuch der
Raumordnung“ (4. Auflage 2005) bietet einen umfas-

senden Überblick über alle wesentlichen Bereiche von
Raumordnung, Raumforschung und Raumentwicklung. Be-
reits seit seiner Ankündigung wird es stark nachgefragt.
Auf vielfachen Wunsch stellt die ARL jetzt erstmals Lese-
proben dieses Standardwerkes auf ihrer Website (www.arl-
net.de) zur Verfügung.

In der Rubrik „News“ finden Sie einen Link auf die Seite des
Handwörterbuchs. Hier liegen drei ausgewählte Beiträge
als frei abrufbare pdf-Dokumente vor:

■ Bewertungs- und Entscheidungsmethoden

■ Konzeptionen der Raumordnung

■ Regionale Strukturpolitik

Handwörterbuch der Raumordnung

Leseproben

Das Handwörterbuch kann über den Online-Shop der ARL
(www.arl-net.de/shop) oder im Buchhandel (ISBN 3-88838-
555-5) bestellt werden.

enthalten. Pro Bewerber bzw. Bewerberin kann nur eine Ar-
beit eingereicht werden. Über die Preisvergabe entscheidet
eine unabhängige Jury, deren Mitglieder vom FRU bestimmt
worden sind. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

Der FRU lädt die Preisträger bzw. Preisträgerinnen zur Teil-
nahme an der Wissenschaftlichen Plenarsitzung in Hamburg
ein. Er sorgt für Unterkunft und erstattet die Fahrtkosten nach
dem Bundesreisekostengesetz.

Die Preisträger verpflichten sich zur unentgeltlichen Über-
tragung des Rechts zur Veröffentlichung ihrer eingereichten
Arbeiten oder von Teilen daraus an den FRU bzw. an die ARL,
sofern eine Veröffentlichung in deren Schriften erfolgt.

Die Arbeiten sind einzureichen an folgende Adresse:

Förderkreis für Raum- und Umweltforschung e.V.

Geschäftsstelle

Jury Werner-Ernst-Preis 2007

Hohenzollernstraße 11

30161 Hannover

Auskünfte erteilt Dr. Andreas Klee von der Geschäftsstelle
des FRU, Tel. (+49-511) 3 48 42 - 39, Fax (+49-511) 3 48 42 -
41, E-Mail: FRU@ARL-net.de.
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Unter dieser Rubrik erscheinen Hinweise auf beachtenswerte Diplomarbeiten, Dissertationen und sonstige
graue Literatur. Der Förderkreis möchte auf diese Weise auf Leistungen des wissenschaftlichen Nachwuchses
aufmerksam machen. Interessenten können die Adressen, an die Anfragen zu den gemeldeten Arbeiten zu
richten sind, über den Förderkreis erhalten.

Diese Rubrik steht allen inner- und außerhalb des personalen Netzwerks der ARL zur Verfügung; eine
Auswahl ist vorbehalten. Informationen über Arbeiten, die in den folgenden Heften der ARL-Nachrichten
veröffentlicht werden können, werden erbeten an:

FRU c/o ARL, Hohenzollernstr. 11, 30161 Hannover, FAX: (+49-511) 3 48 42 - 41, E-Mail: FRU@ARL-net.de

InfobörseInfobörse

INFOBÖRSE

Diplomarbeiten, Dissertationen etc.

Abgeschlossene und laufende Arbeiten

Technische Universität Aachen

Geographisches Institut

■ Lukosiunaite, Jolita

Wirtschaftsräumliche Veränderungen im EU-Staat Litauen (ins-
besondere im Bereich der Energiewirtschaft)

Universität Dortmund

Fakultät Raumplanung

■ Augustini, Christopher

Evaluation kooperativer Wohnungsmarktprozesse in der Regi-
on Bonn/Rhein-Sieg/Ahrweiler
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2005)

■ Barwisch, Timo

City-Maut – Alternative für belastete Innenstädte?
(Diplomarbeit, abgeschl. 04/2006)

■ Baums, Britta

Tourismusmanagement in der Nationalparkregion Gesäuse
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2005)

■ Bruckhoff, Birthe; Meininghaus, Julia

Handel im Wandel – Instrumente zur Stärkung des Standortes
Innenstadt – Einrichtung einer Immobilien- und Standortge-
meinschaft am Willy-Brandt-Platz in Essen
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2005)

■ Bozkurt, Muhammet

Umnutzung von Brachflächen als ein Beitrag für eine nachhal-
tige Stadtentwicklung – am Beispiel der Paracelsuskaserne in
Hamm
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2006)

■ Dyga, Ricarda

Die strategische Umweltprüfung (SUP) beim Regionalplan-
verfahren unter besonderer Berücksichtigung der Öffentlich-
keitsbeteiligung
(Diplomarbeit, laufend)

■ Ebert, Christof

Umgang mit baulichen Relikten der NS-Kriegsführung am
Beispiel von U-Boot-Bunkeranlagen
(Diplomarbeit)

■ Ferenz, Jan

Immissionsschutzrechtliche Konflikte zwischen landwirtschaft-
lichen Betrieben und heranrückender Wohnbebauung – Ab-
wehransprüche auf Grundlage drittschützender Vorschriften
und Möglichkeiten zur präventiven Konflikvermeidung
(Diplomarbeit)

■ Fischell, Anne; Schäfer, Carsten

Vom Militärstützpunkt zum Leben am Körnebach – eine städ-
tebauliche Entwicklungskonzeption für den ehemaligen Flug-
hafen in Dortmund-Brackel unter Berücksichtigung der de-
mographischen Entwicklungstendenzen
(Diplomarbeit, abgeschl. 06/2005)

■ Foltys-Banning, Martina

Handlungsmöglichkeiten der Kirchen in der Bauleitplanung
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2005)

■ Freitag, Carsten

Evaluation einer Standort- und Marktanalyse für Shopping-
Center – am Beispiel des Thüringen- Parks Erfurt
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2005)
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INFOBÖRSE

■ Frommeld, Nadine

Kommunales Immobilienmanagement – Strategische Steue-
rung von kommunalen Immobilien am Beispiel von Schulen
in Köln-Mülheim
(Diplomarbeit, abgeschl. 04/2006)

■ Fuchte, Karsten

Die Bedeutung verkehrsbezogener Kriterien bei der Wohn-
standortwahl
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)

■ Furkert, Rasmus

Kommunale Wirtschaftsförderung in Klein- und Mittelstädten
– Notwendigkeit und Möglichkeiten der Kooperation am Bei-
spiel der Stadt Wipperfürth im oberbergischen Kreis
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2006)

■ Gerland, Janine

Der Strukturwandel im Ruhrgebiet. Eine Analyse des Entwick-
lungsprozesses von ausgewählten industriell geprägten Dort-
munder Stadtteilen zu postindustriellen Agglomerationsräu-
men anhand eines Indikatorensystems
(Diplomarbeit, laufend)

■ Hamer, Dirk

Bewertungssysteme für Eisenbahnnebenstrecken – Neue
Ansätze für Reaktivierungs- und Stilllegungsdiskussionen
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2005)

■ Hammer, Christian

Betriebskonzept für die Regionalstadtbahn Dortmund – Lü-
nen – Bergkamen – Werne – Hamm und für die nachgeord-
neten ÖPNV-Netze
(Diplomarbeit, abgeschl. 08/2005)

■ Hawig, Judith; Hebebrand, Dominique

Möglichkeiten und Grenzen des dezentralen Hochwasser-
schutzes – Handlungsempfehlungen für das obere Einzugs-
gebiet der Werse
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2005)

■ Hoffmann, Peter

Der Seehafen Rostock im Verkehrsraum Ostsee. Entwick-
lungsperspektiven und räumliche Potenziale
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2005)

■ Husar, Arndt

Towards Territorial Cohesion. The Role of the European Parlia-
ment
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2006)

■ Jansen, Claudia

Schrumpfung kommunizieren – Bilder für den Stadtumbau in
Gelsenkirchen
(Diplomarbeit, abgeschl. 06/2005)

■ Klessmann, Jens

Strategische Wirtschaftsförderung: Mögliche Verbindungen
zwischen Clusterpolitik und lokaler Ökonomie. Eine Untersu-
chung in den Städten Dortmund und Manchester
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2005)

■ Knoblauch, Britta; Schulitz, Antonia

Chancen und Grenzen Interkommunaler Kooperation als Hand-
lungsansatz für schrumpfende Kleinstädte im ländlichen Raum
– eine Fallbeispielanalyse
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2005)

■ Knobloch, Holger

Steuerung der Siedlungsentwicklung an der Küste Anadalusi-
ens. Bausteine für Integriertes Küstenzonenmanagement am
Beispiel „Litoral Occidental de Huelva“
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2005)

■ Köser, Sven

Kommunale Wirtschaftsförderung im Wandel – Wachsende
Anforderungen an die Wirtschaftsförderung von morgen –
dargestellt am Beispiel der Region Westmecklenburg
(Diplomarbeit, abgeschl. 01/2006)

■ Köster, Rainer

Innovationsverhalten von Unternehmen und regionale Ge-
staltungsoptionen – Das Beispiel der Maschinenbauindustrie
im Münsterland
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)

■ Krekeler, Yvonne

Der Beitrag der Regionalplanung zur Reduzierung des Flä-
chenverbrauchs – untersucht anhand der Beispielregionen
Emsland und Nordhessen
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2006)

■ Krüger, Friedrich

Ländliche Entwicklung durch Bottom-up-Strategien. Unter-
sucht am Beispiel der Gemeinschaftsinitiative LEADER+ in
Katalonien und Baden-Württemberg
(Diplomarbeit, abgeschl.)

■ Lasik, Sylvia

Verkehrsmodellierung im Schienenpersonenfernverkehr –
Optimierung durch räumliche Disaggregation von Verkehrs-
zellen
(Diplomarbeit)

■ Leber, Nils

Entwicklungsperspektiven ländlich peripherer Räume im Span-
nungsfeld der Metropolentwicklung
(Diplomarbeit)

■ Leise, Thomas

Integrierte Immobilienprojektentwicklung für den Standort
der ehemaligen Kronenbrauerei in Dortmund
(Diplomarbeit, abgeschl. 10/2005)

■ Leverkus, Heiko

Die künftigen Anforderungen an ein kommunales Energie-
konzept unter besonderer Berücksichtigung der Nachhaltig-
keitsziele und des Klimaschutzes im Wechselspiel mit kom-
munalen Interessen – dargestellt am Beispiel der Stadt Karls-
ruhe
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2005)
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■ Lichtenberg, Norbert

Innerstädtische Einkaufszentren – Chance oder Gefahr für die
Wiederbelebung von Innenstädten. Das Beispiel Multicasa in
Duisburg
(Diplomarbeit)

■ Möbs, Sigrid

Risikomanagement im deutschen Alpenraum. Der Beitrag
der strategischen Umweltprüfung zu den Zielen eines inte-
grierten Risikomanagements
(Diplomarbeit, laufend)

■ Müller, Michael

Bewertungsverfahren von Standorten für Anlagen zur dezen-
tralen energetischen Biomassenutzung im ländlichen Raum –
untersucht am Naturpark Drömling in Sachsen-Anhalt
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2005)

■ Reckschwardt, René

Was kommt nach der Förderung? Der Verstetigungsprozess
der Regionale 2004
(Diplomarbeit)

■ Sawlanski, Thomas

Perspektiven des Öffentilchen Personennahverkehrs im Obe-
ren Hönnetal (Balve/Neuenrade)
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2005)

■ Siepmann, Joachim

Kooperation von Wohnungsmarktakteuren zur Stabilisierung
und Attraktivierung schrumpfungsgefährdeter Stadtquartiere
in Wuppertal
(Diplomarbeit, laufend)

■ Schiebold, Tim

Aufwertung bestehender Industrie- und Gewerbestandorte –
dargestellt am Beispiel des „Industrieparks an der B1“ in Unna
(Diplomarbeit)

■ Schoppengerd, Johanna

Moscheen in Deutschland: Rahmenbedingungen und Strate-
gien für kommunales Handeln
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2005)

■ Schrader, Felix

Strategien zum Wohnen im Alter in suburbanen Einfamilien-
hausgebieten der 1960/70er Jahre
(Diplomarbeit, abgeschl. 07/2005)

■ Steinkemper, Norbert

Innovationsnetzwerke als Instrument zur Entwicklung regio-
naler Wirtschaftscluster. Das Beispiel Gesundheitswirtschaft
im Ruhrgebiet
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2005)

■ Strasburger, Harry

WM Standort Dortmund – sozioökonomische Auswirkungen
der Fußballweltmeisterschaft auf die Stadt Dortmund
(Diplomarbeit, abgeschl. 09/2005)

■ Streit, Alexander

Stoffstrombasierte Unternehmensnetzwerke in der mittelstän-
dischen Industrie. Stoffstrommanagement als netzwerkorien-
tierter Kooperationsansatz zur nachhaltigen Entwicklung des
Wirtschaftsraums Arnsberg
(Diplomarbeit, laufend)

■ Vennebusch, Thomas

Neue Wohn- und Lebensformen für Senioren – Die Hausge-
meinschaft als Wohnalternative vor dem Hintergrund der de-
mographischen Alterung und ihrer Konsequenzen
(Diplomarbeit, laufend)

■ Wortmann, Sandra

Joint Management – An Instrument for involving Indigenous
Peoples in the Management of Protected Areas. The Case
Study of Te Waihora/Lake Ellesmere, New Zealand
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2005)

Technische Universität Dresden

Fakultät Forst-, Geo- und Hydrowissenschaften

■ Pallagst, Karina

Growth Management: City and Regional Planning in the US
between Theory and Practice
(Habilitation, abgeschl. 6/2006)

Universität Giessen

Projekt- und Regionalplanung

■ Henkelmann, Martin

Auswirkungen des demographischen Wandels auf ländliche
Räume: Beispiel Giessner Umlandgemeinden
(Bachelorarbeit, abgeschl. 07/2006)

■ Michels, Sandra

Regionalökonomische Effekte von Naturschutzobjekten: Bei-
spiel Kellerwald
(Bachelorarbeit, abgeschl. 03/2006)

HafenCity Universität Hamburg

Studiengang Stadtplanung

■ Helterhoff, Mario

Immobilienwirtschaftliche Potenziale für die Stadtentwicklung
einer Mittelstadt am Beispiel der Stadt Celle
(Diplomarbeit, abgeschl. 04/2006)

■ Krause-Junk, Katharina

Kommunale Gewerbeansiedlungspolitik im Spannungsfeld
fiskalischer Anreize und planerischer Anforderungen
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)

■ Schramm, Wolfgang

Urbane Kuratoren: Mind Map zur Gestaltung von Handlungs-
ebenen in komplexen Räumen des urbanen Strukturwandels
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)
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Technische Universität Kaiserslautern

Lehrstuhl Stadtplanung

■ Baeuchle, Karin

Der Stellenwert von Business Improvement Districts im Rah-
men der Revitalisierung von Innenstädten – dargestellt am
Beispiel der Stadt Ludwigshafen
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)

■ Brockmeyer, Kim Marc und Friederici, Jean-Marc

Neue Wege der Luxemburger Raumplanung
(Diplomarbeit, abgeschl. 02/2006)

■ Brune, Sven-Eric; Friedrich, Matthias

Events zur Stärkung des Einzelhandels und Sicherung der
Innenstadtfunktion
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2005)

■ Grapenthin, Silke

Stadt-Quartiersentwicklung unter geänderten Vorzeichen.
Möglichkeiten zur Aufwertung und Attraktivierung unter Be-
rücksichtigung der sich stark verändernden Anforderungen an
eine moderne Stadt und ihre Funktionen
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2005)

■ Groß, Florian; Hermann, Sebastian; Amann, Timo;

Müller, Thomas

Neue Handlungsansätze für eine zeitgemäße Stadtplanung
(Diplomarbeit, abgeschl. 02/2006)

■ Kauertz, Benedikt

Umweltprüfung in der Flächennutzungsplanung
(Diplomarbeit, abgeschl. 04/2006)

■ Kieser, Mark

Vom Flächenmanagement zur Flächenkreislaufwirtschaft
(Diplomarbeit, abgeschl. 04/2006)

■ Lauffer, Jan Hendrik

Interaktive E-Participation bei Stadtplanungsprozessen
(Diplomarbeit, abgeschl. 02/2006)

■ Müller, Silke

Zurück in die Stadt? Einflussfaktoren und methodische Ansät-
ze für die Wohnflächenentwicklung in der Innenstadt
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2005)

■ Neubert, Anne

Business improvement districts als Beitrag für die Revitalisie-
rung und Stärkung innerstädtischer Geschäftsbereiche in
Deutschland? Ein Vergleich zwischen der Umsetzung des
Modells in Hamburg und in Nordrhein-Westfalen
(Diplomarbeit, abgeschl. 11/2005)

■ Reimertz, Dorothee

Militärische Konversion im dünn besiedelten ländlichen Raum
– Entwicklung eines Konversionskonzeptes für die Gemeinde
Westerburg in Rheinland-Pfalz
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2005)

■ Schuchmann, Eveline

Kommunikation in Rückbau-Prozessen des Stadtumbaus. Ak-
teure, Gegenstände und Gestaltung ausgewählter Kommuni-
kationsaufgaben unter Ableitung von Anforderungen an die
Qualität von Kommunikation in Rückbau-Prozessen
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)

■ Theis, Michael

Kommunale Einzelhandelskonzepte zur raumverträglichen
Steuerung der Entwicklungen im Einzelhandel
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2005)

Technische Universität Kaiserslautern

Lehrstuhl Regionalentwicklung und

Raumordnung

■ Benzel, Lothar

Lebensmittelnahversorgung in ländlichen Räumen unter neu-
en Rahmenbedingungen – dargestellt am Beispiel von Einzel-
handelsbetrieben im Landkreis Reutlingen
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2006)

■ Heim, Katja

Akzeptanz und Wirkungspotenziale der Metropolregion Nürn-
berg – Diskussion an den Themenbereichen Regionalmarke-
ting, Kultur und Tourismus
(Diplomarbeit, abgeschl. 06/2006)

■ Henger, Erika

UNESCO-Weltkulturerbe und die Auswirkungen auf die re-
gionale Entwicklung – das Beispiel Kloster Maulbronn
(Diplomarbeit, abgeschl. 12/2005)

■ Hiller, Angela

Bedeutung von Hochqualifizierten für die regionalwirtschaft-
liche Entwicklung – Diskussion am Beispiel der Region Co-
burg
(Diplomarbeit, abgeschl. 2/2006)

■ Jörg, Stephanie

Die räumlichen Auswirkungen des demographischen Wan-
dels im Südwestpfalzkreis – dargestellt am Beispiel der Kin-
dertagesstätten und Grundschulen in ausgewählten Verbands-
gemeinden
(Diplomarbeit, abgeschl. 01/2006)

■ Kaltenegger, Christina

Die Bedeutung von Metropolregionen im europäischen Ver-
gleich – Entwicklung, Ziele, Strategien, Umsetzung
(Diplomarbeit, abgeschl. 07/2006)

■ Kurrat, Jochen

Wirtschaftliche Entwicklung von Metropolregionen durch re-
gionale Kompetenzen – Handlungsempfehlungen für die
Region Rhein-Neckar
(Diplomarbeit, abgeschl. 01/2006)
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■ Rheinschmidt, Silke

Tourismus und Regionalentwicklung: Der Sommertourismus
in Österreich und Tschechien – eine vergleichende Marktana-
lyse am Beispiel des Wandertourismus
(Diplomarbeit, abgeschl.)

■ Szücs, Anikó

Ansätze für ein City-Management. Diskussion am Beispiel
von Landstuhl
(Diplomarbeit, abgeschl. 06/2006)

■ Schaffer, Martin und Scheck, Christoph

Regionale Kooperationen im Rhein-Main-Gebiet – Anforde-
rungen und Handlungsempfehlungen für eine zukunftsfähi-
ge Weiterentwicklung
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)

■ Schledewitz, Anna

„Interkulturelle Kompetenz“ als Standortfaktor? – Diskussion
an ausgewählten Konzepten des Standortmarketings
(Diplomarbeit, abgeschl. 01/2006)

■ Schulz, Lydia

Vergleich ausgewählter Clusterinitiativen und die mögliche
Übertragbarkeit der Konzepte auf die Wachstumsinitiative
Süderelbe AG
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2006)

■ Schulze-Entrup, Svenja

Das Fremdimage der Stadt Kaiserslautern
(Diplomarbeit, abgeschl. 01/2006)
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parks – Diskussion am Beispiel des PRE-Parks Kasiserslautern
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2006)
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Regionale Wirkungen außeruniversitäter Forschungseinrich-
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(Diplomarbeit, abgeschl.)

Technische Universität Kaiserslautern

Raum- und Umweltplanung

■ Kieser, Mark

Flächeninanspruchnahme in Deutschland – Flächenkreislauf-
wirtschaft, die Zukunft der Stadt- und Regionalentwicklung?
(Diplomarbeit, abgeschl. 04/2006)

Ludwig-Maximilians-Universität München
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■ Armbruster, Sylvia

„Wo bitte geht’s zur U-Bahn?“ Eine Analyse zu Zugangsinfor-
mationen für den ÖPNV im öffentlichen Raum am Beispiel
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(Diplomarbeit, abgeschl. 06/2006)
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Lichtpläne in Deutschland. Untersuchungen zu einem neuen
Planungsinstrument
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)

■ Hagenstein, Stephanie
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tätsmanagement?
(Diplomarbeit, abgeschl. 03/2006)
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land Deutschland
(Diplomarbeit, abgeschl. 04/2006)

■ Kriwan, Christian

Standortwahlverhalten und -motive eines multinationalen
Konzerns – ein Beitrag zur intraregionalen Bürostandortfor-
schung am Beispiel der Siemens AG
(Diplomarbeit, abgeschl. 05/2006)

■ Lutzenberger, Michael

Activities of Package Tourists outside the Hotel at a “Sun and
Sea” Destination – A case study from The Gambia detailing on
the informal sector and small and medium size enterprises
(Diplomarbeit, abgeschl. 02/2006)

■ Poll, Christiane

Auswirkungen unterschiedlicher Stadtmarketingkonzepte auf
den Tourismus dargestellt am Beispiel der Städte Passau und
Regensburg
(Diplomarbeit, abgeschl. 06/2006)

■ Schwarzkopf, Sascha

Prozessanalyse der Verkehrsentwicklungsplanung – dargestellt
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